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Kriminalitätsstatistikgesetz

Verehrte Leserinnen und Leser,

die Notwendigkeit einer Optimierung des kriminalstatistischen Systems in 
Deutschland ist unstrittig. Prof. em. Dr. Wolfgang Heinz hatte in der Krimi-
nalistik 7/2017 (S. 427-435) umfassend die Defizite analysiert und Hand-
lungsnotwendigkeiten aufgezeichnet. Seiner Beharrlichkeit und der weiterer 
Wissenschaftler ist es zu verdanken, dass diese Thematik auch in die Koalitions-
vereinbarungen der „Groko“ Eingang fand. Aktiv wurde jedoch die Bundestags-
fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die im Mai 2018 einen entsprechenden 
Gesetzentwurf einbrachte. Im Wesentlichen geht es um die (Wieder-)Einführung 
des Periodischen Sicherheitsberichts, der die PKS weitreichend ergänzen soll. 
Darüber hinaus werden Verlaufsstatistiken und spätestens nach fünf Jahren zu 

wiederholende repräsentative Bevölkerungsbefragungen zur Aufhellung des Dunkelfeldes ange-
strebt. Eine Expertenanhörung im Februar 2019 bestätigte diese Notwendigkeiten.

Bevölkerungsbefragungen werden nicht nur wertvolle Erkenntnisse zum Dunkelfeld liefern, 
sondern auch zur Kriminalitätsfurcht und zum Sicherheitsgefühl. Sexualdelikte, insbesondere im 
sozialen Nahfeld aber auch durch fremde Täter begangen, bleiben häufig unerkannt. Nicht zuletzt 
als Grundlage für kriminalpräventive Konzepte sind Dunkelfelderkenntnisse daher unerlässlich. 
Dr. Axel Uhlig und Prof. Dr. Dr. Ingo Wirth befassen sich in einer dreiteiligen Aufsatzfolge mit 
der Phänomenologie der Vergewaltigungen durch fremde Täter aus Sicht der Opfer, Täter und 
Ermittler. Im Wesentlichen können sie sich nur auf Hellfelderkenntnisse stützen und daraus Verhal-
tensempfehlungen zur Opfergegenwehr ableiten (Teil 1 nebenstehend S. 203-209). Im Gegensatz 
dazu gibt es zur Kriminalitätsfurcht und zum Sicherheitsgefühl eine Vielzahl valider Forschungser-
gebnisse, die auf Befragungen basieren. Prof. Dr. Karlhans Liebl fasst die unterschiedliche Wahr-
nehmung in Ost- und Westdeutschland zusammen (S. 216-222).

Nicht nur die breite Themenpalette des im Mai in Berlin anstehenden 24. Deutschen Präventi-
onstages umfasst eine große Anzahl von Beiträgen über die Gefahren, die von der digitalen Welt 
ausgehen. Ziel verschiedenster Projekte ist die Stärkung der Medienkompetenz. Anja Kegler und 
Günther Bubenitschek plädieren für ein Zusammenwirken von Kriminalprävention und Medienpä-
dagogik als ein Zukunftsmodell (S. 210-214). Mit dem Projekt „CONTRA“ zur Förderung der Medi-
enkritikfähigkeit unterstützt das BKA (Extremismus-)Prävention an Schulen, um jungen Menschen 
einen konstruktiven Umgang mit „Fake News“ und „Hate Speech“ zu ermöglichen (S. 249).

Dominik Trachsel beschreibt in der Kriminalistik-Schweiz Ermittlungsansätze gegen die pädose-
xuelle Gemeinschaft im virtuellen Raum (S. 259-263) und Nicole Selzer berichtet von einer Tagung 
in Jerusalem über den menschlichen Faktor von Cyberkriminalität (S.223-226). Im Campus-Teil 
dieser Ausgabe widmen sich Tim Riedel der „Schleierfahndung“ (S. 264-268) und Christoph 
Adler den „legendierten Kontrollen“, ein Begriff oder eine Maßnahme, die man, obwohl häufig 
angewandt, in den Polizeigesetzen des Bundes und der Länder und in der Strafprozessordnung 
vergeblich sucht (S. 268-273). Aline Girod-Frais vom österreichischen Bundeskriminalamt in 
Wien beleuchtet aus wissenschaftlicher Sicht die spannende Frage, ob die Altersbestimmung von 
Fingerspuren noch Fiktion oder bereits Realität ist (S. 250-258). Die Kriminalistik bietet wie immer 
reichhaltigen interdisziplinär und international ausgerichteten Lesestoff!

Ihr

Bernd Fuchs 
Chefredakteur
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Opfergegenwehr bei 
Vergewaltigungen durch Fremde
Von Axel Uhlig und Ingo Wirth

Der vorliegende Beitrag ist Teil einer Dissertation, die eine 
empirisch fundierte Darstellung der Phänomenologie der 
Vergewaltigungen durch fremde Täter aus der Sicht von Op-
fer, Täter und Ermittler beinhaltet. In diesem ersten Teil wer-
den nach einer Analyse der Opfergruppe und ihres Verhal-
tens in Wechselbeziehung mit dem Täterverhalten konkrete 
Grundaussagen zur bestmöglichen Opfergegenwehr im Er-
eignisfall abgeleitet. In einem zweiten Teil wird das praktisch 
bedeutsame Phänomen der vorgetäuschten Vergewaltigung 
erläutert. Als drittes wird eine kriminalistische Standardver-
sion der Gruppe der fremden Vergewaltiger zur Diskussion 
gestellt. Im Ergebnis eines Vergleichs mit bundesweiten 
ViCLAS-Daten ist festzustellen, dass die phänomenologischen 
Befunde gegenwärtig auch außerhalb des Landes Branden-
burg genutzt werden können. Es bleibt abzuwarten, ob die 
jüngsten soziodemografischen Veränderungen in Deutsch-
land auch qualitative Auswirkungen auf den Deliktbereich 
der Vergewaltigung durch einen fremden Täter haben.

Grundgesamtheit

Es wurden insgesamt 318 gewaltsame Se-
xualdelikte fremder Einzeltäter an mindes-
tens 14 Jahre alten, weiblichen Opfern1 
analysiert, die vom 1. Januar 1999 bis 
zum 31. Dezember 2008 im Land Bran-
denburg begangen und angezeigt wor-
den waren.2 Die nachfolgend dargestellte 
Phänomenologie3 umfasst die Merkmale 

von Opfer und Täter, der örtlichen und 
zeitlichen Tatumstände sowie des chro-
nologisch geordneten Tatverlaufs unter 
besonderer Beachtung des verbalen, phy-
sischen und sexuellen Täterverhaltens und 
der entsprechenden Opferreaktionen. Die 
ganzheitliche Betrachtung aller Falldaten 
erlaubte schließlich die Ableitung von 
Hinweisen für eine idealtypisch erfolgrei-
che Opfergegenwehr.

Tatort

Die Vergewaltigung durch einen fremden 
Täter findet grundsätzlich und im Gegen-
satz zu den Sexualdelikten im Bekannten- 
und Verwandtenkreis selten im Verborge-
nen, sondern eher im öffentlichen Raum 
statt. So begannen in allen Jahreszeiten 
zwischen 84 % und 93 % der Täteran-
griffe im Freien (Hartmann 1979, S. 74: 
70 %; Paul 1993, S. 722: 82 %). Die Aus-
wahl von Tatort und Tatzeit erfolgte aus 
Tätersicht aber stets unter der Prämisse, 
möglichst nicht von anderen beobach-
tet bzw. überrascht zu werden. Fremde 
Vergewaltiger waren zudem eher urbane 
Täter (84 % Täterangriffe innerhalb von 
Ortschaften).

Die Opfer- oder Täterwohnung war nur 
in 15 % aller Fälle als Tatort vorzufinden. 
Dieser geringe Anteil deutet darauf hin, 
dass der Täter-Opfer-Kontakt eher zufäl-
lig erfolgte (Paul 1993, S. 722: 8 % Woh-
nung als Tatort; Dern et al. 2004, S. 73: 
6 % Einsteigevergewaltiger).

Der Ort des Erstkontakts von Täter und 
Opfer und der Tatort der sexuellen Hand-
lungen lagen in 93 % aller Fälle nicht mehr 
als 500 m Luftlinie auseinander. Dies kann 
als Hinweis für das Bemühen der Täter 
aufgefasst werden, schnell zum sexuellen 
Handlungsziel zu kommen. Ebenso wur-
den von den Tätern kaum einmal Kraft-
fahrzeuge oder andere Transportmittel 
benutzt (insgesamt 8,5 % Fallanteil). Die 
Täter überschritten nur selten mit ihren 
Opfern die Landesgrenzen (vgl. Dern et al. 
2004, S. 41).

Insgesamt zeigte sich, dass die fehlende 
Täter-Opfer-Beziehung einen bestimmen-
den Einfluss auch auf die täterseitige 
Auswahl des Angriffsortes ausübte. Hart-
mann (1979, S. 74) bekräftigte: „Je en-
ger die Beziehung zwischen Opfer und 
Täter ist, desto wahrscheinlicher wird der 
Tatort in einem geschlossenen Raum zu 
finden sein, während bei fehlender Tä-

Phänomenologie

Prof. Dr. med. 
Dr. phil. Ingo 
Wirth, Berlin

Dr. jur. 
Axel Uhlig, 
Diplom-
Kriminalist, 
KHK, Leiter 
Operative 
Fallanalyse 
(OFA), LKA 
Branden-
burg, 
Eberswalde
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ter-Opfer-Beziehung der Tatort im Freien 
überwiegt.“

Tatzeit

Fremde Vergewaltiger greifen ihre Opfer 
zu jeder Jahreszeit und in allen Monaten 
an. Dabei waren die Wochenenden und 
die Feiertage mit 41 % Angriffsanteil sta-
tistisch überrepräsentiert. Die Einzeltaten 
erfolgten mehrheitlich bei günstigen Wet-
terbedingungen und während der dunk-
len Zeit des Tages. Lediglich 36 % aller 
Angriffe wurden bei Tageslicht begonnen.

Die Angriffe waren Minutensache, die 
Opfer waren auch bei vollendeten Taten 
nur relativ kurze Zeit in der Gewalt des 
Täters. So dauerten 56 % aller Taten vom 
Angriff bis zur Opferfreilassung nicht län-
ger als 1 Minute. Nach spätestens 15 Mi-
nuten waren 91 % und nach spätestens 
30 Minuten 97 % aller Taten beendet 
(Ludwig 1984, S. 61: 75 % der Fälle bis 
zu 30 Minuten und 85 % bis 1 Stunde; 
Kowalzyk 1994, S. 46: 74 % der Fälle ma-
ximal 30 Minuten). Diese geringe Tatzeit-
dauer lag nicht nur an den häufigen Tat-
abbrüchen, sondern auch daran, dass die 
Täter sowohl von sich aus schnell zum Er-
folg kommen wollten als auch unter den 
gegebenen ungünstigen äußeren Bedin-
gungen die Tat hastig vollziehen mussten.

Die fremden Vergewaltiger wollten die 
Opfer nicht für einen längeren Zeitraum 
beherrschen, beispielsweise um wieder-
holt sexuelle Handlungen an ihnen vor-
nehmen zu können. Dafür fehlten ihnen 
auch aufgrund ihrer limitierten tatzeit-
aktuellen Lebensumstände die notwen-
digen materiellen und vor allem räumli-
chen Möglichkeiten. Ludwig (1984, S. 62) 
konstatierte: „Längere Tatdauer als eine 
Stunde ist immer mit einer Wohnung ver-
bunden.“

Opfertyp

Nur 4 % der Opfer zeigten ein die Tat-
entstehung begünstigendes Verhalten im 
Umgang mit dem späteren Täter. Die Ge-
schädigten waren in ihrer Persönlichkeit, 
ihrem allgemeinen Lebenswandel und ih-
rem Äußeren als ein insgesamt unauffäl-
lig-homogener Opfertyp einzuschätzen. 
Sie waren damit lediglich zur falschen 
Zeit am falschen Ort. Das für den Täter 
tatsächlich wichtigste Opfermerkmal be-
stand zweifellos in dessen aktueller Ver-
fügbarkeit in der Angriffssituation (vgl. Elz 
2002, S. 126). Trotzdem kann den Tätern 
bei der konkreten Opferauswahl auch der 
Wunsch nach einem Mindestmaß an sexu-
eller Anziehungskraft durch das jeweilige 

Opfer unterstellt werden. Dafür spricht, 
dass immerhin 35 % der Täter ihre Opfer 
noch kurz vor dem Angriff ansprachen − 
allerdings nur in 13 % dieser Fälle in be-
drohlicher bzw. aggressiver Weise − und 
bei dieser Gelegenheit zwangsläufig auch 
betrachten konnten.

Unter Zugrundelegung der Bevölke-
rungsstruktur und der Fallzahlen bestand 
im Untersuchungszeitraum für eine min-
destens 14-jährige Brandenburgerin ein 
verschwindend geringes, statistisches 
Risiko von 0,03 %, durch einen frem-
den Mann sexuell attackiert zu werden. 
Zwangsläufig wurde kein Opfer mehr-
mals durch eine derartige Sexualstraftat 
geschädigt. Auch scheuten die fremden 
Vergewaltiger offenbar aus Gründen der 
schnellen und vollständigen Kontrollerlan-
gung den Angriff auf mehr als eine Frau: 
Nur in 1 % aller Fälle wurden 2 Opfer zu-
gleich (und erfolglos) attackiert.

Zum Tatzeitpunkt waren die Opfer 
im Durchschnitt 26 Jahre alt, die Alters-
spanne betrug zwischen 14 und 96 Jah-
ren. In 46 % aller Fälle waren die Opfer 
zwischen 14 und 19 Jahre alt, weitere 
38 % waren 20 bis 39 Jahre alt. Zu etwa 
drei Viertel wurden maximal 30-jährige 
Opfer attackiert (vgl. Baurmann 1996, 
S. 517; Elsner/Steffen 2005, S. 72). Hier-
bei dürfte die Täterentscheidung zum An-
griff nicht unwesentlich durch die Kom-
bination aus der subjektiv empfundenen
höheren sexuellen Attraktivität sowie der
erwarteten leichteren Kontrollmöglichkeit
jüngerer Opfer beeinflusst worden sein.
Lediglich in 7 % aller Fälle waren die Ge-
schädigten mindestens 50 Jahre alt.

In 96 % aller Fälle schätzten sich die 
Opfer als kleiner oder maximal genauso 
groß wie der Täter ein. Sie waren zur Tat-
zeit lediglich zu 3 % selbst als Beschul-
digte bundesweit in den polizeilichen Da-
tenspeichern erfasst.

Die Täter griffen mehrheitlich in Bewe-
gung befindliche Opfer an, 66 % waren 
zu Fuß und 14 % mit dem Fahrrad un-
terwegs. Demgegenüber waren nur 17 % 
aller Opfer zum Angriffszeitpunkt (entwe-
der im Freien oder im Gebäude) relativ 
statisch an einem Ort. Lediglich 2 % aller 
Opfer wurden durch die Täter zu Hause 
im Schlaf überrascht.

Unter Berücksichtigung der räumlichen 
und zeitlichen Bedingungen bei der Tat 
gingen mindestens 67 % der Opfer einer 
aus ihrer Sicht alltäglichen Beschäftigung 
nach. Dabei boten 54 % aller Opfer dem 
Täter eine günstige Möglichkeit zum An-
griff, indem sie allein, im Freien, bei Dun-

kelheit und zu Fuß unterwegs waren. Die 
Opfer wurden bei Wegfall der oberen und 
unteren Extremwerte in 90 % aller Fälle in 
durchschnittlich 3 km Entfernung von ih-
rem Hauptwohnsitz und auf gewohnten 
Wegen attackiert.

Von den Geschädigten waren 21 % 
zum Angriffszeitpunkt alkoholisiert, da-
von aber nach eigener Einschätzung nur 
5 % so erheblich, dass dadurch ihre Wi-
derstandsfähigkeit deutlich herabgesetzt 
war (Abel 1988, S. 225: nur 8 % alko-
holisierte Opfer). Hartmann (1979, S. 76) 
formulierte zutreffend: „Besteht keine Be-
ziehung zwischen Opfer und Täter und 
ist der Anbahnungsort gleich dem Tatort, 
so spielt der Alkohol beim Opfer keine 
Rolle.“

Tätertyp4

Die Vergewaltigung durch einen Fremden 
ist ein typisches Einzeltäterdelikt. Im Un-
tersuchungszeitraum fanden sich nur 9 % 
Gruppendelikte (Ludwig 1984, S. 28: 92 % 
Alleintäter). Zudem ergab sich ein bestän-
dig hoher Anteil an meist jungen und 
kriminell sowie sexuell eher unerfahrenen 
Ersttätern (59 % der aufgeklärten Fälle).

Unter den aufgeklärten Fällen waren die 
Täter zur Tatzeit im Durchschnitt 25 Jahre 
alt. Beachtliche 40 % dieser Fälle wurden 
durch 14 bis 20 Jahre alte Täter began-
gen. Jenseits des 35. Lebensjahres zeigte 
sich eine deutliche Abnahme der Fall-
zahlen: Nur in 4 % der aufgeklärten Fälle 
griffen über 40-jährige Täter an (Rauch 
et al. 2002, S. 99: 60 % zwischen 20 
und 40 Jahre alt, „weil in diesen beiden 
Dekaden die sexuelle Aktivität am stärks-
ten ist“; ebenso bei Ludwig 1984, S. 74; 
Baurmann 1996, S. 237; Elsner/Steffen 
2005, S. 138 f.). Die geringe Anzahl der 
über 40-jährigen fremden Vergewaltiger 
stellt ein weiteres Indiz für die biologische 
Determiniertheit dieses Deliktbereichs dar 
und kann zwanglos (auch) durch das mit 
steigendem Lebensalter gesetzmäßig erfol-
gende Absinken des männlichen Testoste-
ronspiegels und damit der Libido begrün-
det werden (vgl. Beier et al. 2005, S. 76).

Fremde Vergewaltiger vermittelten 
einen körperlich fitten Eindruck. In den 
aufgeklärten Fällen handelten gerade ein-
mal 2 % „dicke“ Täter. Die Angreifer wa-
ren selten sehr groß oder sehr klein, im 
Durchschnitt maßen sie 1,76 m. Sie be-
saßen mehrheitlich ein durchschnittliches 
Intelligenzniveau (65 %), waren jedoch 
nicht selten als unterdurchschnittlich 
(32 %) und fast nie als überdurchschnitt-
lich intelligent (3 %) einzuschätzen.
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Insgesamt traten in 79 % aller auf-
geklärten Fälle solche Täter in Erschei-
nung, die entweder noch nie oder seit 
mindestens 4 Wochen vor der Tat keinen 
Geschlechtsverkehr mehr mit einer weib-
lichen Person ausgeübt hatten (Hartmann 
1979, S. 72: 55 % koitusunerfahrene 
Männer). Dieser Mangel an partnerbe-
zogener Sexualität scheint die bestim-
mende, tatinduzierende Rolle zu spielen. 
Da den analysierten Tätern sehr selten 
sexuell-deviante Fehlentwicklungen attes-
tiert wurden (nur bei 2 von 76 begutach-
teten Tätern), muss eine im Alltag eher 
normale sexuelle Ausrichtung dieser Män-
ner angenommen werden. Die während 
der Tat sichtbar gewordene Aggressivität 
war zudem nicht psychopathologisch be-
gründet.

Die fremden Vergewaltiger waren zur 
Tatzeit bereits in 89 % der Fälle bun-
desweit und in 82 % der Fälle im Land 
Brandenburg als Tatverdächtige registriert 
(Straub/Witt 2002, S. 31: 85 %; Tausend-
teufel et al. 2006, S. 86: 77 %). Dabei 
waren sie vorrangig als Gewohnheitskri-
minelle mit einer hohen Anzeigenbelas-
tung im Bereich der Massenkriminalität 
einzuschätzen, wie etwa einfacher Betrug, 
Diebstahl, Körperverletzung, Sachbeschä-
digung und Verkehrsdelikte. Qualifizierte 
Verstöße gegen die Strafgesetze mit ho-
her krimineller Energie, einem erheblichen 
Planungs- und Vorbereitungsgrad und 
einem hohen Anteil gewalttätigen Verhal-
tens wurden dagegen kaum registriert.

In 48 % der Fälle handelten Täter bei 
tatzeitnah bestehendem Alkoholmiss-
brauch; in 17 % der Fälle griffen Täter an, 
die zuvor häufiger Drogen oder andere 
berauschende Substanzen missbräuchlich 
zu sich genommen hatten.

Handlungsziel5

Fremde Vergewaltiger folgten einem „Pri-
mat des sexuellen Handlungsziels“. Diese 
Absicht ließen sie in 56 % aller Fälle meist 
von Anfang an durch ihr verbales und 
nonverbales Verhalten deutlich erkennen. 
Selbst bei großzügiger Auslegung konn-
ten nur in 11 % aller Fälle auch nichtse-
xuelle Gründe für den Täterangriff unter-
stellt werden (mehrheitlich Bereicherungs-
straftaten).

In der konkreten Tatsituation hatten 
die Geschädigten für die Angreifer kaum 
einen über die sexuelle Befriedigung hi-
nausgehenden emotionalen oder sonsti-
gen Wert. Schlieper (1986, S. 146) hielt 
fest: „Der Täter versucht in der Regel, auf 
kurzem und unkompliziertem Weg zum 

Erfolg zu kommen und nach der Tat auch 
sofort wieder zu verschwinden. Alles, was 
er während der Begehung der Straftat un-
ternimmt oder unterlässt, dient der Errei-
chung […] seiner sexuellen Erregung oder 
Befriedigung. Nur in Ausnahmefällen wird 
er mehr tun, als zur Erzielung des Erfolges 
notwendig ist.“

Tatplanung

Die Taten wiesen mehrheitlich einen ge-
ringen Planungs- und Vorbereitungsgrad 
auf (vgl. Uhlig 1990, S. 59). So wurde 
kein Fall bekannt, in dem sich ein Täter 
akribisch und über einen mehrtägigen 
Zeitraum mit dem Sammeln von Informa-
tionen über das Opfer, den Tatort oder die 
Tatzeit beschäftigt hatte (vgl. Elsner/Stef-
fen 2005, S. 98). Allerdings versuchten 
die Täter gewiss, aus ihrer Sicht günstige 
örtliche und zeitliche Tatumstände abzu-
passen. Insgesamt waren sie jedoch le-
diglich zu einer einfachen, eher statischen 
und gedanklich weniger prozesshaften 
Vorwegnahme des Tatverlaufs in der Lage 
und rechneten regelmäßig nicht mit er-
heblichen Schwierigkeiten seitens der Op-
fer oder potenzieller Zeugen.

In 74 % aller Fälle verwendeten die Tä-
ter überhaupt keine Tatmittel, wie etwa 
Waffen, Fesselwerkzeug oder Utensilien 
für sexuelle Handlungen an den Opfern 
(Paul 1993, S. 721: 9 % bewaffnete An-
griffe; Sabitzer 1994, S. 17: 14 % bewaff-
nete Täter; Elsner/Steffen 2005, S. 111: 
4 % Bedrohung mit einer Waffe).

Aufgrund des häufig spontanen Tatbe-
ginns standen den Tätern meist nur jene 
Tatmittel zur Verfügung, die von ihnen zu-
fällig mitgeführt wurden (74 % aller Tat-
mittel), die das Opfer bei sich hatte oder 
die am Tatort vorzufinden waren. Ledig-
lich in 14 % aller Fälle wurde mit Schlag-, 
Stich- oder Schusswaffen gedroht oder 
die Opfer damit geschlagen oder gesto-
chen (Letzteres nur in 28 % dieser Fälle). 
Auf die Opfer wurde in keinem Fall ge-
schossen.6 Alle Stich- und Schusswaffen 
wurden von den Tätern selbst zum Tatort 
mitgebracht.

Grundsätzlich attackierten die frem-
den Vergewaltiger ihre Opfer meist auf 
stereotype Art und Weise mit einfacher 
körperlicher Gewalt. Technisch anspruchs-
volle bzw. neue Mittel und Methoden der 
Opferüberwältigung wurden nicht einge-
setzt.

Tatentschluss

Hierbei spielten die bereits geschilderten 
Persönlichkeits- und Tateingangsmerk-

male der Täter zusammen eine bestim-
mende Rolle: geringes Alter, maximal 
durchschnittliche Intelligenz, durch einen 
objektiven Mangel an partnerbezogener 
Sexualität induziertes Verlangen nach so-
fortiger sexueller Befriedigung, gewohnt 
niedrige Hemmschwelle zur Begehung 
krimineller Aktivitäten und infolge eines 
tatzeitnah andauernden Alkoholmiss-
brauchs begünstigte Entscheidung zu 
erneutem normwidrigem Handeln. Hinzu 
traten nicht selten eine gewisse Frauen-
verachtung sowie ein emotionales Hoch-
gefühl unmittelbar vor dem Angriff. Des-
halb verwundert es nicht, dass sich die 
Täter in 58 % der Fälle erst bei Erblicken 
des ihnen fremden Opfers konkret zum 
Angriff entschlossen (Hartmann 1979, 
S. 76: über 80 % „Anblickstaten“; Dern
et al. 2004, S. 56: 74 % spontane Taten).

Zwischen der Entscheidung zur Tat und 
dem Angriff auf das ausgewählte Opfer 
lagen meist nur wenige Minuten, die le-
diglich für das Verfolgen und Stellen des 
Opfers und eher nicht zur kritischen Fol-
genreflexion verwandt wurden. Aufgrund 
dieses spontanen Tatentschlusses und der 
deutlichen Situationsgebundenheit des 
Tatbeginns kann man den fremden Verge-
waltiger durchaus als „Gelegenheitstäter“ 
bezeichnen (vgl. Friebel et al. 1970, S. 80).

In 42 % der Fälle waren die Täter vor 
dem Angriff bereits einige Zeit auf der Su-
che nach einem geeigneten Opfer für die 
gewaltsame Vornahme sexueller Handlun-
gen. Nur in 12 % der Fälle gab es Hinweise 
darauf, dass die Täter gezielt ein ihnen 
vom Sehen her bekanntes Opfer auswähl-
ten. Da jedoch Steck/Pauer (1992, S. 192) 
eine signifikante positive Korrelation zwi-
schen dem vorgefassten Tatentschluss und 
der Wahl einer fremden Person als Opfer 
fanden, muss vermutet werden, dass die 
ermittelten Täter in diesem Punkt nicht im-
mer wahrheitsgemäß aussagten.

Angriff

In mindestens 58 % der aufgeklärten Fälle 
waren die Täter zu Tatbeginn alkoholisiert 
(Abel 1988, S. 225: 37 %; Elsner/Steffen 
2005, S. 108: 67 %; Urbschat et al. 2005, 
S. 125: 52 %). Darüber hinaus standen
die Täter in 9 % der Fälle nach eigenen
Angaben unter dem Einfluss bewusst-
seinsverändernder Drogen oder Medika-
mente, Tendenz steigend (vgl. Elsner/Stef-
fen 2005, S. 108). Vor allem die häufige
alkoholische Beeinflussung der Täter trug
aufgrund der bekanntermaßen enthem-
menden Wirkung des Alkohols zu ihrem
risikofreudigen Angriffsverhalten bei.
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Insbesondere mit der Auswahl eines 
nicht mehr kindlichen, fremden Opfers 
im öffentlichen Raum standen den Tätern 
keine Alternativen zum hier aufgezeigten 
hastigen und verbal oder physisch aggres-
siven Vorgehen zur Verfügung. Das be-
traf 86 % aller Angriffe (Hartmann 1979, 
S. 76: bei 80 % aller abrupten Überfälle
keine Täter-Opfer-Beziehung). Dement-
sprechend wurden die Opfer in 48 % aller
Fälle gezielt von hinten attackiert, um das
Überraschungsmoment auszunutzen.

Lediglich in 16 % aller Fälle setzten 
die Täter während des Angriffs deutlich 
mehr physische Gewalt gegen die Opfer 
ein, als bei äußerer Betrachtung zur Kon-
trollerlangung nötig gewesen wäre. Nur 
in 9 % der Fälle kam es durch die Täter 
zu blitzartigen Angriffen, bei denen die 
Opfer schon beim Angriff durch massiven 
Körpereinsatz handlungsunfähig gemacht 
werden sollten.

Kommunikation

Die Täterkommunikation konzentrierte 
sich einseitig auf das Tatgeschehen. In der 
Mehrzahl der Fälle (73 %) sprachen die 
Täter entweder überhaupt nicht mit den 
Opfern oder als Reaktion auf die Opferge-
genwehr lediglich das für die Tatausfüh-
rung unbedingt Notwendige. Allerdings 
bedrohten die sprechenden Angreifer die 
Opfer nicht selten mit einem empfindli-
chen Übel (46 % dieser Fälle, davon 37 % 
Fallanteil mit Todesdrohung).

Physische Gewalt

In 22 % aller Fälle wirkten die Täter mit 
massiver physischer, potenziell verletzen-
der Gewalt auf die Opfer ein (Elsner/Stef-
fen 2005, S. 117: 29 %). Die Gewaltaus-
übung um ihrer selbst willen war jedoch 
nicht Ziel der Täter (vgl. Ludwig 1984, 
S. 65). Stattdessen wurde der funktional
begründete bzw. ein der Opfergegenwehr
angepasster Gewalteinsatz bevorzugt.

Am häufigsten wurden die Opfer von 
den Tätern geschlagen (21 %), etwas sel-
tener kam es zu Angriffen gegen den Hals 
(17 %). Die Opfer wurden lediglich zu 5 % 
von den Tätern getreten, zu 2 % mit ei-
nem Messer gestochen oder geschnitten 
und in 1 % der Fälle gebissen. Demzu-
folge kann von regelmäßig auftretenden 
„Lustbissen“ der Täter nicht die Rede sein. 
Ebenfalls sehr selten setzten die Täter Fes-
sel- oder Knebelwerkzeuge ein (jeweils 
1 % Fallanteil).

Zusammengefasst kam es in 34 % aller 
Fälle zu heftigen Gewalthandlungen ge-
gen die Opfer, wie Schlagen, Treten, Ste-

chen/Schneiden, Drosseln bzw. Würgen. 
Diese körperlichen Angriffe verdeutlichen, 
dass die fremden Vergewaltiger über eine 
grundsätzlich vorhandene und schnell ak-
tivierbare gewalttätige Handlungsbereit-
schaft verfügten und den Gewalteinsatz 
als berechtigtes Mittel zur Durchsetzung 
ihrer (auch sexuellen) Bedürfnisse ansa-
hen. Baurmann (1996, S. 521) stellte fest, 
dass die Vergewaltigungssituation eher 
einer „anderen Gewaltsituation“ ähnelt.

Von 1999 bis 2008 wurden im Land 
Brandenburg lediglich 2 vollendete Sexu-
almorde durch fremde Täter verübt. Auch 
die versuchte Tötung des Opfers war kein 
deliktspezifischer Bestandteil der Verge-
waltigungen durch einen Fremden. Of-
fenbar ist der „Mord im Zusammenhang 
mit einer Vergewaltigung […] die abso-
lute Ausnahme, […] die nicht einmal eine 
Regel bestätigt“ (Ludwig 1984, S. 65; vgl. 
Elsner/Steffen 2005, S. 276). Dennoch 
muss immer bedacht werden, dass ein 
Mann, der eine Frau gegen ihren heftigen 
Widerstand unter seine Kontrolle zu brin-
gen oder sie zu vergewaltigen vermochte, 
zumindest physisch ebenso zu ihrer Tö-
tung in der Lage sein dürfte.

Sexuelles Verhalten

Im Deliktbereich der Vergewaltigun-
gen durch einen Fremden ist der sexu-
elle Misserfolg der Täter die Regel: Nur 
in 24 % aller Fälle konnten sie eine, an 
ihren ursprünglichen Handlungszielen ge-
messene, gute bis mittelmäßige sexuelle 
Befriedigung erreichen.

Nachfolgend wird das sexuelle Täterver-
halten anhand von 99 Fällen, bei denen 
die Angreifer ihre sexuellen Tathandlun-
gen einigermaßen selbstbestimmt durch-
führen konnten, näher erläutert.

In 91 % der Fälle kam es zur Entblö-
ßung der Brüste oder der Genitalien der 
Opfer. Dabei legten die Täter wiederum in 
91 % dieser Fälle besonderen Wert auf die 
Entblößung des Opfergenitales (vgl. Ko-
walzyk 1994, S. 46). In 84 % der Fälle ver-
suchten oder vollendeten die Täter einen 
vaginalen Geschlechtsverkehr. Insgesamt 
kam es in 69 % der Fälle zur Penetration 
einer natürlichen Körperöffnung des Op-
fers mit einem Körperteil des Täters (in 
91 % dieser Fälle mit dem Penis). Neben 
dem Einführen von Fingern (33 %) wurde 
der Oralverkehr am Täter (31 %) oder am 
Opfer (8 %) angestrebt. Darüber hinaus 
wurden kaum andere Penetrationen wie 
etwa der Analverkehr (7 %) oder das Ein-
führen von Gegenständen ausgeführt 
(2 %).

Die Vornahme sexuell besonders ernied-
rigender oder sadistisch gefärbter sexuel-
ler Handlungen an den Opfern blieb die 
Ausnahme (8 % der aufgeklärten Fälle). 
Allerdings waren die Täter von den dafür 
notwendigen objektiven und subjektiven 
Tatvoraussetzungen weit entfernt. „Die 
Vermutung liegt nahe, daß die exzessiven 
Ausgestaltungen [der Sexualität] die Folge 
einer der sexualisierten Gewalttat imma-
nenten Eigendynamik darstellen, die sich 
umso mehr entfalten, je weniger die Tä-
ter durch äußere oder innere Hemmnisse 
behindert werden“ (Steck/Pauer 1992, 
S. 196). Auch scheint die Vornahme se-
xuell-sadistischer Praktiken eher ein Merk-
mal von Gruppenvergewaltigungen zu
sein (ebd., S. 195 f.).

Schließlich kam es in 43 % der Fälle 
mit ernsthaften sexuellen Handlungen bei 
den Tätern zum Samenerguss (Kahl 1985, 
S. 50: 51 %), vor allem in der Vagina. Nur
ein Täter hat während der Tat zweimal
ejakuliert. Es muss jedoch einschränkend
angemerkt werden, dass nicht jeder Sa-
menerguss durch die Opfer bemerkt wer-
den konnte oder nachträglich durch die
Täter wahrheitsgemäß angegeben wurde.
Nach der Ejakulation gingen die Täter le-
diglich in 5 % dieser Fälle weiter mit se-
xueller Gewalt sowie in 7 % dieser Fälle
weiter mit körperlicher Gewalt gegen die
Opfer vor.

Obwohl bei der medizinischen Untersu-
chung der fremden Vergewaltiger kaum 
pathologisch fassbare sexuelle Funktions-
störungen gefunden wurden, traten in 
61 % der Fälle mit ernsthaften sexuellen 
Handlungen bei ihnen solche Defizite auf. 
Dabei hielten sich Erektionsstörungen und 
Ejakulationsprobleme die Waage.

Insgesamt erweckt der Tatverlauf von 
Vergewaltigungen durch fremde Tä-
ter den Anschein, ein „Ersatz für − von 
dem Betroffenen erwünschte, aber nicht 
erreichbare − normophile sexuelle Hand-
lungen“ zu sein (Beier 2003, S. 97).

Opferwiderstand

Es wurde nicht ein Fall bekannt, bei dem 
die Geschädigten dem Täterangriff kei-
nen unmissverständlichen verbalen oder 
körperlichen Widerstand entgegensetzten 
(Hartmann 1979, S. 77: 91 % Opferwi-
derstand; Abel 1988, S. 213: 80 %). In 
61 % aller Fälle riefen die Opfer gleich 
lautstark um Hilfe. Insgesamt setzten sich 
68 % aller Opfer gegen den unmittelba-
ren Täterangriff körperlich zur Wehr (Kahl 
1985, S. 48: 73 %; Paul 1993, S. 721: 
72 %).
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Von 32 % der Opfer wurde während 
der gesamten Tat nur verbale Gegenwehr 
geleistet (Ergebnis: 18 % Tatabbruch 
durch Täter), 23 % behinderten den Täter 
durch passiven körperlichen Widerstand 
(Ergebnis: 11 % Tatabbruch durch Täter). 
Am häufigsten wurden die Täter von den 
Opfern auch aktiv körperlich angegriffen 
(44 % Fallanteil). Dieses Opferverhalten 
führte mit 37 % am häufigsten zum Ab-
bruch des Täterangriffs (vgl. Elz 2002, 
S. 120: signifikant häufigerer Tatabbruch 
bei Widerstand als bei passiven Opfern: 
90 % zu 54 %; Burgheim/Friese 2008, 
S. 487: verbale Opferreaktionen allein 
beeindruckten 75 % der Täter nicht). In 
33 % aller Fälle griffen die Opfer die Tä-
ter körperlich derart massiv an, dass diese 
nicht unerhebliche physische Schmerzen 
erlitten. Dadurch kam es nur in 16 % der 
Fälle zu einem erhöhten körperlichen 
Gewalteinsatz (vgl. Rauch et al. 2002, 
S. 100).

Theoretisch bestand in der hier ana-
lysierten Tatsituation mit dem physisch 
grundsätzlich stärkeren und sexuell-ag-
gressiv erregten Mann gerade bei geleis-
teter Opfergegenwehr immer die Gefahr 
einer Gewalteskalation durch den Angrei-
fer (vgl. Burgheim/Friese 2008, S. 487). 
Jedoch verloren die Täter auch als Re-
aktion auf die manchmal überraschend 
starke Opfergegenwehr höchst selten 
vollständig die Kontrolle über ihre phy-
sischen Handlungen. Offenbar rechneten 
sie trotz der meist spontanen Entschluss-
fassung zur Tat von vornherein mit einer 
gewissen Widerstandsbereitschaft der an-
gegriffenen Frauen. So kam es insgesamt 
nur in 18 % aller Fälle als Reaktion auf 
den Opferwiderstand zu einer erkennba-
ren Steigerung des Gewalteinsatzes durch 
die Täter (Paul 1993, S. 723: 1 % Gewalt-
eskalation; Elsner/Steffen 2005, S. 124: 
12 %). Aber selbst die im Einzelfall auf-
getretene, überschießende Gewalteinwir-
kung wurde durch die Täter meist nur so 
lange aufrechterhalten, bis sich die Opfer 
nicht mehr zur Wehr setzten.

Dementsprechend selten waren Taten 
mit blutenden bzw. schwer verletzten Op-
fern. Nur in 15 % aller Fälle mussten sich 
die Opfer nach der Tat in eine ambulante 
ärztliche Behandlung begeben, in ledig-
lich 2 % aller Fälle war eine stationäre 
Aufnahme nötig. Grundsätzlich wurden 
die aktiv sich wehrenden Opfer nicht häu-
figer oder schwerer verletzt als die eher 
passiv bleibenden Geschädigten. In die-
sem Deliktbereich tritt also zu dem sehr 
geringen statistischen Opferrisiko noch 

eine niedrige Wahrscheinlichkeit körperli-
cher Verletzungen hinzu.

So verwundert es nicht, dass die Angrei-
fer in 53 % aller Fälle die weitere Tatbege-
hung bereits beim Angriff auf die Opfer 
erfolglos beenden mussten. Die aktive Op-
fergegenwehr war mit einem Anteil von 
48 % an den letztendlich abgebrochenen 
Taten am häufigsten von Erfolg gekrönt 
(Hartmann 1979, S. 77: 75 %; Paul 1993, 
S. 721: 84 % Tatabbruch und 81 % der 
sich nicht wehrenden Opfer wurden ver-
gewaltigt; Sabitzer 1994, S. 17: 40 % der 
angegriffenen Opfer wehrten sich und 
waren damit in zwei Dritteln der Fälle er-
folgreich). Burgheim/Friese (2008, S. 489) 
stellten fest, dass „die Wahrscheinlichkeit, 
Opfer einer vollendeten Vergewaltigung 
zu werden, abnimmt in dem das Maß an 
Widerstand, der dem Täter gegenüber 
aufgebracht wird, zunimmt“.

Insgesamt wurde deutlich, dass die 
fremden Vergewaltiger grundsätzlich 
eher zu leichter Gewaltanwendung neig-
ten (vgl. Burgheim/Friese 2008, S. 489). 
Zudem stellte die physische Opfergegen-
wehr sowohl die erfolgreichste Abwehr-
maßnahme als auch regelmäßig kein er-
höhtes Risiko für die Angegriffenen dar.

Tatabbruch

Der Tatabbruch war im Deliktbereich der 
Vergewaltigungen durch Fremde eben-
falls die Regel: In 84 % aller Fälle gelang 
es den Tätern nicht, die Tat bis zum Ver-
lassen des Opfers in freier Entscheidung 
abzuschließen (Uhlig 1990, S. 61: 60 %). 
Zu Recht bezeichneten Steck/Pauer (1992, 
S. 197) die Vergewaltigung als ein „labiles 
Handlungsmuster“.

Wenn sich die Täter während der Tat 
durch zufällig vorbeikommende Personen 
gestört fühlten, kam es in 81 % dieser 
Fälle sofort zum Tatabbruch. Im Übrigen 
versuchten die Tatzeugen immer − wenn 
sie denn erkennen konnten, dass eine Se-
xualstraftat vorlag − den Täter von der 
weiteren Tatausführung abzubringen. 
Körperlich fitte männliche Zeugen nah-
men meist unverzüglich die Verfolgung 
des flüchtenden Täters auf. Falls den Op-
fern die Flucht gelang, wurden sie nur in 
28 % dieser Fälle, allerdings meist nicht 
ausdauernd, vom Täter verfolgt. Eine Kon-
taktaufnahme des Täters mit dem Opfer 
nach der Tat war nicht zu beobachten.

Opferprävention

Eine erfolgreiche Vergewaltigung stellt 
ein durchaus komplexes menschliches 
Handlungsmuster dar: Der Täter muss 

unter Zeitdruck gleichzeitig mehrere Ent-
scheidungen treffen und zusätzlich auf 
Unvorhersehbares reagieren. Der meist 
planlose, kaum vorbereitete und überhas-
tete Täterangriff kann mit einem richtigen 
Opferverhalten zum frühen Scheitern ge-
bracht werden. „Jedem Angriff ist indivi-
duell und situationsangepasst zu begeg-
nen“ (Ludwig 1984, S. 69).

Wenn also (vor allem junge) Frauen in 
einen solch plötzlichen, aggressiv-gewalt-
tätigen Täterangriff hineingeraten, sollten 
sie auf präventiv vermitteltes, aktuelles kri-
minologisches Wissen (vgl. Hiekel/Endres 
1997, S. 633) zurückgreifen können, das 
in der Vergangenheit am häufigsten die 
Gefahr ernsthafter sexueller Handlungen 
oder schwerer Opferverletzungen reduzie-
ren konnte. Auch nach Krahé/Scheinber-
ger-Olwig (2002, S. 239 ff.) müssen solche 
Präventionsprogramme für Frauen die Ver-
meidung einer für Sexualdelikte typischen 
kriminogenen Ausgangslage sowie die Tä-
terabwehr und die Verletzungsvermeidung 
in einer konkreten Angriffssituation bein-
halten. Im Ergebnis dieser Studie sollten 
dabei folgende Punkte beachtet werden:
1. Ein entschlossener, gleichzeitig zu 

leistender verbaler und körperlicher 
Opferwiderstand ist grundsätzlich in 
jedem Tatstadium angezeigt. Fremde 
Vergewaltiger greifen mehrheitlich 
sofort verbal oder physisch aggressiv 
an, um ihre Opfer schnell sexuell miss-
brauchen zu können. In dieser aus Op-
fersicht urplötzlich und unverschuldet 
hereinbrechenden, fremdartigen Kon-
frontationssituation ist keine Zeit für 
eine trennscharfe Analyse der einzel-
nen Gewaltarten und Handlungsziele 
des Täters. Zudem zeigt die Realität, 
dass sich die deutliche Mehrzahl der 
Opfer sowieso sofort und gewisserma-
ßen instinktiv gegen den Angriff weh-
ren. Deshalb ist es falsch, wie etwa 
von Hiekel/Endres (1997, S. 633) be-
hauptet, dass der Kampf nur die letzte 
Möglichkeit der Täterabwehr darstellt. 
Auch andere Studien belegen, dass 
die sich sofort wehrenden Opfer selte-
ner vergewaltigt oder verletzt werden 
(vgl. Krahé/Scheinberger-Olwig 2002, 
S. 242; Elsner/Steffen 2005, S. 288). 
Die meisten Täter rechnen nicht mit 
einem heftigen Opferwiderstand. Des-
halb sollte ein Opfer gleich zu Beginn 
des Angriffs in Kombination alle sich 
bietenden Fluchtmöglichkeiten nut-
zen, sofort laut um Hilfe rufen und 
auch versuchen, dem Täter körperliche 
Schmerzen zuzufügen.
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2. Es kann nicht, etwa aus rechtspoliti-
schen Erwägungen (vgl. Baurmann
1996, S. 248 ff.) oder aus Gerechtig-
keitsgründen (Drießen 2003, S. 419),
verschwiegen werden, dass die kon-
kret-individuelle Opferwerdung häu-
fig hätte verhindert werden können,
wenn das spätere Opfer zumindest
nicht allein in einer einsamen Gegend
unterwegs gewesen wäre. Insofern
bleibt es dabei: Da keine objektive
Möglichkeit existiert, jeden überfallar-
tigen Täterangriff sicher abzuwehren,
müssen potenzielle Opfer zumindest
versuchen, jede viktimogene Situation
zu vermeiden (vgl. Hartmann 1979,
S. 78). Solchen Gelegenheitstätern
wie den fremden Vergewaltigern sollte
man eben möglichst keine Gelegen-
heit zum Angriff bieten. Dabei besteht
die größte Gefahr nicht in der Fremde,
sondern im vertrauten örtlichen Um-
feld.

3. Im Freien ist ein Teil der Aufmerksam-
keit der Täter stark davon in Anspruch
genommen, nicht gefasst zu werden.
Sie haben ein hohes Sicherheitsbedürf-
nis und neigen bei heftigem Opferwi-
derstand sowie bei äußeren Störungen
zum Tatabbruch. Wenn es also den
Opfern gelingt, andere auf ihre Lage
aufmerksam zu machen, bedeutet das
regelmäßig das Tatende, zumal in die-
sem Deliktbereich keine Anhaltspunkte
für eine mangelnde Zivilcourage exis-
tieren.

4. Für Überlegungen des Täters zum Tat-
ende bzw. zum späteren Opferschick-
sal ist allein aufgrund der meist hohen
Tatdynamik kaum Zeit vorhanden. Bei
Angriffen in Gebäuden ist die Situa-
tion gänzlich anders einzuschätzen:
Hier kann ein Täter sein Opfer leicht
unter Kontrolle halten, ausgiebiger se-
xuell missbrauchen und eventuell den
Entschluss zur Opfertötung fassen und
auch umsetzen. Deshalb sollte unbe-
dingt vermieden werden, in den Täter-
PKW oder in dessen Wohnung oder an
einen anderen einsamen Ort verbracht
zu werden. Aus denselben Gründen ist
auch alles gegen eine Fesselung oder
Knebelung während der Tat zu unter-
nehmen.

5. Sind laute Hilferufe und körperliche
Gegenwehr aufgrund der räumlich-
zeitlichen Umstände, etwa nachts in
einer menschenleeren Gegend, von
vornherein aussichtslos, sind sie ein-
zustellen (vgl. Hartmann 1979, S. 78;
Elsner/Steffen 2005, S. 124 ff.). Es

kann sonst dazu kommen, dass der 
Täter mit allen Mitteln versucht − 
eben weil ihn dabei niemand stören 
kann − das Opfer zum Schweigen 
und vollständig unter seine Kontrolle 
zu bringen. „Körperlicher Widerstand 
und Schreien in auswegloser Situa-
tion führen in der Regel zur Brutali-
sierung der Tat. Die Erfolgschance der 
Frau liegt bei 7 %“ (Volk et al. 1985, 
S. 470; vgl. Dettenborn 1988, S. 106).
Dieselbe Gefahr besteht bei körperlich
stark überlegenen, enthemmt-aggres-
siv auftretenden Tätern und wenn
die Widerstandskraft der Opfer durch
Schock geschwächt wird oder infolge
eines langen Kampfes nachlässt. Um
dann ein Eindringen des Täters in den
eigenen Körper abzuwenden, kann
zum Beispiel die Masturbation bis zum
Samenerguss vollzogen werden. Die
danach eintretende Handlungspause
kann wiederum genutzt werden, mit
dem Täter menschlich ins Gespräch zu
kommen und sich neue Flucht- oder
Widerstandsmöglichkeiten zu schaf-
fen. Dann gilt auch: „Reden nützt
immer“ (Ludwig 1984, S. 68). Es ist
immens wichtig, dass durch verbale
Kommunikation die sexuelle Erre-
gungskurve des Täters gestört wird
und er sein Opfer nicht mehr als ent-
personalisiertes (Sexual-)Objekt wahr-
nehmen kann. Einfaches Appellieren
oder mitleiderregendes Jammern ge-
nügt hierfür jedoch meist nicht (vgl.
Dettenborn 1988, S. 107).

6. Kann das Opfer mit dem Täter auf-
grund dessen Nationalität, Rauschmit-
teleinfluss oder starker emotionaler 
Erregung kein vernünftiges Gespräch 
führen und auch nicht entkommen, 
sollte der Täter schnell zum Samen-
erguss gebracht werden. Sowieso nei-
gen die ungeduldigen und gestressten 
Täter zum vorzeitigen Samenerguss. 
Ludwig (1984, S. 63) resümierte, 
„dass ein sexuell entspannter Täter für 
das Opfer nicht (mehr) gefährlich ist, 
sondern (mit höchster Wahrscheinlich-
keit) sich vom Opfer abwenden wird“. 
Setzt der Täter auch nach dem ersten 
Samenerguss seine Aggressionen fort 
oder nimmt er mit dem Opfer einen 
Tatortwechsel vor, kann es in Lebens-
gefahr schweben. In diesen Fällen 
sollte das Opfer versuchen, eine ver-
trauliche Beziehung zum Täter herzu-
stellen und ihn dazu zu bringen, sich 
wieder in Bereiche mit einer höheren 
sozialen Kontrolle zu begeben. So-

dann sollte die erste Möglichkeit zur 
Flucht oder zur Benachrichtigung Drit-
ter entschlossen genutzt werden.

7. Nach einer vollendeten Vergewaltigung
sollte der Täter davon überzeugt wer-
den, dass das Opfer den Angriff nicht
anzeigen wird. Bagatellisiert der Tä-
ter von sich aus die Tat, sollte darauf,
ebenso wie auf Wiedersehenswün-
sche, zum Schein eingegangen wer-
den. Gleichzeitig sollte sich das Opfer
schnellstmöglich vom Täter entfernen,
um ihm keine Gelegenheit zu geben,
doch noch den Entschluss zur Tötung
aus Verdeckungsgründen zu fassen.

8. Jeder gewalttätige Angriff eines Frem-
den ist schnellstmöglich der Polizei
mitzuteilen, da dort heutzutage un-
verzüglich und vorurteilsfrei das für
das Opferwohl Notwendige veranlasst
werden wird. In allen Polizeibehör-
den werden die etwa von Naab/Jung
(1991, S. 803 f.) exemplarisch auf-
geführten, für die Verhinderung der
sekundären Viktimisierung erforderli-
chen Verhaltensregeln umgesetzt.

Zusammengefasst gilt für den Deliktbe-
reich der Vergewaltigung durch einen 
fremden Täter: „Die beste Chance gegen 
männliche Übergriffe hat […] die Frau, 
die selbstbewußt weiß, daß sie sich auf 
ihre Wahrnehmung verlassen, Gefahren-
situationen ins Auge schauen und sich 
dann für eine ihr erfolgversprechende 
Reaktion entscheiden kann“ (Paul 1993, 
S. 724).

Die Fortsetzungen mit Teil 2 „Vortäu-
schung von Vergewaltigungen“ und Teil 3 
„Standardversion des fremden Vergewal-
tigers“ erscheinen voraussichtlich in den 
Ausgaben 7/19 und 10/19 der KRIMINA-
LISTIK.

Kontakt
axel.uhlig@polizei.brandenburg.de

Anmerkungen
1 Die PKS Brandenburg zählte von 1999 bis 2008 

nur 6 Fälle, in denen ein männliches Opfer 
durch einen unbekannten Einzeltäter überfallar-
tig sexuell genötigt wurde.

2 Der Forschungsstand in diesem Deliktbereich, 
das gewählte Forschungsdesign und alle em-
pirischen Ergebnisse, deren Diskussion und die 
Schlussfolgerungen sind in der Dissertation ver-
öffentlicht, vgl. Uhlig (2015).

3 Die Prozentwerte wurden zur Vereinfachung 
auf ganze Zahlen gerundet.

4 Im dritten Teil dieser Veröffentlichung wird aus-
führlicher auf den Tätertyp des fremden Verge-
waltigers eingegangen.

5 Eine umfassende Darstellung der integrati-
ven Erklärungsmodelle für Sexualdelinquenz 
findet sich beispielsweise bei Fiedler (2004, 
S. 367−413).
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6 In der PKS Brandenburg 1999 bis 2008 waren 
ebenfalls nur 12 Androhungen des Schusswaf-
fengebrauchs durch (jedwede) Einzelvergewalti-
ger vermerkt.
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LITERATUR

Informativ und übersichtlich

Hilgendorf/Kudlich/Valerius (Hrsg.), 
Handbuch des Strafrechts, Bd. 1, 
Grundlagen des Strafrechts, C. F. 
Müller Verlag, 2019, geb., 1246 S., 
270,- EUR
Strafrecht ist für Kriminalisten das am 
häufigsten gebrauchte materielle Recht. 
Dazu startet nun der C. F. Müller-Verlag 
trotz zahlreicher Kommentare und Lehr-
bücher anderer Verlage ein gigantisches 
Projekt: geplant sind insgesamt neun 
umfangreiche Bände. Schon Band 1 be-
eindruckt: insgesamt 18 Autoren (alle 
Professoren) befassen sich auf 1246 
Seiten neben der Strafrechtsgeschichte 
im 19. Jahrhundert mit der weiteren 
Entwicklung (auch der in der DDR) bis 
heute. Präzise dargestellt und gut belegt 
sind die verschiedenen Straftheorien im 
zeitlichen Ablauf; auch das internatio-
nale Strafrecht ist berücksichtigt.

Sehr illustrativ wird das gegenwärtige 
Strafrecht (Grundlage der Strafjustiz) be-
schrieben und bewertet, ergänzt um den 
Einfluss der Gesetzgebung aber auch 
der Rechtswissenschaft auf das Straf-

recht. Dieser Abschnitt stellt auch Ergeb-
nisse der kriminologischen Forschung vor, 
soweit sie Prävention und Strafverfolgung 
beeinflussen (können). Die Kriminalstatistik 
wird mit zahlreichen Graphiken und Tabel-
len ausführlich erläutert, auch unter Hin-

weis auf die Bedeutung des Dunkelfeldes 
(inzwischen durch zahlreiche empirische 
Untersuchungen überschaubarer).

Drei Autoren widmen sich auch der 
weiteren „Entwicklung des Strafrechts“ 
und betonen dabei auch den Einfluss der 
Interkulturalität und vor allem der zuneh-
menden Compliance.

Die einzelnen Paragraphen des Straf-
rechts werden nicht – wie sonst üblich 
– mit Lit.- und Rspr.-Hinweisen Paragraph 
für Paragraph kommentiert. Das Straf-
recht wird vielmehr entwicklungshisto-
risch und von seiner gesellschaftlichen Be-
deutung her geschildert und interpretiert. 
Wer also Strafrecht in seiner Gesamtheit 
verstehen und erfassen will, findet in Bd. 
hilfreiche Texte. Die weiteren Bände befas-
sen sich mit dem Allgemeinen und dem 
Besonderen Teil des Strafrechts, auch mit 
dem Strafverfahrensrecht.

Wenn alle Bände so informativ und 
übersichtlich werden wie der 1. Band ist 
die Reihe gelungen und nützlich für Ler-
nende, Praktiker und Wissenschaftler.
RA Dr. iur. Gernot Steinhilper, Wennigsen

Phänomenologie/Literatur
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Kriminalprävention und 
Medienpädagogik Hand in Hand – 
ein Zukunftsmodell?
Von Anja Kegler und Günther Bubenitschek

Dieser Beitrag will aufzeigen, wie die Kombination von Krimi-
nalprävention und Medienpädagogik als wirksamer präven-
tiver Ansatz dienen kann, um Heranwachsende und Erwach-
sene im Umgang mit den Anforderungen der digitalen Welt 
in ihrer Handlungskompetenz zu stärken. Dargestellt wird, 
wie aktives medienpädagogisches Handeln innerhalb der 
Kriminalprävention verankert werden kann, wie beides zu-
sammenhängt und wie sich beide Disziplinen gegenseitig 
bereichern.

Ausgangslage – Mediennutzung 
durch junge Menschen

Junge Menschen gehen heute nicht ins 
Internet, sie sind im Internet. Diese Tat-
sache bietet großartige Chancen, birgt 
aber auch Risiken. Fast jeder Jugendliche 
(97 %) besitzt heute ein eigenes Smart-
phone1. Manche Eltern glauben immer 
noch, sie kaufen ihrem Kind ein mobi-
les Telefon und sind sich nicht darüber 
im Klaren, dass es sich bei einem Smart-
phone um einen leistungsstarken Compu-
ter handelt, mit dem es sich immer mit 
der virtuellen Welt verbinden kann. Junge 
Menschen sind heute medienmächtig, 
aber oft nicht medienmündig!2

Die Kinderrechtskonvention der Verei-
nigten Nationen fordert für Kinder eine 
kreative, kritische und sichere Internet-

nutzung. Die Eckpfeiler bilden hierbei 
der Zugang zum Internet, das Recht auf 
Meinungs- und Informationsfreiheit, das 
Recht auf Versammlung und Vereinigung 
sowie Teilhabe und Spiel. Sie haben An-
spruch auf den Schutz ihrer Privatsphäre 
durch angemessenen Datenschutz. 
Schließlich hat jedes Kind das Recht auf 
Bildung und das Erlernen von Medien-
kompetenz. Eingerahmt werden diese 
Kinderrechte durch das Recht auf Schutz 
und Sicherheit. Somit erweitert sich die 
Präventionsarbeit im Bereich Nutzung di-
gitaler Medien auf alle Altersgruppen und 
kann nicht punktuell an einer spezifischen 
Altersmarke festgemacht werden.

Die Ergebnisse der aktuellen DIVSI-
Studie/U25, 20183 belegen, dass junge 
Menschen mittlerweile nicht mehr unbe-
schwert in den sozialen Medien unter-

wegs sind: Die Befragten haben verstärkt 
Angst davor, dass peinliche oder intime 
Posts veröffentlicht werden. Laut der Stu-
die stieg die Zahl um 18 Prozentpunkte 
von 28 Prozent auf 46 Prozent. Auch die 
Sorge, auf Fake-Profile hereinzufallen, ist 
gestiegen – um 16 Prozentpunkte auf 
44 Prozent. Zugleich glauben nur noch 
30 Prozent der jungen Menschen, dass 
persönliche Daten im Internet sicher sind. 
Zwei Drittel der 14- bis 24-Jährigen neh-
men das Internet wiederum als Raum 
wahr, in dem diejenigen, die sich äußern, 
damit rechnen müssen, beleidigt oder be-
schimpft zu werden. Für 38 Prozent ist die 
wahrgenommene „Beleidigungskultur“ in 
den sozialen Netzwerken ein Grund, die 
eigene Meinung nicht zu äußern. Die Au-
toren der Studie kommen zu dem Schluss: 
„Der Hype ist vorbei – die Skepsis steigt.“ 
Aus Sicht der Wissenschaftler findet ein 
„grundlegender Wandel“ statt. „Der Ver-
gleich zu den Studienergebnissen aus 
2014 zeigt, dass junge Menschen heute 
deutlich mehr Risiken bei der Nutzung des 
Internets wahrnehmen als noch vor vier 
Jahren“.

Entstehung von „Kriminalprä-
vention und Medienpädagogik 
Hand in Hand“4

Pädagogisch ausgerichtete Informa-
tionsangebote zur Nutzung digitaler 
Medien werden oft so wahrgenommen, 
dass sie am realen Leben vorbeigehen. 
Dagegen leiden Angebote im Rahmen 
der Kriminalprävention unter dem Ma-
kel, zu einseitig zu sein und vorzugs-
weise alles unterbinden zu wollen, da 
das potenziell Schädliche überwiegen 
würde. Außerdem wird meist erst der 
Ruf nach solchen Angeboten laut, wenn 
es Vorfälle gegeben hat, beispielsweise 
durch Mobbing.

Kriminalprävention

Günther  
Bubenitschek,
EKHK, 
Referent für 
Mediensi-
cherheit und 
Medien-
bildung, 
Präventions-
beauftragter 
Baden-Würt-
temberg, 
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Die zentrale Herausforderung für eine 
nachhaltige Präventionsarbeit besteht 
nun darin, diese Aspekte sinnvoll mitei-
nander zu verzahnen. Chancen nutzen – 
Risiken vermeiden!

Das Internet hat die Medienlandschaft 
in den letzen Jahren rasant verändert. 
Kein Medium zuvor hat es innerhalb so 
kurzer Zeit zu einem so hohen Verbrei-
tungsgrad geschafft. Etwa alle 18 Mo-
nate verdoppelt sich die Rechnerkapazi-
tät. Und es ist noch kein Ende in Sicht. 
Aber auch Computerspiele wurden meist 
dann in den Fokus gerückt, wenn es da-
rum ging, spektakuläre Entwicklungen zu 
erklären. So wurden beispielsweise nach 
schwerwiegenden Gewalttaten alle Com-
puterspieler verteufelt. Dabei fiel immer 
wieder auf, dass die Kritiker selbst zum 
Teil gar nichts über die Spiele wussten. 
Dies ist symptomatisch. Die Erwachsenen-
welt hat ein Wissensdefizit und verspürt 
dadurch eine große Verunsicherung. Es ist 
gesellschaftlicher Konsens, dass es wichtig 
ist, Kindern sehr früh beizubringen, wie 
sie sich sicher im Straßenverkehr bewe-
gen. Das gleiche gilt bei der Vermittlung 
von Medienkompetenz. Eltern und Men-
schen, die mit der Begleitung von jungen 
Menschen betraut sind, müssen sich fit 
machen und vertrauensvolle Ansprech-
partner sein. Trotz dieser Forderung und 
dem gesellschaftlichen Anspruch werden 
die Erwachsenen weitgehend alleine ge-
lassen. Medienkompetenz ist dabei nicht 
nur als technische Kompetenz im Um-
gang mit dem Computer zu verstehen.

Projektbeschreibung

Parallel zur Medienentwicklung und 
neuen Mediennutzungsformen tauchen 
neben Themen wie Gewalt in den Me-
dien, neue Fragen und Herausforderun-
gen für die Medienpädagogik und die 
Kriminalprävention auf. Beispielswiese 
beim Schutz der Privatsphäre im Netz, bei 
Onlinespiele, Cybermobbing, „Handyge-
walt“ und Gefahren im Zusammenhang 
mit Bekanntschaften im Chat in sozialen 
Netzwerken, aber auch die Gefahr der 
Mediensucht oder dem Leaking5. Damit 
ist das Durchsickern von geplanten Ge-
walttaten gemeint.

Leider bilden vernetzte Konzepte vor 
Ort immer noch die Ausnahme. Initiati-
ven sind auf einzelne Personen beschränkt 
und oftmals nicht nachhaltig. Um die vor-
handenen Ressourcen besser zu bündeln, 
begannen das LandesNetzWerk für medi-
enpädagogische Angebote der Aktion Ju-
gendschutz (ajs) – Landesarbeitsstelle Ba-

Abbildung: Plakat der Aktion Jugendschutz Baden-Württemberg „Kriminalprävention und 
Medienpädagogik Hand in Hand“

den-Württemberg und die Polizeidirektion 
Heidelberg6 im Jahr 2007 eine enge und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit (siehe 
Abbildung). Gemeinsam werden seither 
Informationsveranstaltungen und Fortbil-
dungen für Erziehungsverantwortliche, 
Lehrkräfte und Akteure in der Jugend-
arbeit und Prävention sowie Workshops 
für Schülerinnen und Schüler angeboten. 
Zum Einsatz kamen seither Tandems von 
ajs und Polizei. Seitens der ajs wird hier-
bei der medienpädagogische Ansatz ver-
folgt, die Polizei gestaltet den rechtlichen 
Bereich, gibt Tipps zur Vermeidung von 
Opferwerdungen und zur Aktivierung von 
Hilfen für Betroffene, beispielsweise wenn 
sie im Netz gemobbt werden7.

Die Einbindung der Polizei ermöglicht 
eine bessere Kommunikation mit den 
Schulen, damit im Ernstfall, beispielsweise 
bei schweren Fällen von Mobbing klar ist, 
wie eine abgestimmte Intervention gestal-
tet werden kann. Dadurch werden Hand-
lungsabläufe klar und den Betroffenen 
kann schnell und wirkungsvoll geholfen 
werden.

Die zentrale Aufgabe im Bereich der Ar-
beit mit Erwachsenen, insbesondere der 
Eltern, ist es dabei nicht, sie technisch fit 
zu machen, sondern sie zu unterstützen, 
ihre Möglichkeiten zu erkennen und zu 
mobilisieren, damit sie mit ihrem Kindern 
ins Gespräch kommen und mit ihnen im 
Gespräch bleiben können.
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Zum Konzept gehören auch sparten-
übergreifende Fortbildungsangebote. In-
haltlich greifen die Projektpartner aktuelle 
Fragen auf. Eine „LAN-Party“ zur Faszina-
tionskraft von Computerspielen, im kon-
kreten Fall Counterstrike, gehörte in der 
Vergangenheit dabei genauso dazu, wie 
das semantische Netz8 oder der Jugend-
medienschutz. Diese Angebote stehen al-
len Zielgruppen offen und erfreuen sich 
sehr guten Zuspruchs.

Mit einem Fachtag Ende 2012 erfuhr 
die Arbeit vor Ort neuen Schub. Der Fach-
tag wurde von den Referentinnen und 
Referenten gestaltet, die zuvor eine mehr-
tägige fundierte Fortbildung erhalten hat-
ten und sich fortan in der Regionalgruppe 
Rhein-Neckar/Heidelberg organisierten. 
Damit war der Grundstein für die Zukunft 
gelegt, eine sehr umfassende Betrachtung 
des Metathemas „Umgang mit Medien“ 
gewährleistet. Der Fachtag richtete sich 
an alle, die mit jungen Menschen arbei-
ten, insbesondere an pädagogische Fach-
kräfte. Die Resonanz war ausgesprochen 
gut.

Mitgetragen wird die Initiative von den 
beiden gemeinnützigen Präventionsver-
einen Prävention Rhein-Neckar e. V. und 
Sicheres Heidelberg e. V.

Wissenschaftliche Begleitung – 
Erkenntnisse9

Die Bewertung seitens der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer war durchweg sehr 
positiv, sowohl für die Inhalte als auch das 
vermittelte Wissen. Das Konzept wurde 
von Dr. Melanie Wegel, Zürcher Hoch-
schule für Angewandte Wissenschaften 
evaluiert. Dabei lag der Fokus auf den 
Veranstaltungen, die sich mit dem The-
menkomplex Soziale Netzwerke und Cy-
ber-Mobbing befassten. Die Zielgruppen 
waren hierbei Schülerinnen und Schüler 
ab der sechsten Klasse, Teilnehmende von 
Weiterbildungsmaßnahmen, Jugendliche 
einer Wohngruppe, Auszubildende sowie 
Erwachsene.

Die wesentlichen Erkenntnisse aus der 
wissenschaftlichen Begleitung der Work-
shops zur Förderung der Medienkompe-
tenz „Facebook & Co.“10 sind: „Die ein-
zelnen Workshops variieren inhaltlich je 
nach Referententeam und den Wünschen 
der Zielgruppe. Ungeachtet der jeweiligen 
Team-Zusammensetzung fielen sowohl 
die schriftliche Befragung der Teilnehmen-
den, als auch die qualitative Zusatzstu-
die überwiegend positiv aus. Vor allem 
mit Blick auf die Zielgruppe der Schüler 
kann davon ausgegangen werden, dass 

hier nahezu alle Teilnehmenden einfa-
che bis gute Anwenderbedingungen im 
Netz, vor allem im Bereich der (sozialen) 
“Netzwerke“ besitzen. Dies wird auch für 
zukünftige Teilnehmende aus der Alters-
gruppe der Schüler sehr wahrscheinlich so 
zutreffen. Ähnliches gilt für die Zielgruppe 
der Erwachsenen, wobei hier der Wissens-
stand etwas heterogener sein dürfte.

Um einen nachhaltigen Lerneffekt 
zu erreichen, ist es jedoch unverzicht-
bar, dass die Anfragenden der jeweili-
gen Workshops, sich im Vorfeld bereits 
über ihre eigene Motivation klar werden, 
beziehungsweise deutlich formulieren, 
welche Ziele sie erreichen möchten. 
Hierzu ist eine Vorbereitung von Seiten 
der Anfragenden grundlegend. So sollte 
beispielsweise im Rahmen von Klassen-
lehrerstunden der Kenntnisstand im Be-
reich digitaler Medien, der Besitz von di-
gitalen Endgeräten und nach Aufenthal-
ten (Mitgliedschaften) in sozialen Netz-
werken erfragt werden. Entsprechend 
ist im Anschluss an die Veranstaltung 
eine möglichst zeitnahe Nachbereitung 
grundlegend, um die gehörten Inhalte 
vertiefen zu können. Die positiven Effekte 
dieser Vorgehensweise zeigten sich vor 
allem bei einer Berufsschulklasse, die sich 
im Nachgang zu der Veranstaltung mit 
Befürchtungen an den Lehrer wandte, 
dass das jeweilige Erscheinungsbild im 
Netz sich maßgeblich auf die zukünftige 
Stellensuche auswirken könnte.

Checkliste für Interessierte am Beispiel 
eines Workshop-Formates für Schüler:
●● Wie sind meine Schüler mit digitalen
Endgeräten ausgestattet?

●● In welchen sozialen Netzwerken hal-
ten sie sich auf?

●● Wofür benutzen meine Schüler das
Handy/den PC?

●● Welche Themen interessieren meine
Schüler im Hinblick auf das Internet?

●● Gab es bereits Vorfälle, von denen
meine Schüler direkt oder indirekt
betroffen waren (Cybermobbing/ille-
gale Downloads)?

●● Was erwarte ich von dem Workshop?
●● Bin ich bereit, Zeit in die Nachberei-
tung der Workshops zu investieren?

Ausgehend von der Annahme, dass zwi-
schen Referierenden und Zielpublikum ein 
gemeinsamer Verständnishorizont besteht, 
zeigte insbesondere die teilnehmende Be-
obachtung an den Schüler-Workshops 
sowie dem Elternabend, dass vor allem, 
wenn es um sicherheitsrelevante Sachver-

halte geht, noch Bedarf an Sensibilisierung 
besteht. Die Themen Cybermobbing, Netz-
werke sowie Verhaltenskodizes im Netz 
stießen allesamt auf großes Interesse und 
konnten im Rahmen der Workshops ver-
tieft werden. Die Erwartungen der Teilneh-
menden wurden erfüllt. Das vermittelte 
Wissen regte zum Nachdenken an. Da die 
Referentenduos jeweils aus einem Polizei-
beamten sowie einer Pädagogin beste-
hen, ist gewährleistet, dass der Workshop 
sowohl rechtliche als auch pädagogische 
Aspekte abdeckt. Durch die Beteiligung 
der Polizei wird der Eindruck bei den Teil-
nehmenden verstärkt, dass die Inhalte der 
Workshops von wirklicher Relevanz sind. 
Das Bewusstsein für die Brisanz der The-
men Cybermobbing und illegales Verhalten 
im Netz wird hierdurch geschärft und die 
Inhalte werden besser wahrgenommen. 
Diese Kombination unterscheidet das un-
tersuchte Format von Präventionsprojekten 
mit ähnlichen Inhalten.

Vor allem Kinder und Teenager sind sich 
in ihrem Verhalten im Netz „scheinbar“ 
sehr sicher, verhalten sich entsprechend 
unbefangen und setzen sich somit hohen 
Risiken aus. Da vor allem diese Zielgruppe 
sich der Reichweite ihrer Handlungen 
nicht immer bewusst ist, wird empfohlen, 
die Zielgruppe der Eltern weiter und ver-
tiefend zu fokussieren. So sollte vor allem 
bei den Klassenstufen 6 und 7 ein Work-
shop jeweils in Verbindung mit einer Ver-
anstaltung für die Eltern stattfinden, auch 
vor dem Hintergrund, dass wissenschaft-
lichen Studien zu Folge die elterliche 
Kontrolle und Kenntnis darüber, was die 
Kinder im Netz machen, ab dem 13. Le-
bensjahr rapide abnimmt. So besteht hier 
die Möglichkeit, die Erziehungspersonen 
nicht nur zu sensibilisieren und aufzuklä-
ren, sondern auch nachhaltig daran zu er-
innern, dass sie diejenigen sind, die nicht 
nur kontrollieren, sondern auch begleiten 
und unterstützen können.

Die Präventionsworkshops zum The-
menspektrum „Digitale Medien“ sollten 
konstant in die Präventionslandschaft im-
plementiert werden. Es wäre wünschens-
wert, dass diese Formate in der Region 
weitere Verbreitung finden und auch von 
schulischer und kommunaler Seite unter-
stützt werden. Die Workshop-Formate der 
Heidelberger Präventionsvereine „Kom-
munale Kriminalprävention Rhein-Neckar 
e. V.“ und „SicherHeid e. V.“ nehmen eine
Vorreiterrolle im Bereich der Prävention
hinsichtlich der Neuen Medien ein. Die
Workshop-Formate sind somit eindeutig
empfehlenswert.
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Aufgrund der aktuellen Entwicklungen 
hat sich eine Erweiterung hinsichtlich der 
Zielgruppen ergeben. In der medienpäd-
agogischen Arbeit ist festzustellen, dass 
das Einstiegsalter für den Umgang mit 
digitalen Medien nach unten sinkt und 
das jährlich. Die Nutzer werden immer 
jünger. Wir11 erhalten regelmäßig von 
Grundschuldirektoren und -direktorinnen, 
von Leitungen aus sozialpädagogischen 
Einrichtungen Anfragen zum Thema „Kin-
der und deren Nutzverhalten im Bereich 
digitaler Medien“ und werden um die 
Durchführung einer Elternveranstaltung 
gebeten. Aktuelle Beispiele sind die Nut-
zung von Smartphones, der Hype um das 
Computerspiel Fortnite12, der Wunsch, 
YouTube-Star zu werden.

Exemplarisch folgen zwei Beispiele13 aus 
der pädagogischen Praxis. Sie machen 
deutlich, wie selbstverständlich digitale 
Medien von Kindern genutzt werden.

Während des Mittagessens im Hort 
tauschen sich die Jungen über Spiele 
aus. Ein Junge erzählt: „Ich habe ein 
Spiel runtergeladen, da muss man 
kämpfen“ (erklärt die Kampfszenen). 
Erzieherin: „Wie kaufst du das?“ „Ich 
habe eine Karte, da geb ich eine Num-
mer ein und dann kann ich es kaufen“. 
„Ah, so geht das. Machst du das im In-
ternet?“ „Nein“. „Hm das Spiel scheint 
aber schwer zu sein, kann man das gut 
spielen?“ „Ja weißt du, wenn ich mal 
nicht weiterweiß, dann frage ich meine 
Freunde, die kann ich dann anklicken 
…. (hier geht es um das Kaufen von 
Spiele-Apps, chatten, aber auch um 
ungeeignete Seiten für Kinder)“

Auch wenn man beim ersten Beispiel 
noch schmunzeln kann:

Es kann auch anders sein: Besorg-
niserregend ist, wenn ein 9-jähriger 
Junge in der Puppenecke mit Puppen 
Gewaltszenen nachspielt. Der Junge 
hatte in seinem Kinderzimmer einen 
eigenen PC mit einem ungehinderten 
Zugang und sah sich Gewaltdarstellun-
gen im Netz an. Das Kind war nicht 
in der Lage, diese Eindrücke anders 
zu verarbeiten. (hier geht es um den 
Jugendmedienschutz, Kinderschutzein-
stellungen).

Es heißt, sobald ein Kind ins Internet geht, 
ist die Kindheit vorbei.

Probleme, mit denen Kinder im Inter-
net konfrontiert sind u. a. Kontaktrisiken, 

aufgrund leichtfertiger Preisgabe persön-
licher Daten sowie ungeeignete, ängs-
tigende Inhalte: Gewalt, Pornos, Extre-
mismus, auch Hänseleien und Mobbing. 
14 Prozent der Internetnutzer berichten, 
dass sie schon mal mit problematischen 
Inhalten konfrontiert wurden. Kinder 
meinen damit vor allem sexualisierte In-
halte. Ängstigend sind Grusel – und Hor-
rorvideos. Bei Kontaktversuchen stoßen 
Mädchen (10 Prozent) doppelt so oft auf 
unangenehme Leute wie Jungen. Falsch-
meldungen die im über soziale Medien 
geteilt werden, spielen mit den „Sorgen 
und Ängsten von Eltern“.

Die Beispiele verdeutlichen, dass es 
heute in der Präventionsarbeit unab-
dingbar ist, Eltern über Prozesse der 
kindlichen Entwicklung aufzuklären. 
Hier zeigen sich die Synergieeffekte der 
Kombination von Medienpädagogik und 
Kriminalprävention. Geht es einerseits 
um die Einschätzung von Risikoverhalten 
und das Sicherheitsverständnis, kommt 
anderseits die Vermittlung moralischer 
Werte und Normen in Zusammenhang 
mit der kognitiven Entwicklung hinzu. 
Mit der Nutzung des PCs und des Inter-
nets gehen bestimmte kognitive, emotio-
nale und motorische Fähigkeiten einher. 
Jüngere Kinder, bis hinein in das Grund-
schulalter, sehen und beurteilen die Welt 
mit anderen Augen als Erwachsene. Un-
geeignete Angebote wirken sich nachtei-
lig auf die kindliche kognitive, vor allem 
aber sozial-emotionale Entwicklung aus. 
Das Internet in seiner Gesamtheit über-
fordert und verunsichert Kinder. Erwach-
sene manchmal auch, aber sie sind eher 
in der Lage zu abstrahieren, ein Kind 
kann das nicht.

Kinder sind keine kleinen Erwachse-
nen, sondern sie brauchen den Schutz 
der Gesellschaft. Aber Kindheit er-
scheint nicht mehr als ein schützens-
werter Raum und der Schutz entfällt, 
wenn sie ungefiltert und frei ins Internet 
einsteigen können. Dieser Blick muss 
den Erwachsenen wieder mehr bewusst 
werden. Vom Ansatz her ist eine ent-
wicklungsbezogene Prävention, die sich 
an der Stärkung der Selbstwirksamkeit, 
dem kompetenten Handeln und der Un-
terstützung des Menschen orientiert, zu 
bevorzugen.

Medienkompetente Unterstützung 
bedingt den richtigen Zeitpunkt und al-
tersadäquate Angebote. Es reicht nicht, 
einfach nur zu verbieten, sondern es müs-
sen Handlungsalternativen präsentiert 
werden.

Die Veranstaltungen sind interaktiv 
angelegt, das heißt, je nach Größe der 
Veranstaltung gibt es Arbeitsgruppen, 
die Möglichkeit beispielsweise Compu-
terspiele ansatzweise auszuprobieren und 
Raum für Diskussionen. Bezogen auf die 
jeweilige Zielgruppe, werden Workshops 
für Schülerinnen und Schüler, Vortrags-
abende, interaktive Elternveranstaltun-
gen, Informationsveranstaltungen für Pä-
dagoginnen und Pädagogen dargeboten. 
Die inhaltliche Ausgestaltung orientiert 
sich an den bereits dargestellten Studien-
ergebnissen von Dr. Melanie Wegel.14

Die Angebote sind auf theoretische 
Grundlagen gestützt und beinhalten auch 
das Konzept der Vernetzung und Nach-
haltigkeit, denn über die punktuellen An-
gebote hinaus wird auf weitere Präven-
tionsangebote der Polizei hinweisen. Sie 
dienen der Persönlichkeitsstärkung und 
der Erweiterung eigener Handlungskom-
petenz und bieten die Möglichkeit, sich 
mit ethischen Werten interaktiv auseinan-
derzusetzen. Dazu zählen die bewährten, 
praxisorientierten und ausgezeichneten 
Trainingsangebote im Bereich Zivilcou-
rage, „Nichts wie weg …“ sowie „Cool. 
Sicher. Selbstbestimmt“.15

Aktuell ist aufgrund der Praxiserfahrun-
gen und des Austauschs mit Eltern ein 
Workshopmodell für Grundschulkinder 
entstanden. Das Konzept zielt auf die Al-
tersgruppe der neun- und zehnjährigen 
Kinder, deren Eltern und Lehrkräfte. Die 
ersten Erfahrungen sind ausgesprochen 
vielversprechend.

Ein wichtiger Aspekt der Präventionsan-
gebote liegt im Bereich des Opferschut-
zes: Hier geht es nicht nur darum zu zei-
gen, wie Betroffene aufgefangen werden 
können, sondern vor allem darum, Opfer- 
und Täterwerdungen zu verhindern.

Was macht das Besondere der Kombi-
nation von Medienpädagogik und poli-
zeilicher Praxis Veranstaltungen aus? Ne-
ben den pädagogischen Themen wird die 
Sicht der Kriminalprävention aufgegriffen. 
Dabei liegt der Fokus auf Praxisbeispie-
len aus Ermittlungsverfahren und Präven-
tionsveranstaltungen. Erkenntnisse aus 
dem Umgang mit Tätern und Opfern, aus 
dem Bereich des Strafrechts und Opfer-
schutzes fließen ebenso ein, wie die Haf-
tungsrisiken für Erziehungsverantwortli-
che. In dieser Kombination wird deutlich, 
wie sich Medienpädagogik in die krimi-
nalpräventive Arbeit integrieren lässt und 
diese bereichern kann. Zur Erreichung der 
Präventionsziele wirken beide Bereiche 
gegenseitig verstärkend.
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Zielgruppen

Schülerinnen und Schüler, Eltern und 
Lehrkräfte aller Schularten, junge Men-
schen in Vereinen, Erziehungsverantwort-
liche in Kindertageseinrichtungen und 
Vereinen, Auszubildende, Multiplikatorin-
nen und Multiplikatoren.

Ausblick

Unsere Erfahrungen bestätigen die These 
deutlich, dass kein Weg an einer vernetz-
ten Präventionsarbeit im Bereich digitaler 
Medien, die sehr früh ansetzt, vorbeiführt. 
Medienpartizipation bedeutet, in einer di-
gitalisierten Welt teilzuhaben, Zukunfts-
chancen nutzen zu können. Medienbil-
dung ermöglicht Teilhabe. Dabei ist es die 
Aufgabe der Medienpädagogik, diesen 
Prozess zu unterstützen und zu begleiten. 
Die Polizei muss im Rahmen ihres gesetz-
lichen Auftrags flexibel reagieren und darf 
sich nicht auf gegenwärtige Standards  
fixieren. Dazu schreitet die Entwicklung 
in diesem Bereich viel zu schnell voran.  
Fixierte Pflichtaufgaben, die beispielsweise 
Informationsveranstaltungen erst für die 
weiterführenden Schulen ab Klassen- 
stufe 5 vorsehen, sind längst überholt.

Weder Pädagogik noch Kriminalpräven-
tion sind in der Lage, die technische Ent-

wicklung vorherzusehen. Aber sie müssen 
in der Lage sein, sehr zeitnah darauf ge-
meinsam zu reagieren.

Es geht auch darum, die Entwicklung 
zu einer Mündigkeit 4.016 zu unterstüt-
zen, damit junge Menschen besser in die 
Lage versetzt werden, unsere Demokra-
tie zu schützen. Und junge Menschen 
brauchen immer Erwachsene, die für sie 
da sind, mit ihnen im Gespräch bleiben. 
Auch sie müssen fit gemacht werden.

Wir stellen als Ergebnis unserer jahre-
langen Arbeit fest, dass es eben an sol-
chen vernetzten Angeboten derzeit fehlt. 
Die Rückmeldungen zu diesem besonde-
ren Format in der Präventionsarbeit, das 
seit nunmehr zwölf Jahren fest in der 
Rhein-Neckar-Region etabliert ist, sind 
uneingeschränkt positiv. Wir können in-
haltlich auf die sehr guten Informations-
materialien von klicksafe und dem Pro-
gramm Polizeiliche Kriminalprävention 
zurückgreifen.

„… Im Netz gibt es nichts umsonst. 
Wenn du für einen Service nichts bezahlst, 
dann bezahlt ihn jemand anders. Und die-
ser andere bezahlt nicht aus Menschen-
freundlichkeit. Er will etwas dafür. Deine 
Zeit, deine Aufmerksamkeit, deine Daten.“17

In diesem Sinne gilt es, Chancen zu 
nutzen und dabei Risiken zu vermeiden: 

Kriminalprävention und Medienpädago-
gik Hand in Hand!

Kontakt
kegler_9@web.de
www.digital-bildung-praevention.de
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Kriminalprävention/Recht aktuell

RECHT AKTUELL

Mithören bzw. Mitfühlen im Strafverfahren

1. Die Vertraulichkeit der Vertei-
digerkommunikation wird nicht 
durch Strafverfolgungsorgane ver-
letzt, wenn sich der Beschuldigte 
in Anwesenheit von Ermittlungsbe-
amten gegenüber dem Verteidiger 
in einer Weise äußert, dass dies 
ohne weiteres wahrgenommen 
werden kann. Die Wahrnehmung 
der Äußerung durch die anwesen-
den Polizeibeamten kann rechts-
fehlerfrei im Strafverfahren als Be-
weismittel verwertet werden.
2. Eine Dolmetscherablehnung ist 
begründet, wenn vom Standpunkt 
des Antragstellers aus objektive 
Gründe bestehen, die Zweifel an 
der Unparteilichkeit des als Ge-
hilfe des Gerichts herangezogenen 
Sprachmittlers erregen.

3. Zeigt eine Dolmetscherin Mitge-
fühl (auch durch Umarmung) mit 
dem Opfer einer Straftat (hier: Ne-
benklägerin), so rechtfertigt dies 
(noch) nicht die Annahme der Befan-
genheit

Anmerkung

I. Zum Sachverhalt (gekürzt)

Dem Angeklagten (A) wird zur Last ge-
legt, seine ehemalige Haushälterin (die 
polnische Staatsangehörige und Neben-
klägerin N) vergewaltigt zu haben. A hat 
das „Rahmengeschehen“ eingeräumt, 
aber bestritten, P penetriert und dabei 
Gewalt angewendet zu haben. Das LG 
hat dies als widerlegt angesehen. N habe 
glaubhafte Angaben dazu gemacht. A 
habe schließlich auf dem Flur des AG bei 

der Vorführung vor den Haftrichter in An-
wesenheit von Polizeibeamten gegenüber 
seinem Verteidiger geäußert, „so´n biss-
chen mit dem Finger“ sei keine Vergewal-
tigung. A macht demgegenüber geltend, 
das mitgehörte Gespräch hätte nicht ver-
wertet werden dürfen.

Zudem rügt A, das LG habe die Ab-
lehnung der bei der Vernehmung der 
N hinzugezogenen Dolmetscherin (D) 
wegen Besorgnis der Befangenheit zu 
Unrecht zurückgewiesen. Dem liegt fol-
gendes Geschehen zugrunde: Im Termin 
zur Fortsetzung der Hauptverhandlung 
am 22.5.2017 war D bei der Zeugenver-
nehmung der N anwesend und übertrug 
deren Äußerungen aus der polnischen 
Sprache ins Deutsche. Am nächsten Sit-
zungstag, dem 28.6.2017, lehnte A die 
Dolmetscherin wegen Besorgnis der Be-
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Recht aktuell

fangenheit ab. D habe schon am voran-
gegangenen Verhandlungstag während 
der Vernehmung der N dieser den Arm 
um die Schultern gelegt, um sie zu trös-
ten; am 8.6.2017 habe sie ihr bei einer 
Fortsetzung der Vernehmung Taschen-
tücher gereicht und gut zugeredet. 
Außerdem habe sie in Sitzungspausen 
vor dem Gerichtsgebäude mit N und 
deren anwaltlichen Beistand gespro-
chen. Schließlich sei D am 8.6.2017 
nach Abschluss der Vernehmung der 
N zwischen 16.32 Uhr und 16.34 Uhr 
beobachtet worden, wie sie auf einer 
Treppe neben N gesessen, den Arm um 
diese gelegt und tröstend auf sie einge-
redet habe.

II. Zur Rechtslage

Der BGH hat die beiden Verfahrensrü-
gen des A zurückgewiesen.

1. Allerdings komme einem vertrau-
lichen Gespräch des Beschuldigten mit 
seinem Strafverteidiger die wichtige 
Funktion zu, darauf hinwirken zu kön-
nen, dass er nicht zum bloßen Objekt 
im Strafverfahren werde. Deshalb sei die 
Vertraulichkeit der Verteidigerkom-
munikation rechtlich geschützt. Dem 
Beschuldigten sei zur Ermöglichung ei-
ner wirkungsvollen Verteidigung (Art. 6 
Abs. 3 Buchst. b EMRK), auch wenn er 
sich nicht auf freiem Fuß befinde, un-
gestörter schriftlicher und mündlicher 
Verkehr mit dem Verteidiger gestattet 
(§ 148 Abs. 1 StPO). Ein Strafverteidiger 
müsse zu seiner Kommunikation mit 
dem Beschuldigten im Strafverfahren 
keine Angaben machen (§ 53 Abs. 1 
StPO); sein Aussageverweigerungsrecht 
werde durch ein Beschlagnahmeverbot 
für diesbezügliche Unterlagen flankiert 
(§ 97 Abs. 1 StPO); die Verteidigerkom-
munikation unterliege nicht der staatli-
chen Überwachung (§ 160a StPO). Ein 
solcher Fall liege hier jedoch nicht vor. 
Die Vertraulichkeit der Verteidigerkom-

munikation werde nicht durch Strafver-
folgungsorgane verletzt, wenn sich der 
Beschuldigte in Anwesenheit von Er-
mittlungsbeamten gegenüber dem Ver-
teidiger in einer Weise äußere, dass dies 
ohne weiteres wahrgenommen werden 
könne. Die Wahrnehmung der Äußerung 
durch die anwesenden Polizeibeamten 
habe danach rechtsfehlerfrei im Strafver-
fahren als Beweismittel verwertet werden 
dürfen.

2. Nach § 191 GVG sind für die Ab-
lehnung eines Dolmetschers die Regeln 
über die Ablehnung eines Sachverständi-
gen entsprechend anwendbar (s. §§ 74, 
24 StPO). Eine Dolmetscherablehnung 
ist danach begründet, wenn vom  Stand-
punkt des Antragstellers aus objektive 
Gründe bestehen, die Zweifel an der Un-
parteilichkeit des als Gehilfe des Gerichts 
herangezogenen Sprachmittlers erregen. 
Bei der Anwendung dieser Maßstäbe ist 
die besondere Funktion und Stellung des 
abgelehnten Dolmetschers zu berücksich-
tigen. Einerseits ist dieser verpflichtet, so 
vollständig und wortgetreu zu überset-
zen, dass das rechtliche Gehör der Ver-
fahrensbeteiligten gewahrt bleibe; bei der 
Erfüllung dieser Aufgabe ist ihm kein Er-
messen oder ein sonstiger Entscheidungs-
spielraum eingeräumt. Andererseits kann 
seine Tätigkeit von den Verfahrensbetei-
ligten regelmäßig nur schwer kontrolliert 
werden mit der Folge, dass deren berech-
tigtes Vertrauen in die Integrität und Un-
parteilichkeit des Dolmetschers besonde-
ren Schutzes bedarf.

Der Senat folgt in concreto dem LG in 
der Annahme, dass ein Befangenheits-
grund nicht vorgelegen habe. Dafür sei 
es von Bedeutung, dass D in einer be-
sonderen Kommunikationsbeziehung zu 
N gestanden habe, deren Äußerungen 
aus dem Polnischen zu übertragen wa-
ren. N habe sich in einer angespannten 
psychischen Verfassung befunden, sie 
habe Weinkrämpfe gehabt und einen 

Nervenzusammenbruch erlitten. Bei dieser 
Sachlage sei das LG rechtsfehlerfrei davon 
ausgegangen, es sei nur ein Anzeichen 
von Mitgefühl, wenn D der N den Arm 
um die Schulter gelegt und ihr Trost zu-
gesprochen habe. Auswirkungen auf die 
Richtigkeit der Übertragung, die zurzeit 
der zuletzt beschriebenen Szene bereits 
beendet gewesen sei, habe das LG aus-
geschlossen, nachdem es die Bedeutung 
einzelner Begriffe hinterfragt habe.

Ergänzender Hinweis/Bewertung

Die Lösung des BGH überzeugt nur hin-
sichtlich der Verwertbarkeit des Gesprächs 
des A mit seinem Verteidiger. Wenn sich 
ein Beschuldigter in Gegenwart Dritter ge-
genüber seinem Verteidiger äußert, begibt 
er sich selbst des Schutzes der Vertraulich-
keit der Verteidigerkommunikation. Sol-
che Äußerungen dürfen ggf. durch Ver-
nehmung „mithörender“ Personen ver-
wertet werden. Problematischer liegen die 
Dinge bezüglich der Entscheidung über 
die Ablehnung der Dolmetscherin wegen 
Befangenheit. Die Aufgabe von Dolmet-
schern besteht darin, Aussagen von Zeu-
gen objektiv und so genau wie möglich 
wiederzugeben. Jeder Übersetzung ist 
die Gefahr der Verfälschung immanent, 
weil bereits ein falscher Zungenschlag den 
Aussagegehalt verzerren kann. Deutlich 
gezeigte Empathie einer Dolmetscherin 
mit einer am Verfahren beteiligten Person 
ist deshalb geeignet, Misstrauen hinsicht-
lich ihrer Unbefangenheit zu begründen. 
Das vom LG gefundene und vom BGH be-
stätigte Ergebnis ist daher zweifelhaft. Der 
Hinweis des Senats, die revisionsrechtliche 
Kontrolle beschränke sich auf die Prüfung, 
ob das Ablehnungsgesuch ohne Verfah-
rensfehler und mit ausreichender Begrün-
dung zurückgewiesen worden sei, ändert 
daran m. E. nichts.
BGH, Urt. v. 4.7.2018
2 StR 485/17

jv
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Unterschiede in der 
Kriminalitätsfurcht und dem 
Sicherheitsgefühl in Ost‑ und 
Westdeutschland?
Von Karlhans Liebl

Aufgrund einiger in den letzten Jahren in verschiedenen 
Bundesländern durchgeführten Kriminalitätsbelastungsunter-
suchungen, die auch die Kriminalitätsfurcht berücksichtigten, 
lohnt es, einen Blick auf die Ergebnisse dieser Untersuchungen 
zu werfen. So zeigte sich, dass sich oftmals die Sicherheits-
werte in den untersuchten Bundesländern gleichen. Auf-
fallend war jedoch, dass die „Unsicherheits“-Werte sich bei 
einem Bundeslandvergleich unterschieden und z. B. Mecklen-
burg-Vorpommern wesentlich negativere Werte aufweist. Mit 
37,4 Prozent unterscheiden sie sich von dem Zweitplazierten 
„unsichersten Bundesland“, Niedersachsen, um fast 20 Pro-
zent. Insoweit zeigen sich also Hinweise, dass das Sicherheits-
gefühl in den verschiedenen Bundesländern sich gravierend 
unterscheidet, was bestätigt, dass solche Untersuchungen 
noch umfänglicher durchgeführt werden sollten.

1. Einführende Gedanken

Bereits seit einem längeren Zeitraum wer-
den Aspekte der Kriminalitätsfurcht und 
des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung in 
Deutschland untersucht (vgl. mit weiteren 
Nachweisen Liebl 2014). Mit dem „Deut-
schen Viktimisierungssurvey“ wurde 2012 
versucht, nicht nur „Einzelaspekte“, d. h. 

eher regional und zeitlich beschränkte Er-
gebnisse, zu erheben, sondern die Furcht 
davor, Opfer von Kriminalität zu werden 
und das damit verbundene Sicherheits-
gefühl der Bevölkerung im gesamten 
Bundesgebiet festzustellen. Nach dem 
vom Max-Planck-Institut in Freiburg – in 
Zusammenarbeit mit dem BKA – veröf-
fentlichten Kurzbericht des Surveys für 
das Jahr 2012 und der dort getätigten 
Aussage, dass diese Untersuchungen nun 
regelmäßiger durchgeführt werden (Birkel 
u. a. 2014: 3), kam die Ankündigung ei-
ner nächsten Untersuchung für das Jahr 
20171. Über die Durchführung und Er-
gebnisse des Surveys von 2012 liegt je-
doch bis heute kein ausführlicher Ergeb-
nisbericht vor2.

Insoweit muss konstatiert werden, dass 
Ergebnisse von regelmäßigeren Untersu-
chungen der Kriminalitätsfurcht und des 

Sicherheitsgefühls bis heute nur partiell 
vorliegen. Letztendlich muss auch noch 
darauf hingewiesen werden, dass trotz 
der bundesweit hohen Befragtenzahlen 
bei dem Survey 2012 nur geringe Anga-
ben bezogen auf die einzelnen Bundes-
länder vorhanden sind3. So kann man 
von ca. 1.900 Interviews pro Bundesland 
ausgehen, wobei bei einer sehr guten 
Antwortquote dann ca. 800 Antworten 
im Durchschnitt für ein Bundesland vor-
liegen dürften (die besten Hinweise zur 
Methode und Stichprobe findet sich bei 
Öszöz 2016). Ohne an dieser Stelle auf 
Probleme mit der Erreichbarkeit oder den 
dieser Methode innewohnenden Aussa-
geproblemen eingehen zu können (vgl. 
dazu ausführlich Liebl 2016), bildet sich 
daraus doch eine gewisse Begrenztheit 
der Aussagekraft für Regionalanalysen 
solcher Surveys ab.

Insoweit verbleibt es auch gegenwärtig 
bei der Aussage, dass verlässlichere Daten 
zur Kriminalitätsfurcht und dem Sicher-
heitsgefühl bezogen auf die Bundesländer 
nur aus regionalen Untersuchungen vor-
liegen. Dabei muss man sich auch vor Au-
gen führen, dass die bisherigen auf regi-
onale Einheiten bezogenen Untersuchun-
gen zwar oftmals ein umfassenderes Bild 
z. B. der Kriminalitätsfurcht in einer Stadt 
oder Region abbilden, jedoch hinsichtlich 
größerer regionaler Räume eher nur an-
satzweise Hinweise geben (vgl. dazu um-
fangreich Birkel u. a. 2016). Insbesondere 
spielt auch eine Rolle, dass sich aus den 
Untersuchungen eher keine Veränderung 
der Kriminalitätsfurcht oder des Sicher-
heitsgefühls ablesen lassen, weil es an 
Wiederholungen der Untersuchung man-
gelt. Erwähnenswerte Ausnahmen stellen 

Kriminalitätsfurcht und Sicherheitsgefühl
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Liebl, Pro-
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z. B. die Untersuchungen für Hoyerswerda
und Görlitz (vgl. Sterbling 2003; 2013)
und für Bochum (vgl. Feltes 2008) dar.

Gerade in letzter Zeit – insbesondere 
unter dem Aspekt der „Fremdenfeindlich-
keit“ – wird umfangreich über eine unter-
schiedliche Kriminalitätsfurcht und insbe-
sondere einem differierenden Sicherheits-
gefühl in den Medien berichtet. Dabei 
kamen überwiegend von parteipolitischen 
Überlegungen gefärbte Statements von 
Politikern oder der bestimmten Parteien 
nahestehenden Forschungsinstitute zum 
Tragen, die jedoch häufig nicht auf Unter-
suchungen sondern auf in einem anderen 
Zusammenhang entstandenen Aussagen 
aufbauen bzw. solche Aussagen ausge-
wertet hatten. Eine mit vergleichbaren 
Fragen durchgeführte Untersuchung und 
in einem vergleichbaren Zeitraum durch-
geführte Forschung liegt bisher nicht vor, 
sodass die in dieser Untersuchung darge-
legten Ergebnisse erste Hinweise darauf 
geben können, ob tatsächlich ein unter-
schiedliches Ost-West Sicherheitsgefühl 
oder eine unterschiedliche Kriminalitäts-
furcht vorliegen.4

Hinsichtlich methodischer Fragen zu 
den durchgeführten Forschungen wird 
auf die Forschungsberichte verwiesen (vgl. 
Liebl 2019 bzw. die bei den Ergebnissen 
angeführten Literaturstellen). Gleichfalls 
soll noch erwähnt werden, dass in dem 
Beitrag nur auf das raumbezogene Si-
cherheitsgefühl (auch „allgemeine affek-
tive Kriminalitätsfurcht“ bezeichnet) Be-
zug genommen wurde. Die sogenannte 
„deliktspezifische affektive Kriminalitäts-
furcht“ wurde in die durchgeführten 
Forschungsprojekte nicht mit aufgenom-
men, da ihre Aussagekraft zumeist sehr 
beschränkt ist (vgl. dazu ausführlich Liebl 
2019).

2. Allgemeine Aspekte der
Kriminalitätsfurcht

In den Untersuchungen in den Bundes-
ländern Sachsen und Hessen wurde – ne-
ben anderen Fragen – dem Aspekt der 
Kriminalitätsfurcht nachgegangen.5 Ins-
besondere sollte dabei der Gesichtspunkt 
analysiert werden, ob es einen Zusam-
menhang zwischen der Viktimisierung – 
unterschieden nach verschiedenen Delik-
ten – und der Kriminalitätsfurcht gibt (zur 
Diskussion vgl. z. B. Sessar 2010). Welche 
Erkenntnisse erbrachten nun die Analysen 
für die beiden Bundesländer Sachsen und 
Hessen?

Wie die Tabelle 1 ausweist, wurde in 
beiden Untersuchungsgebieten ein ähnli-

Verhaltensweise

Sachsen Hessen

Angeführte Verhaltensweise 
in %

Angeführte Verhaltensweise 
in %

Täglich 8,8 9,0

2 bis 3 mal die Woche 33,0 55,9

Nur am Wochenende 20,7 27,8

k. A. oder andere Angabe* 37,5 7,3

100,0 100,0

*) wie z. B.: „keine Möglichkeit auszugehen“, „hier gibt es nichts mehr“ etc. insbes. aus dem Befra-
gungsgebiet Ost-Sachsen; Rundungsfehler

Tabelle 1: Wie oft gehen Sie abends nach Einbruch der Dunkelheit in der Freizeit aus?

Verhaltensänderung
Sachsen Hessen

Anteile in % Anteile in %

Ja, allgemein 6,4 8,9

Ja, jedoch nur abends 6,7 4,8

Ja, jedoch nur nachts 11,3 12,4

nein 75,6 73,6

k. A. 0,1 0,4

100,0 100,0

Rundungsfehler

Tabelle 2: Haben Sie in den letzten 12 Monaten Ihre Freizeitaktivitäten eingeschränkt, aus 
Angst davor, Opfer einer Straftat zu werden?

Verhaltens-
änderung

bei Dunkel-
heit

Sachsen Hessen
Verhaltens-
änderung 

im Zeitablauf
Sachsen Hessen

Anteile in % Anteile in % Anteile in % Anteile in %

Ja,
Örtlichkeiten 
gemieden

25,3 33,2 Ja, in den 
letzten 12 Mo-
naten häufiger

7,4 18,2

Nein,
keine Ört-
lichkeiten 
gemieden

69,6 66,8 Nein, keine 
Änderung in 
den letzten 
12 Monaten

87,2 81,4

100,0 100,0 100,0 100,0

Fehlende Werte = k. A.

Tabelle 3: Veränderungen in den Freizeitaktivitäten

ches Freizeitverhalten gelebt. Jedoch gab 
es bei der sächsischen Erhebung einen 
sehr hohen Anteil an Befragten, der auf 
fehlende Möglichkeiten für außerhäusli-
che Aktivitäten hingewiesen hat. Diesbe-
züglich muss beachtet werden, dass z. B. 
in vielen ländlichen Bereichen in Sach-
sen viele Gaststätten schon um 18 bzw. 
20 Uhr schließen, sodass die angeführten 
Verhaltensweisen sehr gut nachvollzogen 
werden können.6 Des Weiteren ist darauf 
hinzuweisen, dass in Hessen die Freizeit-
aktivitäten nach Einbruch der Dunkelheit 
in Hessen keine besonderen Auffälligkei-

ten aufzeigten, insbesondere auch wenn 
man diese mit anderen ähnlichen Unter-
suchungen vergleicht (vgl. z. B. Birkel u. a. 
2016).
Andererseits kann man aus den Angaben 
zur Veränderung des Freizeitverhaltens 
in den letzten 12 Monaten ablesen, dass 
doch über ein Viertel der Befragten in den 
beiden Untersuchungsgebieten ihr Verhal-
ten geändert hat. Dieser %-Anteil ist auf-
grund seiner Höhe bemerkenswert und es 
wurde auch deutlich, dass sich diese Ver-
änderung nicht nur in größeren Städten 
abbildete, sondern auch von Bewohnern 
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ländlicher Gebiete angeführt wurde (vgl. 
Tabelle 2). Weiterhin war als Ergebnis in-
teressant, dass der Anteil der Befragten, 
der seine Verhaltensweise in den letzten 
12 Monaten verändert hatte bzw. in der 
Dunkelheit bestimmte Örtlichkeiten mied, 
in Hessen jeweils um ca. 10 %-Punkte hö-
her lag als in Sachsen. Zum einen könnte 
dieser Unterschied auch an dem höheren 
Anteil der „keine Angaben“-Aussagen in 
Sachsen liegen, zum anderen daran, dass 
in den beiden Jahren, die zwischen den 
Untersuchungen lagen, eine Veränderung 
bei den Freizeitaktivitäten eingetreten ist 
(vgl. Tabelle 3). Insoweit kann daher mit 
Sicherheit nur gesagt werden, dass der 
Wert der Veränderung der Freizeitaktivi-
täten in Hessen leicht höher lag als in 
Sachsen.

Abschließend sollen noch die Ergeb-
nisse der allgemeinen Bewertung der Si-
cherheitslage angeführt werden. Zuerst ist 
festzuhalten, dass sich die Ergebnisse aus 
den beiden Bundesländern fast gleichen. 
Die Unterschiede waren äußerst gering, 
sodass man von einer fast identischen 
Beurteilung ausgehen kann. Es soll noch 
darauf verwiesen werden, dass sich fast 
20 % der Befragten völlig sicher fühlten – 
auch nach Einbruch der Dunkelheit. Dies 
jedoch nur, wenn sie in ihrer Wohnge-
gend unterwegs waren. Waren sie in ihrer 
Stadt/Ortschaft unterwegs, reduzierte sich 
der Anteil der Personen, der sich völlig 
sicher fühlte, auf ca. 13 bzw. 14 %. An-
dererseits stieg der Anteil, der sich „un-
sicher“ oder „völlig unsicher“ fühlte, von 
ca. 8,5 % in der Wohngegend auf 15 
bzw. 18 % in der (Heimat-)Stadt oder Ort-
schaft. Festzuhalten ist, dass lediglich der 
Wert der sich „unsicher“ fühlenden Per-
sonen erheblich anstieg. Die sich „völlig 
unsicher“ fühlenden Personen machten in 
beiden Bundesländern nur einen geringen 
Anteil aus (vgl. Tabelle 4).

3. Geschlechtsspezifische 
Erkenntnisse zur Kriminalitäts-
furcht

Hinsichtlich der Frage nach dem Verhal-
ten bei Eintritt der Dunkelheit („Wie oft 
gehen Sie abends – nach Einbruch der 
Dunkelheit – während Ihrer Freizeit aus?“) 
zeigte sich in beiden Untersuchungsge-
bieten, dass es diesbezüglich große Un-
terschiede gab (vgl. Schaubild 1). So gin-
gen in Hessen die Befragten – weiblich 
und männlich – eher am Wochenende 
aus. In Sachsen war man demgegenüber 
eher 1- bis 2-mal während der Woche in 
der Dunkelheit unterwegs. Weiter war in 

Bewertungs-
note für  

Wohngegend

Sachsen Hessen

Bewertungs-
note für  

Stadt/Ort-
schaft

Sachsen Hessen

Anteile in % Anteile in % Anteile in % Anteile in %

1 19,7 19,1 1 14,6 13,1

2 38,3 41,6 2 36,7 34,2

3 29,2 27,1 3 32,9 31,5

4 5,6 7,6 4 11,4 15,2

5 2,8 1,6 5 3,8 3,2

100,0 100,0 100,0 100,0

Fehlende Werte = k. A.

Tabelle 4: Bewertung der Sicherheitslage nach Einbruch der Dunkelheit

Schaubild 1: Aufenthalt außerhalb der Wohnung bei Dunkelheit
Erläuterung der Abkürzungen: WE = Wochenende; W = pro Woche

Schaubild 2: Freizeitverhalten in den letzten 12 Monaten verändert?

beiden Untersuchungsgebieten einheitlich 
festzustellen, dass sich das Verhalten in 
den letzten 12 Monaten nur wenig geän-

dert hatte. Dies traf auf beide Geschlech-
ter zu und es zeigte sich auch interes-
santerweise, dass die Ergebnisse aus den 
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beiden Bundesländern sich fast identisch 
abbildeten. Die geringfügigen Prozen-
tabweichungen waren weder signifikant 
noch zeigten sie eine besondere Entwick-
lung auf (vgl. Schaubild 2).

Andererseits zeigte in beiden Untersu-
chungen die Frage, ob man in der letzten 
Zeit bestimmte Straßen oder Örtlichkeiten 
nach Einbruch der Dunkelheit gemieden 
habe um zu verhindern, dass einem etwas 
passieren könnte, dass immerhin ca. 1/3 
der weiblichen Antwortenden in Sachsen 
bestimmte Orte mieden und in Hessen 
dies sogar von ca. 40 % der weiblichen 
Befragten angeführt wurde. Auch bei den 
männlichen Befragten zeigte sich, dass 
in Hessen diese Frage von den Männern 
leicht höher mit „ja“ beantwortet wurde 
als dies in Sachsen der Fall war (vgl. 
Schaubild 3).

Weiter erbrachten die Untersuchungen, 
dass die Befragten in beiden Bundeslän-
dern ihre engere Wohngegend haupt-
sächlich als „sicher“ [2] bzw. auch „sehr 
sicher“ [1] beurteilten. Zusammen lag 
der Anteil dieser beiden Bewertungen bei 
ca. 50 % der Antworten. Als „unsicher“ 
[4] oder „völlig unsicher“ [5] wurde die
Wohngegend nur von ca. 18 bzw. 15 %
der Befragten eingeschätzt (vgl. Schau-
bild 4). Interessant ist, dass wiederum
in beiden Bundesländern die beiden Ge-
schlechter identisch unterschiedliche Ant-
worten gaben: So beurteilten Frauen ihre
Wohngegend leicht unsicherer als die
männlichen Befragten (vgl. Schaubild 5).
Bei der Frage nach der Stadt bzw. Ort-
schaft wurde dieser Unterschied noch
deutlicher. In beiden Bundesländern
wurde das persönliche Sicherheitsgefühl
von den Frauen als unsicherer beurteilt als
von den Männern. Insbesondere fiel dies
bei der Untersuchung in Hessen auf, wo
dieser Unterschied sogar signifikant war
(p ≤ 0.005).

4. Altersspezifische Aspekte und
Kriminalitätsfurcht

Die Analyse hinsichtlich der Kriminalitäts-
furcht und des Alters zeigte hinsichtlich 
des Freizeitverhaltens, dass in den beiden 
Untersuchungen am zahlreichsten für die 
Häufigkeit der Freizeitaktivitäten die Kate-
gorie „2 bis 3 mal die Woche“ angeführt 
wurde. Es wurde gleichfalls deutlich, dass 
mit zunehmendem Alter das Ausgehen 
nach Einbruch der Dunkelheit abnahm, 
was jedoch eher auf die Lebenssituation 
als auf Aspekte der Kriminalitätsfurcht zu-
rückzuführen sein dürfte (vgl. Tabelle 5). 
Interessant ist in den beiden untersuchten 

Schaubild 3: Wurden Örtlichkeiten in der Dunkelheit gemieden?

Schaubild 4: Beurteilung der Sicherheit der Wohngegend in der Dunkelheit
Zu der Skaleneinteilung (1, 2 …) vgl. die Textausführungen.

Schaubild 5: Beurteilung der Sicherheit der (Wohn-)Stadt/Ortschaft in der Dunkelheit
Zu der Skaleneinteilung (1, 2 …) vgl. die Textausführungen.
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Bundesländer, dass eine Veränderung in 
der Freizeitgestaltung am häufigsten von 
den 20 bis 29jährigen sowie den 50 bis 
59jährigen „allgemein“ angeführt wurde. 
Die Altersgruppierung „50 bis 59jährige“ 
hatte in Sachsen die höchsten Werte bei 
der Aussage „ja, jedoch nur abends“. 
Dies könnte jedoch auch auf besondere 
Lebensumstände – wie bereits zuvor 
dargestellt – in Sachsen hinweisen (vgl. 
dazu auch Liebl 2016). Insgesamt wa-
ren jedoch die Altersgruppen hinsichtlich 
der Kriminalitätsfurcht wenig auffallend, 
vielmehr zeichnete sich hier ein für das 
Lebensalter erwartetes Verhalten ab. Wei-
terhin ist bemerkenswert, dass in beiden 
Bundesländern die Anteile hinsichtlich 
der Freizeitaktivitäten in den Altersgrup-
pen fast übereinstimmten. Die größten 
Abweichungen (wobei diese bei einem 
Unterschied von 10 % angenommen wur-
den) fielen in die Altersgruppe der unter 
20jährigen Personen. Da diese Gruppe 
jedoch einen sehr geringen Anteil an 
den Befragten in beiden Bundesländern 
hatte, dürften diese Unterschiede nicht in 
unterschiedlichen Verhaltensweisen lie-
gen, sondern zufällig sein. Auffallend ist 
noch, dass sich die Altersgruppe der 30 
bis 50jährigen Personen in ihren Verhal-
tensweisen in den beiden Bundesländern 
von den anderen Altersgruppen stark un-
terschieden, wobei dies nicht direkt et-
was mit einer Viktimisierung zu tun haben 
dürfte, sondern hier die Lebensumstände 
ihren Ausdruck fanden.

Auch die Antworten hinsichtlich der 
Frage nach Verhaltensänderungen in den 
Freizeitaktivitäten sind interessant. Hier 
fielen wiederum die jüngeren Altersgrup-
pen auf, wobei auf die bereits getätigten 
Ausführungen verwiesen werden kann. 
Ansonsten glichen sich die Antworten 
aus den beiden Bundesländern bis auf 
zwei Alterskategorien bei der Angabe, 
dass keine Verhaltensänderungen vorge-
nommen wurden. Auch hier soll jedoch 
keine weitere Interpretation vorgenom-
men werden, da dies auch wiederum auf 
Zufälligkeiten zurückzuführen sein dürfte, 
sodass dies leicht zu Überinterpretation 
der Ergebnisse führen könnte. Interessant 
ist jedoch, dass in Hessen die jüngeren 
Altersjahrgänge auffällig häufiger anführ-
ten, dass sie ihr Freizeitverhalten in den 
letzten 12 Monaten geändert hatten als 
dies in Sachsen der Fall war. Da diese Per-
sonen auch zumeist eine Viktimisierung in 
den letzten 12 Monaten angaben, kann 
hier ein Zusammenhang angenommen 
werden. Andererseits kann dies auch als 

Verhaltensweise Bundesland Angeführte Verhaltensweise 
in % nach Altersgruppe

→●19 →●29 →●39 →●49 →●59 →●69 ≥ 70

Täglich Sachsen 12,5 23,7 20,5 18,1 11,2 10,2 7,3

1,0 23,0 23,0 21,0 15,0 9,0 8,0 100,0

Hessen 26,7 15,5 7,7 10,6 5,3 9,2 2,0

7,8 39,2 7,8 17,7 11,8 13,7 2,0 100,0

2 bis 3 mal die Woche Sachsen 62,5 54,6 44,6 35,3 52,2 58,0 60,6

1,5 15,8 14,9 12,2 20,8 15,2 19,6 100,0

Hessen 40,0 58,9 63,5 63,5 56,1 67,1 62,7

1,9 24,1 10,4 17,1 20,3 16,1 10,1 100,0

Nur am Wochenende Sachsen 25,0 21,6 34,8 46,6 36,6 31,8 32,1

0,9 9,2 17,1 23,7 21,5 12,3 15,4 100,0

Hessen 33,3 25,6 28,8 25,9 38,6 23,7 35,3

3,2 21,0 9,6 14,0 28,0 11,5 12,8 100,0

jeweils 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Rundungsfehler; → = bis … Jahre; farbliche Unterlegungen geben die geringsten und größten Unter-
schiede wieder (Hinweise gelten auch für die folgenden Tabellen).

Tabelle 5: Antworten nach Alter zu: „Wie oft gehen Sie abends nach Einbruch der Dunkel-
heit in der Freizeit aus?“

Männer Frauen

Sachsen Hessen Sachsen Hessen

●● Stalking
●● Bedrohung
●● Schwere Körperver-

letzung

●● Bedrohung ●● schwere Körperver-
letzung

●● Diebstahl aus Keller- 
und Bodenräumen

●● leichte Körperverlet-
zung

●● Stalking
●● Bedrohung

●● schwere Körperver-
letzung

●● Stalking
●● Bedrohung

Schaubild 6: Bei welchem Delikt kam es zur Veränderung der Freizeitaktivitäten von 
Männern und Frauen?

Hinweis dienen, dass Personen mit einer 
Viktimisierung ihre Verhaltensweise än-
dern, was nicht überraschend ist. Nicht 
beantwortet werden können jedoch die 
Fragen, ob die Kenntnis von Personen in 
der Nachbarschaft, die eine Viktimisie-
rung erlitten haben, gleichfalls zu solchen 
Verhaltensänderungen führten und wel-
chen Einfluss die Medien mit ihrer Bericht-
erstattung hatten.

Bei den Bewertungen der Sicherheits-
lage der Wohngegend bzw. der Stadt/
Ortschaft nach einer Rangskala wurde 
die schlechte Bewertung – speziell in 
Hessen – durch die jüngste Altersgruppe 
wieder deutlich. Hielt sich die Bewer-
tung der Wohngegend noch einigerma-
ßen im Rahmen, so fiel die doch äußerst 
schlechte Bewertung der Stadt/Ortschaft 
mit einem Anteil von über 30 % (Ränge 
4 + 5) auf, gegenüber z. B. der Beurtei-
lung durch die Altersklasse der 60 bis 
69jährigen, die diese Rangplätze nur 
mit knapp über 13 % anführen. Auch 
hier soll dieses Ergebnis nur angeführt 
werden, da auch hier Besonderheiten in 
der Befragtenzusammensetzung in die-
sen Kategorien den Ausschlag gegeben 

haben könnten. Eine einfache Erklärung 
wäre schon, dass nur Personen in die-
ser Alterskategorie den Fragebogen zu-
rückgesandt haben, die aufgrund einer 
erlittenen Viktimisierung auch ihre Frei-
zeitaktivitäten geändert haben und des-
halb auch zu einer anderen Beurteilung 
der Sicherheitslage in ihrer Wohngegend 
oder Stadt bzw. Ortschaft gekommen 
sind. Da diesbezügliche Angaben jedoch 
fehlen, müssen weitere Interpretationen 
unterbleiben7.

5. Viktimisierung und ihre
Auswirkungen auf das Freizeit-
verhalten

Die Untersuchungen sollten weiterhin 
Antworten auf die Frage liefern, ob die 
Kriminalitätsfrucht aufgrund bestimmter 
Viktimisierungen auch zu Veränderungen 
der Freizeitaktivitäten führt. Das Augen-
merk bei der Fortführung der Analyse der 
beiden bereits behandelten Zusammen-
hänge wurde nun auf die Viktimisierun-
gen gelenkt, durch die es eventuell zu 
einer Veränderung des Freizeitverhaltens 
in den folgenden 12 Monaten gekommen 
ist.

03 - Krimi_4_2019_13_K3.indd   220 04.04.2019   13:04:02



Kriminalistik 4/2019 221Kriminalitätsfurcht und Sicherheitsgefühl

Untersuchungsjahr

Bundesland

Sachsen Hessen Bayern* Mecklenburg- 
Vorpommern

Schleswig- 
Holstein**

Nieder- 
sachen**

2013 2015 2012 2015 2016 2017Bewertung
4er Skala

Bewertung
5er Skala % ⅀% % ⅀% % ⅀% % ⅀% % ⅀% % ⅀%

Sehr sicher*** Völlig sicher 19,7
58,0

19,1
60,7

52,0
87,0

11,0
60,7

41,8
95,1

23,5
79,7

Eher sicher Sicher 38,3 41,6 35,0 49,7 53,3 56,2

Teils – teils 29,2 27,1

Eher unsicher Unsicher 5,6
8,4

7,6
9,2

9,5
11,7

26,2
37,4

4,4
5,0

15,6
18,2

Sehr unsicher Völlig unsicher 2,8 1,6 2,8 11,2 0,6 2,6

Zeichenerklärung: ⅀% = Summe der „sicher“- und „unsicher“-Kategorie; *) Daten stammen aus dem „Deutschen Viktimisierungssurvey 2012“; **) Frage 
lautete „… nachts allein in Ihrer Nachbarschaft“; ***) Bei der Untersuchung in Mecklenburg-Vorpommern wurden die Einschätzungen mit „sehr sicher“, 
„ziemlich sicher“, „ziemlich unsicher“ und „sehr unsicher“ beschrieben; Angaben für: Bayern: vgl. Öszöz 2016; Mecklenburg-Vorpommern: vgl. Rauchert 2018; 
Schleswig-Holstein: vgl. Dreißigacker 2017.

Tabelle 6: Vergleich der Ergebnisse mit anderen Bundesländern bezogen auf die Frage nach der Sicherheit in der Wohngegend in der  
Dunkelheit

Bei welchen Delikten schränkten die 
Opfer ihre Freizeitaktivitäten in den letz-
ten 12 Monaten ein und bestand ein Un-
terschied in den beiden Bundesländern?

Das Forschungsvorhaben erbrachte für 
Sachsen mehrerer solcher Zusammen-
hänge. So zeigte sich, dass männliche 
Opfer von

●● Stalking
●● Bedrohung und
●● Schwerer Körperverletzung

ihre Freizeitaktivitäten danach einge-
schränkt hatten. Bei den Frauen stellte 
sich dies bei den Delikten

●● schwere Körperverletzung
●● leichte Körperverletzung
●● Stalking und
●● Bedrohung

ein.
Die Untersuchung in Hessen erbrachte 

dagegen eine nicht so ausgeprägte Beein-
flussung der Freizeitaktivitäten durch eine 
Viktimisierung – insbesondere bei Män-
nern. So stellte sich ein solcher Effekt bei 
den Männern nur bei einer

●● Bedrohung
ein. Bei den Frauen konnte eine Beein-
flussung der Freizeitaktivitäten bei den 
Delikten

●● Bedrohung
●● schwere Körperverletzung und
●● Stalking

festgestellt werden.
In einer Gegenüberstellung stellten sich 

die festgestellten Freizeitverhaltensverän-
derungen bei einer Viktimisierung in den 
beiden Bundesländern wie in Schaubild 6 
aufgeführt dar.

Es ist somit festzuhalten, dass eine Be-
einflussung der Freizeitaktivitäten durch 
eine Viktimisierung festzustellen war, je-

doch eine solche nicht bei jeder Opfer-
werdung auftrat. Interessant ist auch, 
dass es bei den Frauen in den beiden 
Bundesländern zu einer größeren Über-
einstimmung hinsichtlich der Delikte kam, 
bei denen die Freizeitaktivitäten verändert 
wurden. Bei den Männern wurde zwar ein 
Delikt (Bedrohung) übereinstimmend in 
den beiden Bundesländern angeführt, das 
eine solche Änderung hervorrief. Jedoch 
hatten in Hessen andere Delikte keinen 
Einfluss, sodass man aus dem Vergleich 
insbesondere den Hinweis ableiten kann, 
dass es bei Frauen häufiger nach einer 
Viktimisierung zu einer Veränderung der 
Freizeitaktivitäten kommt.

6. Bewertung

Bei der Bewertung der Ergebnisse aus den 
beiden Bundesländern ist festzuhalten, 
dass sich die Resultate oftmals fast glei-
chen. Um nicht das bisher Ausgeführte 
nochmals zu referieren, sollen nur einige 
Punkte – insbesondere auch die differie-
renden – zusammenfassend vorgestellt 
werden.

So gingen in Hessen die Befragten – 
weiblich und männlich – eher am Wo-
chenende am Abend aus. In Sachsen war 
man demgegenüber eher 1- bis 2-mal in 
der Woche in der Dunkelheit unterwegs. 
Weiterhin war in beiden Untersuchungs-
gebieten festzustellen, dass dieses Verhal-
ten in den letzten 12 Monaten sich nur 
wenig geändert hatte. Dies traf auf beide 
Geschlechter zu und war in den beiden 
Bundesländern fast identisch. Anderer-
seits zeigte in beiden Untersuchungen die 
Beantwortung der Frage, ob man in der 
letzten Zeit bestimmte Straßen oder Ört-
lichkeiten nach Einbruch der Dunkelheit 

gemieden habe um zu verhindern, dass 
einem etwas passieren könnte, dass im-
merhin ca. 1/3 der weiblichen Antworten-
den in Sachsen bestimmte Orte mieden 
und in Hessen dies sogar von ca. 40 % 
der Frauen angeführt wurde. Auch bei 
den männlichen Befragten zeigte sich, 
dass in Hessen diese Frage von den Män-
nern leicht höher mit „ja“ beantwortet 
wurde als dies in Sachsen der Fall war. 
Bei einer Aufteilung hinsichtlich des Alters 
zeigte sich auch das schon angeführte 
Bild, dass keine Altersgruppe hinsichtlich 
der Kriminalitätsfurcht auffällig gewesen 
ist. Es zeichnete sich hier vielmehr ein al-
tersbedingtes Verhalten ab, wobei noch-
mals betont werden soll, dass in beiden 
Bundesländern die Anteile in den Alters-
gruppen fast übereinstimmten.

Interessant waren jedoch die Antwor-
ten auf die Fragen nach Verhaltensände-
rungen in den Freizeitaktivitäten. Hier fie-
len wiederum die jüngeren Altersgruppen 
durch unterschiedliche Werte auf. Ande-
rerseits glichen sich auch hier die Antwor-
ten aus den beiden Bundesländern.

Weiter erbrachten die Untersuchungen 
in Sachsen und Hessen, dass die Befrag-
ten in beiden Bundesländern ihre engere 
Wohngegend hauptsächlich als „sicher“ 
[2] bzw. auch „sehr sicher“ [1] beur-
teilten. Zusammen lag der Anteil dieser 
beiden Bewertungen bei ca. 50 % der 
Antworten. Als „unsicher“ [4] oder „völ-
lig unsicher“ [5] wurde die Wohngegend 
nur von ca. 18 bzw. 15 % der Befragten 
eingeschätzt. Interessant ist, dass wiede-
rum in beiden Bundesländern die beiden 
Geschlechter identisch unterschiedliche 
Antworten gaben: So beurteilten Frauen 
ihre Wohngegend leicht unsicherer als die 
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männlichen Befragten (vgl. dazu noch-
mals Tabelle 4).

Vergleicht man die Ergebnisse noch 
mit in anderen Bundesländern8 durchge-
führten Untersuchungen9 oder landes-
spezifischen Auswertungen des Krimina-
litätssurveys 2012, ergibt sich jedoch ein 
sehr ungleiches Bild zu den in Hessen 
und Sachsen ermittelten Werten (vgl. Ta-
belle 6). So fallen die wesentlich höheren 
Sicherheitswerte in Bayern, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein sofort auf. Kann 
man für Bayern diese Abweichung noch 
mit der einige Zeit früher durchgeführ-
ten Erhebung begründen, so trifft dies 
nicht für Niedersachsen und Schleswig-
Holstein zu. Hier könnten jedoch die Un-
terschiede in der Fragestellung eine Rolle 
spielen, wenn in den Untersuchungen in 
Sachsen und Hessen nach der Wohnge-
gend und in Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein nach der Sicherheit in der 
„Nachbarschaft“ gefragt wurde. Der Be-
griff „Nachbarschaft“ ist unterschiedlich 
interpretierbar, da darunter einmal das 
Mietshaus, die drei Nachbarhäuser oder 
ein kleinerer oder größerer „Nahraum“ 
verstanden werden kann. Gleichfalls sig-
nalisiert „Nachbarschaft“ einen „heimat-
lichen“ sicheren Raum, der so nicht von 
der „Wohngegend“ ausgestrahlt wird. In-
soweit ist hier die Fragestellung, aufgrund 
ihrer vielfältigen Interpretationsmöglich-
keit, nicht präzise operationalisiert, so-
dass die Ergebnisse nur mit Vorsicht zu 
interpretieren sind.10 Die gerade publi-
zierten Ergebnisse einer Untersuchung in 
Mecklenburg-Vorpommern zeigen wieder 
ähnliche Sicherheitswerte wie in Sachsen 
und Hessen. Hervorzuheben ist jedoch, 
dass die „Unsicherheits“-Werte in diesem 
Bundesland im Vergleich mit den in den 
anderen vier Bundesländern herausgefun-
denen Werten wesentlich negativer sind. 
Mit 37,4 % unterscheiden sie sich von 
dem Zweitplazierten als unsicher beurteil-
tem Bundesland, Niedersachsen, um fast 
20 %, und zu Bayern sogar mit über 25 %. 
Insoweit ein Hinweis, dass in Deutschland 
in den unterschiedlichen Regionen das Si-
cherheitsgefühl sich doch unterscheidet, 
auch wenn die Ergebnisse für Hessen und 
Sachsen eine eher gleich hoch bewertete 
„Unsicherheit“ ausweisen.

Kontakt
kh-liebl@web.de
 
Anmerkungen
1 Vgl. dazu die Ankündigung unter www.

bka.de/DE/UnsereAufgaben/Forschung/For-

schungsprojekteUndErgebnisse/Dunkelfeld-
forschung/dunkelfeldforschung_node.html 
(aufgerufen 14.01.2019).

2 So z. B. nur von Oberwittler ein Vortragsma-
nuskript vom BKA KIForum 2015: Obwittler, 
Dietrich, Der deutsche Viktimisierungssurvey 
2012 – Kriminalitätsfurcht in Deutschland, 
Langfassung, unter. www.bka.de/ (wie vor)

3 Für die Untersuchung 2017 sollten 
31.000 Personen über 16 Jahre per „compu-
tergestützten“ telefonischen Interviews von 
einem Meinungsforschungsinstitut befragt 
werden.

4 Dabei ist jedoch zu beachten, dass klein-
räumige Veränderungen täglich aufgrund 
besonderer Ereignisse eintreten können, bei-
spielsweise aufgrund einer Medienberichter-
stattung. Es wurde dabei bewusst bei der 
Durchführung der Untersuchungen darauf 
geachtet, dass nicht kurz vor der Realisie-
rung Ereignisse stattfanden, die eine solche 
Forschung unverhältnismäßig beeinflusst 
hätten.

5 Die Analyse bezieht sich lediglich auf das 
Geschlecht und Lebensalter, auch wenn 
einige Viktimisierungsforschungen nahele-
gen, dass auch insbesondere die Lebenssi-
tuation einen Einfluss hat bzw. bestimmte 
Delikte, von denen die Befragten betroffen 
waren, einen größeren Einfluss haben könn-
ten als dies aus den allgemeinen „Schwere-
bewertungen“ der Delikte bisher abzulesen 
gewesen ist (vgl. dazu Bug/Kraus/Walenda 
2015). Da Lebenssituationen sehr unter-
schiedlich sein können (wie z. B. Freundes-
kreis, Vereinszugehörigkeit etc.), wurde die-
ser Aspekt aufgrund fehlender Vergleichs-
daten hier nicht weiter aufgegriffen. Dazu 
kommt, dass von anderen Autoren wiede-
rum auf den großen Einfluss z. B. des Alters 
hingewiesen wurde, sodass hier noch keine 
einheitliche Beurteilung möglich ist (vgl. 
z. B. Studer 2013).

6 Was auch aus der 25jährigen Erfahrung des 
Autors in Sachsen bestätigt werden kann. 
Dabei kann es selbstverständlich auch solche 
Gegebenheiten in Hessen geben, jedoch stellt 
sich die Situation aufgrund zahlreicher „Ober-
zentren“, wie z. B. Kassel, Gießen, Marburg 
etc., und ihrer geographischen Verteilung völ-
lig anders dar.

7 Weitere Differenzierungen finden sich bei 
Liebl 2019.

8 Es wurden die Bundesländer berücksichtigt, 
aus denen Forschungsergebnisse zur Krimina-
litätsfurcht bzw. Sicherheitsgefühl vorliegen.

9 Zu einer Untersuchung in Nordrhein-Westfa-
len liegt nur eine Ankündigung vor (vgl. West-
deutsche Zeitung vom 8.1.2019).

10 Auch die Anwendung der in vielen Untersu-
chungen als eher problematisch zu betrach-
tenden 4er-Skala könnte dabei eine Rolle spie-
len (vgl. dazu ausführlich Liebl 2015).
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Der menschliche Faktor von 
Cyberkriminalität
Ein Tagungsbericht zur 1. Annual Conference on the Human Factor  
in Cybercrime

Von Nicole Selzer

Weltweit hat in den letzten zwei Jahrzehnten die Verbrei-
tung von Cyberkriminalität rasant zugenommen. Betroffen 
sind Individuen genauso wie korporative Akteure und staat-
liche Einrichtungen. Die Attraktivität der digitalen Welt ist im 
wahrsten Sinne des Wortes grenzenlos und bietet Raum für 
eine Vielfalt krimineller Aktivitäten.
Die neu ins Leben gerufene Konferenz befasst sich mit dem 
menschlichen Faktor von Cyberkriminalität und hat zum 
Ziel, Spitzenforschung, neue Projekte und Denkanstöße zu 
präsentieren sowie den fachlichen Austausch zwischen den 
Teilnehmern zu fördern. Tamar Berenblum und Rutger Leuk-
feldt haben diese Konferenz ins Leben gerufen genauso wie 
die ESC Working Group on Cybercrime, die mittlerweile über 
70 Mitglieder weltweit umfasst. Damit wurde der Grundstein 
gelegt, um die rasante Verbreitung von Cyberkriminalität 
und die damit verbundene Bedrohung für Gesellschaft, Wirt-
schaft und Staat zu thematisieren.

Die 1. Annual Conference on the Human 
Factor in Cybercrime fand vom 14. bis 
zum 16. Oktober 2018 an der Hebräi-
schen Universität in Jerusalem statt. Insge-
samt wurden 16 Vorträge von Referenten 
aus den USA, Deutschland, Israel, Italien, 
Kanada und den Niederlanden gehalten. 
Aufgrund unterschiedlicher Stadien der 

Projekte kann nur in Einzelfällen über De-
tails und Ergebnisse berichtet werden.

Den fachlichen Auftakt bestritt Kom-
mandant Meir Hayun, Leiter des National 
Child Online Protection Bureau (COPB), 
der zum Stand der Erkenntnisse im Be-
reich Cybercrime in Israel Stellung nahm 
und einen interessanten Einblick in das 
Tätigkeitsfeld seiner Einheit gab. Zunächst 
berichtete er über die Schwierigkeiten 
im Bereich Cybercrime zu ermitteln und 
Kriminelle strafrechtlich zu verfolgen. 
Die Professionalität und Internationalität 
nehme stetig zu, von Organisierter Inter-
netkriminalität könne man in Israel aber 
noch nicht sprechen. Gleichwohl sorgen 
technische als auch rechtliche Beschrän-
kungen dafür, das Cybercrime derzeit 
kaum in dem gebotenen Maß verfolgt 
werden könne. Hinzukommt, dass in den 

einzelnen Polizeistationen oftmals das 
Knowhow fehle, derartige Fälle zu be-
arbeiten. Um dem Abhilfe zu schaffen, 
wurde das Cyber Command Center ge-
gründet. Alle Fälle mit Cyber-Bezug wer-
den zentral im Cyber Command Center 
gesammelt und analysiert, um ein Lage-
bild erstellen und Warnungen ausspre-
chen zu können. Zudem dient das Center 
als Helpdesk für sämtliche Polizeistationen 
im Land und hält Checklisten bereit, die es 
den Polizeibeamten ermöglichen sollen, 
Anzeigen im Bereich Cybercrime aufzu-
nehmen und weiter zu bearbeiten.

Das COPB ist dagegen bestrebt, die 
Strafverfolgung zu verbessern und Krimi-
nalität und Gewalt gegen Kinder im In-
ternet und in sozialen Medien zu redu-
zieren. Verfolgt wird damit das Ziel, einen 
sichereren Cyberraum zu schaffen und 
das Sicherheitsgefühl der Öffentlichkeit 
im Internet zu stärken. Das COPB setzt 
sich aus Vertretern des Ministeriums für 
öffentliche Sicherheit, der israelischen 
Polizei, des Bildungsministeriums, des 
Justizministeriums, des Ministeriums für 
Arbeit, Soziales und Sozialwesen sowie 
des Gesundheitsministeriums zusammen. 
Neben verstärkter Strafverfolgung, Auf-
klärung, Ausbildung und der Einrichtung 
einer Meldestelle, gehört auch „alterna-
tive Strafverfolgung“ zu den Aufgaben 
des COPB. Hierzu zählt bspw. das Löschen 
oder Blockieren unerwünschter Inhalte, 
bspw. Bilder im Netz.

Benoit Dupont referierte zur Policy 
Surveillance im Bereich der Cybercrime 
Prävention1. Dupont führte aus, dass die 
verfügbaren Statistiken über Umfang und 
Kosten der Cyberkriminalität, so fragmen-
tarisch und ungenau sie auch sein mögen, 
erschütternd seien. Im Jahr 2014 schätzte 
das Center for Strategic and Internatio-
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nal Studies, dass Internetkriminalität und 
Spionage jährlich 445 Milliarden Dollar 
koste, was etwa 1 Prozent des globalen 
Einkommens ausmachen würde. Infol-
gedessen hätten führende Vertreter aus 
Regierung und Wirtschaft in den letzten 
Jahren Cyber-Risiken an die Spitze ihrer Si-
cherheitsbedenken gesetzt und massiv in 
Prävention und Cybersicherheitspolitik in-
vestiert. Leider, so Dupont, gebe es keine 
Quelle konsolidierter Daten, die es ermög-
lichen würde, diese Bemühungen auf na-
tionaler und globaler Ebene zu messen 
und zu verfolgen. Dieser Informations-
mangel sei problematisch: Erstens hindere 
er daran Art, Wirksamkeit und Effizienz 
der verschiedenen Regularien, die welt-
weit zur Verhütung und Bekämpfung von 
Cyberkriminalität ergriffen werden, syste-
matisch zu bewerten. Zweitens schränke 
dieser Mangel an Basisinformationen die 
Verbreitung von Wissen auf internationa-
ler Ebene ein und behindere dadurch zum 
einen die Übernahme effektiver Regelun-
gen und zum anderen, die Enttarnung 
uneffektiver oder gar kontraproduktiver 
Regularien. Zudem behindere das Fehlen 
gemeinsamer institutioneller Rahmenbe-
dingungen auch die Koordinationsbemü-
hungen, die effektivere und effizientere 
Reaktionen auf grenzüberschreitende 
Cyberkriminalität und Cyberrisiken liefern 
könnten. Um diese Herausforderungen zu 
bewältigen, schlägt Dupont einen syste-
matischen und kooperativen Ansatz zur 
weltweiten Erfassung von Regularien vor, 
an deren Umsetzung er arbeite.

Guerrino Mazzarolo sprach über die 
Bedrohung durch Insider, die für Unter-
nehmen, Kritische Infrastrukturen, inter-
nationale Organisationen und Regierun-
gen ausgehen. Mazzarolo zufolge können 
„bösartige“ Insider sowohl Mitarbeiter als 
auch Lieferanten und andere Geschäfts-
partner sein, die schnellen Zugriff auf 
vertrauliche Daten haben und geringen 
Einschränkungen unterliegen. Zwar wür-
den immer mehr Institutionen technische 
Mechanismen implementieren, um die 
Bedrohung zu minimieren, sog. „defence-
in-depth“. Dies allein reiche Mazzarolo 
zufolge aber nicht aus, um ein ausrei-
chendes Sicherheitsniveau zu gewährleis-
ten. Um Insiderdelikte möglichst frühzei-
tig vorzubeugen, untersucht Mazzarolo 
Persönlichkeitsprofile, um zu ermitteln, 
ob sich potenziell bösartige Insider an be-
stimmten Persönlichkeitsmerkmalen iden-
tifizieren lassen.

Donald E. Hunt, David Maimon und 
Tamar Berenblum stellten ihre Untersu-

chungen zum Ransomware-Ökosystem 
vor. Den Autoren zufolge nimmt die Be-
drohung durch Ransomare seit zehn Jah-
ren beträchtlich zu, wodurch nicht nur 
das politische Interesse geweckt, sondern 
auch die empirische Forschung vorange-
trieben wurde. Die Autoren kritisieren al-
lerdings, dass das Thema Ökologie von 
Ransomware-Märkten bislang leidglich 
eine untergeordnete Rolle spielte. Dabei 
sei die Störung des Ökosystems ein vielver-
sprechender Ausgangspunkt. Die Autoren 
arbeiten an einem evidenzbasierten An-
satz zur Störung von Ransomware-Märk-
ten, indem sie zunächst Hauptakteure 
innerhalb der Ransomware-Ökologie so-
wie wichtige Verbindungen und weitere 
Akteure analysierten. Sodann wurden 
Nutzen und praktische Anwendbarkeit 
der Situational Crime Prevention Theory 
reflektiert und eine Forschungsagenda2 
entwickelt, die die evidenzbasierte Cyber-
sicherheitspolitik künftig leiten könnte.

Renushka Madarie, Stijn Ruiter, Wou-
ter Steenbeek und Edward Kleemans 
untersuchen die Entscheidungsperspek-
tiven von Account-Hijackern und wen-
deten hierfür die Theorie der kriminellen 
Entscheidungsfindung an. Da immer 
mehr Daten gespeichert und übertragen 
werden, steigen den Autoren zufolge die 
Möglichkeiten für Datendiebe erheblich. 
Im Mittelpunkt der Studie von Madarie 
et al. steht die Online-Verbreitung gestoh-
lener Zugangsdaten für Online-Konten. 
Durchgesickerte Anmeldeinformationen 
ermöglichen es potenziellen Tätern, „Kon-
ten zu entführen“ ohne selbst Zugangs-
daten hacken zu müssen. Die Ergebnisse 
der Studie sollen helfen, Einblicke in die 
Art und Weise zu gewinnen, wie gestoh-
lene Zugangsinformationen online ver-
breitet werden und wie sich diesbezüglich 
verschiedene Plattformen, Kryptomärkte, 
Webforen etc. unterscheiden.

Amit Rechavi stellte eine Studie zur Er-
kennung von Hackernetzen vor. Grund-
lage der Untersuchung sind erfolgreiche 
Brute-Force-Angriffe (BFAs) und system-
übergreifende Vorfälle (Sessions) auf Ho-
neypots. Basierend auf einer Million Inter-
aktionen wurden Daten zu Hackern und 
gehackten Daten gesammelt und analy-
siert. Aus den Aktivitäten ließen sich Rück-
schlüsse auf die unterschiedlichen Rollen 
von Ländern in der Hacker-Szene ziehen. 
Bei der Zuordnung von IP-Adressen und 
Ländern konnte festgestellt werden, dass 
nur wenige Länder als Kern eines Netz-
werks fungieren und Hacking-Aktivitäten 
leiten. Der Beitrag gewährt damit Einbli-

cke in die Dynamik von Hacking-Aktivitä-
ten auf Länderebene und in die Entwick-
lung des versteckten Handels mit Benut-
zernamen und Passwörtern.

George Burruss und David Maimon 
berichteten über eine Studie zu motivie-
renden und strukturellen Faktoren von 
Website Defacement. Hierbei werden In-
halte von Webseiten unautorisiert durch 
Angreifer verändert oder durch provo-
kante Botschaften ersetzt. Im Gegensatz 
zu typischen Hackern, die versuchen ihre 
Tat zu verstecken, präsentiere diese Täter-
gruppe häufig ihre Erfolge in sozialen Me-
dien und Internetforen. Eine Webseite auf 
der solche Erfolge kommuniziert werden 
ist zone-h, die seit 2002 existiert. Hier fin-
den sich Beiträge zu Hacker-Aktivitäten wie 
bspw. Website Defacements, zur Art des 
Defacements, den Domainnamen, aber 
auch Informationen zum verwendeten Be-
triebssystem, Herkunftsort und Motivation 
des Hackers. Diese Informationen wurden 
untersucht, um die Verbreitung und Ver-
änderung von Website Defacements zu 
ermitteln. Zudem wurde eine Gruppe aus-
gewählt, die eine Warnung erhielt, um zu 
sehen, ob ein derartige Abschreckung ziel-
führend ist. Die Autoren fanden, dass bei 
Web-Defacern, die diese abschreckende 
Nachricht erhielten, etwa 50 Prozent weni-
ger Website Defacements im Vergleich zu 
einer Kontrollgruppe erfolgten. Die Kont-
rollgruppe zeigte keinen Unterschied in 
der Anzahl der Defacements in der Nach-
behandlungsmaßnahme. Allerdings seien 
die Unterschiede zwischen der Kontroll- 
und der Versuchsgruppe nicht statistisch 
signifikant. Den Autoren zufolge habe 
das Experiment an Aussagekraft verloren, 
weil einige Subjekte (z. B. Ausreißer) aus-
geschlossen wurden. Das Experiment soll 
aber alsbald mit einer größeren Anzahl von 
Probanden repliziert werden.

In der Studie, die Adam Bossler vor-
stellte, ging es um die Auswirkung von 
Abschreckung auf politisch motivierte 
Cyber-Angriffe, bspw. auf Kritische Infra-
strukturen. Bossler kritisierte, dass sich die 
Forschung bislang mehr auf individuelle 
statt korporative Opfer konzentriere und 
eher auf einfachere Formen von Cyber-
crime statt komplexerer. Zudem beschäf-
tige sich ein Großteil der Forschung mit 
der Anwendbarkeit traditioneller krimi-
nologischer Theorien. Für Bossler ist es 
allerdings erstaunlich, dass die Abschre-
ckungstheorie bislang wenig Beachtung 
fand. Aufbauend auf der Studie von Holt 
und Kilger (2012) sollten sich Teilnehmer 
der Studie (Studenten) von Bossler vor-
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stellen, dass (1.) von einem fiktiven Land 
namens Bagaria und (2.) vom Heimatland 
selbst, Gesetze erlassen und Maßnahmen 
ergriffen wurden, die erhebliche negative 
Konsequenzen für die Heimatbevölkerung 
hätten. Sodann wurden die Studenten zu 
ihrer Bereitschaft befragt, physische oder 
online Angriffe auf Kritische Infrastruktu-
ren des fiktiven oder des eigenen Landes 
zu verüben. Hierbei wurden Fragen ge-
stellt, die die informelle und formelle Ab-
schreckung bzw. Sozialkontrolle messen, 
als auch die Wahrnehmung von Online-
Anonymität, abweichendes Verhalten in 
der online und offline Welt und begüns-
tigende Definitionen abweichenden Ver-
haltens. Die Ergebnisse, so Bossler, deu-
ten darauf hin, dass physische Angriffe 
eher im eigenen Land verübt werden und 
online-Aktionen gleichmäßig verteilt sind.

Abschreckung durch formelle Sozial-
kontrolle hatte Bossler zufolge keinen sig-
nifikanten Einfluss auf die Bereitschaft po-
litisch motivierte Angriffe auf Kritische In-
frastrukturen zu verüben. Dagegen zeigte 
sich, wie auch in der traditionellen For-
schung, dass der informellen Sozialkont-
rolle ein abschreckender Effekt zukommt.

Erin Harbinson und Nicole Selzer un-
tersuchten das demographische, psycholo-
gische und soziale Profil von Personen, die 
auf föderaler Ebene wegen Cybercrime in 
den Vereinigten Staaten verurteilt wurden 
und ein Bewährungsprogramm durchlie-
fen3. Harbinson und Selzer fanden dabei 
einige unerwartete Ergebnisse: bspw. den 
hohen Anteil an weiblichen Straftätern mit 
22 Prozent und ein hohes Durchschnitts-
alter von 38 Jahren. Letzteres ist einerseits 
darauf zurückzuführen, dass nur Erwach-
sene auf Bewährung erfasst werden und 
andererseits, dass die Daten zum Zeitpunkt 
des Antritts der Bewährung ermittelt wur-
den. Eine Bewährungsphase kann mit und 
ohne vorherige Haftstrafe verhängt wer-
den und erklärt damit das vergleichsweise 
hohe Durchschnittsalter. Abgesehen von 
diesen demographischen Auffälligkeiten, 
zeigte sich, dass die Konzentration von 
Straftätern, die als risikoarm eingestuft 
wurden, ungewöhnlich hoch ist. Vergleich-
bare Erkenntnisse gibt es zu Wirtschafts-
straftätern. Harbinson und Selzer warfen 
jedoch die Frage auf, ob das Risikobewer-
tungssystem, das für Straßenkriminalität 
entwickelt wurde, auch auf Straftäter im 
Bereich der Internet- und Wirtschaftskrimi-
nalität übertragen werden kann, also ob 
dieses geringe Rückfallrisiko tatsächlich va-
lide ist. Auffällig war zudem die geringe 
Präsenz von kriminellen Denkstrukturen, 

die regelmäßig ein Prädiktor für eine hohe 
Rückfallwahrscheinlichkeit sind. Trotz die-
ser auf ein geringes Risiko hinweisenden 
Faktoren zeigte sich auch, dass fast die 
Hälfte der Stichprobe Vorstrafen aufwies 
und ein Drittel mindestens zwei verschie-
dene Straftatbestände verwirklicht hatte. 
Faktoren die wiederum auf ein höheres Ri-
siko hindeuten.

Steve van de Weijer stellte eine Studie 
zur Viktimisierung durch Cyberkriminalität 
vor, in der insbesondere die Rolle geringer 
Selbstkontrolle und Online-Routinen un-
tersucht wurden. Van de Weijer zufolge 
zeigten mehrere Studien, dass eine ge-
ringe Selbstkontrolle und spezifische On-
line-Aktivitäten die Viktimisierung durch 
Cyberkriminalität prognostizieren kön-
nen. Er merkte jedoch kritisch an, dass 
Querschnitts- und Beobachtungsstudien 
nur eingeschränkt dazu geeignet seien, 
Ursache-Wirkungsbeziehungen (sog. Kau-
sale Beziehungen) zu identifizieren und 
oftmals lediglich Korrelationen abbilden. 
Deshalb sei nicht bekannt, ob diese Prä-
diktoren auch tatsächlich zur Viktimi-
sierung führen. Um die Rahmenbedin-
gungen so gut es geht zu kontrollieren, 
wählte van de Weijer zwei Techniken, um 
Längsschnittdaten aus dem LISS-Panel 
(2008 – 2016) auszuwerten, einer großen 
repräsentativen Stichprobe niederländi-
scher Haushalte. Angewandt wurde zum 
einen eine Panelstudie und zum anderen,

eine quasi-experimentelle Geschwister-
studie mit dem Ziel bessere Einschätzun-
gen der Auswirkung von geringer Selbst-
kontrolle und Online-Routineaktivitäten 
auf die Viktimisierung durch Cyberkrimi-
nalität geben zu können. Van de Weijer 
fand mit Hilfe des Geschwisterdesigns, 
dass sich geringe Selbstkontrolle bei Mal-
ware-Infektionen auswirkt. Allerdings sei 
das Sample mit 162 Geschwisterpaaren in 
81 Haushalten gering.

Stefano Fantin stellte zwei von der EU 
geförderte Projekte zu Cyberkriminalität 
und Cybersicherheit (DANTE und EUNITY) 
vor. Die Forschung basierte auf einer ver-
gleichenden Analyse von Rechtstexten der 
Europäischen Union und Japan zur Terro-
rismusbekämpfung, Cybersicherheit und 
Datenschutz. Im Fokus der Untersuchung 
ist der rechtliche Schutz von Opfern und 
inwieweit der menschliche Faktor bei der 
Opferwerdung eine Rolle spielt. Ziel ist es 
eine Reihe von politischen Empfehlungen 
für die EU zu definieren, die sich aus sol-
chen Rechtsrahmen ableiten lassen. Ge-
mäß Fantin ergab sich bei der Analyse 
und beim Vergleich der Rechtstexte, dass 

auf EU-Ebene hinsichtlich der Richtlinie 
zur Terrorismusbekämpfung Programme 
für Opfer von Radikalisierung fehlen; hin-
sichtlich Cybersicherheit es am Schutz na-
türlicher Personen mangelt und bezüglich 
Datenschutz Regeln zum Whistleblowing 
im privaten Sektor fehlen.

Ronen Avraham, Joachim Meyer und 
Omer Pelled referierten über die opti-
male Haftungsverteilung zwischen Inter-
net-Providern und Endnutzern aus einer 
spieltheoretischen Perspektive. Im Ideal-
fall sollten Behörden Internetkriminalität 
bekämpfen, indem sie Cyberkriminelle 
davon abhalten Schaden anzurichten. 
Leider seien Strafverfolgungsbehörden 
aufgrund technologischer und rechtlicher 
Bedingungen jedoch häufig in ihren Mög-
lichkeiten eingeschränkt, Cyberkriminelle 
zu stoppen. Investitionen in Sicherheit 
sind den Autoren zufolge zwar hilfreich, 
aber nicht ausreichend. Auch können 
Dienstanbieter Endnutzer vor möglichen 
Risiken zwar warnen, z. B. indem sie auf 
riskante Links oder riskante E-Mail-An-
hänge hinweisen. Angriffe seien dennoch 
oftmals erfolgreich, weil Endnutzer nicht 
genügend Schutzmaßnahmen ergreifen. 
Wer im Schadensfall für den Ersatz auf-
kommen sollte, untersuchen die Auto-
ren mit einem spieltheoretischen Ansatz: 
Werde der Endnutzer in die Verantwor-
tung genommen, könnte dies dazu füh-
ren, dass er vorsichtiger mit unbekannten 
Inhalten umgeht. Andererseits könnte er 
aber auch die Nutzung von Online-Diens-
ten einstellen, die gewisse Risiken bergen, 
was nicht im Interesse des Dienstanbieters 
wäre. Laste die Verantwortung dagegen 
auf dem Dienstanbieter, wenn der Nutzer 
nicht ausreichend vor Gefahren gewarnt 
werde, könnte dies dazu führen, dass 
übermäßig viele Warnungen ausgespro-
chen werden, die vom Endnutzer alsbald 
ignoriert werden. Auch dies hätte keine 
wünschenswerte Folge. Diese spieltheore-
tische Analyse verschiedener Konstellati-
onen soll helfen, Empfehlungen für den 
Gesetzgeber zu formulieren.

Rachel Zeliger untersucht die unter dem 
Twitter-Hashtag GamerGate geführte hef-
tige Kontroverse vom Oktober 2014, die 
Unternehmen wie Intel dazu veranlasste, 
Werbung von der beliebten Videospielent-
wickler-Website Gamasutra zu entfernen. 
Ursprung der  GamerGate Bewegung war 
der Vorwurf eines Ex-Freundes einer Spie-
leentwicklerin, sie habe eine Affäre mit 
einem Spiele-Kritiker. Als eine Bewegung 
zur Förderung der Ethik im Videospieljour-
nalismus gekleidet, haben gemäß Zeliger 
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viele behauptet, dass der wahre Kreuzzug 
von  GamerGate den reaktionären Konser-
vatismus verkörpere, der sich an Frauen 
und Minderheiten in der Videospielindus-
trie richte, was durch die Schikanen ge-
gen weibliche Spieleentwickler und Jour-
nalisten durch unerbittliche Formen von 
Cybergewalt, einschließlich Mord- und 
Vergewaltigungsdrohungen, verdeut-
licht werde. Obwohl das Federal Bureau 
of Investigation der Vereinigten Staaten 
Geständnisse einholte, wurden keine Per-
sonen wegen der Drohungen zur Unter-
stützung von  GamerGate verfolgt. Zeliger 
betrachtet in ihrer Analyse  GamerGate als 
eine assoziative Bewegung und nutzt eine 
sozio-legale Perspektive, um das vermeint-
liche Fehlen durchsetzbarer rechtlicher Me-
chanismen zur Regulierung von Cyber-Ge-
walt zu skizzieren. Mit Hilfe des Konzepts 
der Pfadabhängigkeit untersucht Zeliger 
sodann die Verknüpfung von  GamerGate 
und journalistischer Integrität sowie Mi-
sogynie, die Frauen entgegengebrachte 
Verachtung und Geringschätzung, in der 
frühen Phase der Bewegung.

Edwin Kruisbergen, Rutger Leukfeldt, 
Edward Kleemans und Robby Roks ga-
ben empirische Einblicke4, wie Straftäter, 
die der Organisierten Kriminalität zuge-
rechnet werden, IT nutzen, um Geldwä-
sche zu betreiben. Grundlage der Unter-
suchung bilden 30 OK-Verfahren, die aus 
der fünften Runde des niederländischen 
Monitors für Organisierte Kriminalität 
(DOCM) stammen. Berücksichtigt wurden 
hierbei nicht nur Verfahren, die dem Be-
reich Organisierte Cyberkriminalität zuzu-
ordnen sind, sondern auch Verfahren, die 
„traditionelle“ Formen der Organisierten 
Kriminalität abbilden, wie Drogenhandel, 
also ein breites Spektrum von Arten der 
Organisierter Kriminalität. Als eine der 
auffälligsten Gemeinsamkeiten zwischen 
Cyberkriminalität und traditioneller Orga-
nisierter Kriminalität konnte die Präferenz 
für Bargeld festgestellt werden. Malware- 
und Phishing-Täter sowie Online-Drogen-
händler tauschen ihre digitalen Währun-
gen zumindest teilweise gegen Bargeld. 
Dieser Prozess sei wahrscheinlich auch 
einer der wichtigsten Engpässe bei sol-
chen kriminellen Operationen, denn der 
Wechsel von digitalen Währungen gegen 
Bargeld führe in vielen Fällen zu einer Art 
Spur bzw. Papierspur, so die Autoren. Bei 
der Verschleierung krimineller Einnahmen 
(Geldwäsche) zeigen sich dagegen Unter-
schiede, so scheint sich die Verwendung 
von Kryptowährungen auf Fälle von IT-
bezogener Kriminalität zu beschränken.

David Maimon und Tamar Berenblum 
referierten zum Online-Selbstschutz-
verhalten und den Auswirkungen von 
„thoughtfully reflective decision-making“ 
(TRDM). Bei dem Versuch, die Akzep-
tanz von Online-Selbstschutzverhalten 
durch Computernutzer zu fördern, wür-
den sich Wissenschaftler auf die Theorie 
der Schutzmotivation nach Rogers stüt-
zen, um die von den Computernutzern 
wahrgenommene Bedrohungen und den 
Nutzen von Schutzverhalten zu erörtern. 
Die Hauptannahme dieser Theorie sei, 
dass die Stärke der wahrgenommenen 
Bedrohung sowie die wahrgenommene 
Anfälligkeit und Verletzbarkeit bei der 
Implementierung von Sicherheitswerkzeu-
gen und -verhalten die Wahrscheinlichkeit 
von Selbstschutzverhalten erhöhe. Diese 
Literatur konzentriere sich den Autoren 
zufolge jedoch nicht auf den besten Weg, 
eine gute Entscheidung zu treffen.

Paternoster und Pogarsky prägten den 
Begriff „thoughtfully reflective decision-
making“ (TRDM), der in vier Phasen den 
Prozess der Entscheidungsfindung be-
schreibt. Hierzu zählt, sich über die wich-
tigsten Alternativen zu den eigenen Zielen 
Gedanken zu machen, Informationen über 
die wichtigsten Alternativen zu sammeln, 
intelligent darüber nachzudenken, wie 
wahrscheinlich es ist, dass jede Alternative 
die Zielerreichung ermöglicht, und die Ent-
scheidung zu überprüfen und daraus zu 
lernen. Kurz gesagt sei die Wirkung von 
TRDM auf negative oder positive Lebens-
ergebnisse überwiegend indirekt: Wer 
eine gute Entscheidung treffe, sehe eher 
Chancen, Investitionen und Ressourcen in 
seinem Leben und werde dadurch mehr 
menschliches, soziales und kulturelles Ka-
pital aufbauen als diejenigen, die schlechte 
Entscheidungen treffen. Maimon und Be-
renblum vermuten, dass ein unterschied-
liches Niveau von TRDM die Wahrschein-
lichkeit beeinflussen könnte, Selbstschutz-
verhalten im Cyberspace aufzubauen. 
Daher kann es sinnvoll sein, Computerum-
gebungen so zu entwerfen, dass TRDM 
entschärft werde, umso für Sicherheit im 
Umgang im Netz zu sensibilisieren.

Den Schlussvortrag bestritten Marleen 
Weulen Kranenbarg und Tamar Beren-
blum und sprachen über die Wirkung 
wahrgenommener formeller und infor-
meller Sozialkontrolle auf Täter im Bereich 
Cybercrime. Die digitale Welt sei im Ver-
gleich zur Offline-Welt anonymer und da-
durch schwieriger zu kontrollieren. Krimi-
nologische Theorien ließen den Autoren 
zufolge darauf schließen, dass Menschen 

eher Straftaten begehen, wenn sie wenig 
formelle oder informelle Sozialkontrolle 
erfahren. Folglich könnte man davon aus-
gehen, dass Menschen eher online als off-
line Straftaten begehen. Weulen Kranen-
barg und Berenblum untersuchten in ihrer 
Studie, ob hinsichtlich der Wahrschein-
lichkeit Straftaten mit online-Bezug zu 
begehen ein direkter Effekt zur (1) wahr-
genommenen formellen und informellen 
Sozialkontrolle besteht aber auch zu (2) 
kriminellen Peer-Verhalten, (3) TRDM und 
(4) IT-Kenntnissen. Letzteres, da formelle 
und informelle Sozialkontrolle von be-
stimmten Gruppen unterschiedlich wahr-
genommen werde. Zur Beantwortung der 
Forschungsfrage wurden Umfragedaten 
von 466 israelischen Erstsemestern der 
Hebräischen Universität in Jerusalem ana-
lysiert, die zwischen November 2014 und 
Januar 2015 erhoben wurden.

Fazit, eine gelungene Konferenz mit in-
teressanten Fachbeiträgen und der Mög-
lichkeit zum social networking, die künftig 
sicher einigen Zulauf erfahren, hoffentlich 
aber nie den familiären Charme verlieren 
wird. Publikationen einiger der vorgestellten 
Paper werden in einer Spezialausgabe un-
ter dem Titel „New Directions in Cybercrime 
Research“ des Journals of Crime and Jus-
tice (Journal of the Midwest Criminal Justice 
Association) vorrausichtlich im Dezember 
2019 erscheinen. Weitere Informationen 
zur Konferenz und einige Präsentationen 
sind hier: https://csrcl.huji.ac.il/event/1st-an-
nual-conference-human-factor-cybercrime 
sowie hier zu finden: https://www.cyber-
crimeworkingroup.com/news.

Die 2. Annual Conference on the Hu-
man Factor in Cybercrime wird vom 
16. bis 18. Oktober 2019 in den Nie-
derlanden (Ort wird noch festgelegt) 
stattfinden. Der Call for Papers erfolgte 
bereits. Die Deadline für Abstracts ist 
der 16. Mai und für Full Papers der 
1. Oktober 2019. Aller Voraussicht 
nach wird 2020 die Konferenz in Mon-
treal, Kanada stattfinden.

Kontakt
nicole.selzer@jura.uni-halle.de
 
Anmerkungen
1 Vgl. https://csrcl.huji.ac.il/sites/default/files/csrcl/

files/hfc_jerusalem_2018_dupont.pdf.
2 Vgl. https://csrcl.huji.ac.il/sites/default/files/cs-

rcl/files/donald_edward_hunt_david_maimon_
and_tamar_berenblum.pdf.

3 Vgl. https://csrcl.huji.ac.il/sites/default/files/csrcl/
files/erin_harbinson_and_nicole_selzer.pdf.

4 Vgl. https://csrcl.huji.ac.il/sites/default/files/csrcl/
files/organised_cybercrime_leukfeldt_et_al.pdf.
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Masterstudiengang Kriminalistik
Brandenburg geht neue Wege

Von Ralph Berthel

Die Fachhochschule der Polizei des Landes Brandenburg wird 
ab Herbst 2020 einen Masterstudiengang Kriminalistik für 
Bedienstete der eigenen Landespolizei und anderer Polizeien 
anbieten. Inhaltlich wird der Studiengang viel bieten, das 
steht jetzt bereits fest. Aber wie passt er in den hergebrach-
ten laufbahnrechtlichen Rahmen? Man kann es drehen und 
wenden wie man will: Ein wichtiger und mutiger Schritt, der 
die polizeiliche Bildungslandschaft ordentlich in Bewegung 
versetzen wird.

Vorbemerkungen

Am 18. Dezember 1990 hatte der Senat 
von Berlin den Beschluss über die Ab-
wicklung der Sektion Kriminalistik der 
Humboldt-Universität zu Berlin „man-
gels Bedarf“ gefasst. Der Lehr- und For-
schungsbetrieb in der Kriminalistik an der 
Alma Mater Berolinensis war daraufhin 
im Jahr 1994 eingestellt worden. Danach 
fristete die Kriminalistik als Wissenschafts-
disziplin in Deutschland ein Schattenda-
sein.1 In dem Land, in dem Ludwig Hugo 
Franz v. Jagemann 1838 und 1841 das 
„Handbuch der gerichtlichen Untersu-
chungskunde“2 und damit einen der (!) 
Grundsteine für die moderne Kriminalistik 
veröffentlicht hatte, Franz von Liszt 1882 
in Marburg das erste „Kriminalistische Se-
minar“3 gegründet und im Jahr 1899 den 
Wissenschaftscharakter der Kriminalistik 
begründet hatte4, in dem einmal solche 

Persönlichkeiten wie Hans Schneikert5 und 
Max Hagemann6 Kriminalistik gelehrt hat-
ten, wurde ein wichtiges Kapitel Wissen-
schaftsgeschichte (zunächst) geschlossen. 
Erst mit der Einrichtung des Masterstudi-
enganges „Kriminalistik“ am Institut für 
Kriminalistik – School of Criminal Investi-
gation & Forensic Science (School CIFoS) 
im Wintersemester 20127 und dem ab 
2016 erfolgten Anbieten der Wahlmo-
dule Kriminologie oder Kriminalistik im 
Rahmen des Masterstudienganges „Krimi-
nologie und Polizeiwissenschaft“ an der 
Ruhr Universität Bochum8 erfolgte wie-
der eine Verankerung in der Hochschul-
landschaft der Bundesrepublik. Auch der 
Weiterbildende Masterstudiengang Krimi-
nologie und der Masterstudiengang In-
ternationale Kriminologie der Universität 
Hamburg erweiterten die Möglichkeiten 
einer entsprechenden Spezialisierung.

Polizeiliche Bildungseinrichtungen waren 
dabei allerdings keine Vorreiter. Die poli-
zeiliche Bildungslandschaft war und ist in 
diesem Kontext maßgeblich von laufbahn-
rechtlichen Vorgaben bestimmt. Dabei 
gab bzw. gibt es in einigen Bildungsein-
richtungen spezialisierte Studiengänge für 
die Kriminalpolizei, so an der Hessischen 
Hochschule für Polizei und Verwaltung 
bzw. fachspezifische Module (Y-Ausbil-
dung) oder an der Hochschule für Wirt-
schaft und Recht (Fachbereich 5) in Ber-
lin. Dabei wurde und wird Kriminalistik in 

den Polizeien bisher fast ausschließlich im 
Rahmen der Bachelor-Studiengänge (vor-
her Diplom-Studiengänge) an den Fach-
hochschulen der Polizeien bzw. den Ver-
waltungsfachhochschulen des Bundes und 
der Länder unterrichtet. An der höchsten 
deutschen polizeilichen Bildungseinrich-
tung, der Deutschen Hochschule der Po-
lizei, konnte man sich bis zum heutigen 
Tag nicht zu einem weiteren Masterstudi-
engang Kriminalistik, neben dem seit 2007 
etablierten zweijährigen Masterstudien-
gang „Öffentliche Verwaltung – Polizei-
management“, durchringen. Dort werden 
Kriminalistik und Kriminologie neben neun 
weiteren Fächern gelehrt.9

Noch problematischer gestaltete sich 
die Entwicklung im Bereich der For-
schung. Sieht man einmal vom Krimina-
listischen Institut des Bundeskrimianalam-
tes und kriminalistisch-kriminologischen 
Forschungseinrichtungen10 bei den LKÄ 
in Hessen, Niedersachsen, Bayern, Nord-
rhein-Westfalen und der ältesten derar-
tigen Institution in Hamburg sowie ein-
zelnen Hochschullehrern an polizeilichen 
Fachhochschulen (etwa Prof. Schmelz in 
Hessen) ab, gab es keine institutionell 
verankerte kriminalistische Forschung, 
von einer organsierten und strukturierten 
Forschungslandschaft ganz zu schwei-
gen. Allerdings erfolgte diese Forschung 
ebenfalls ausschließlich am polizeilichen 
Bedarf orientiert. Außerhalb des polizei-
lichen Bereiches erschien die Kriminalis-
tik eher als Anhängsel der Kriminologie 
bzw. der Polizeiwissenschaft(en), etwa am 
Lehrstuhl für Kriminologie, Kriminalpolitik 
und Polizeiwissenschaft der Ruhr-Univer-
sität Bochum11. Dabei ist der Arbeit am 
Lehrstuhl von Professor Thomas Feltes, 
mittlerweile Prof. Dr. Tobias Singelnstein 
gerade für die institutionsübergreifende 
Lehre und Forschung in den Bereichen Po-
lizeiwissenschaft, Kriminologie und Krimi-
nalistik ausdrücklich positiv hervorzuhe-
ben. Eine übergreifende, auch auf andere 

Ralph 
Berthel, 
Leitender 
Kriminaldi-
rektor a. D., 
Frankenberg/
Sachsen

Kriminalistik
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Anwender bezogene bzw. anwenderun-
abhängige kriminalistische Forschung aus 
Sicht der Polizeien war jedoch all die Jahre 
nicht zu konstatieren.12

Nunmehr dürfte dieses laufbahnrecht-
lich determinierte Modell zumindest hin-
sichtlich der Lehre bald aufgebrochen 
werden. Vorreiter dieser Entwicklung ist 
die Fachhochschule der Polizei Branden-
burg (FHPol) mit der Einrichtung eines 
Masterstudienganges Kriminalistik.

Im Rahmen einer Informationsveran-
staltung, einer sog. Interessentenbörse 
im Januar 2019, wurden die Ziele, Inhalte 
und Herausforderungen, die mit diesem 
Studiengang verbunden sind, vorgestellt.

Ausgangslage, Rahmenbedin-
gungen und Zeitplan

Auf seiner 56. Sitzung am 2. Februar 
2018 fasste der Landtag Brandenburg 
nachfolgendem Beschluss:

„1. Die Landesregierung wird aufgefor-
dert,

a) den bereits eingeschlagenen Weg 
der Spezialisierung an der Fachhoch-
schule der Polizei des Landes Branden-
burg weiter zu intensivieren und dabei 
ein besonderes Augenmerk auf die 
Aufgabenbereiche Cyberkriminalität, 
Wirtschafts- und Organisierte Krimina-
lität, Kriminalprävention und Risikoer-
kennung im Bereich der Gewalt- und 
Eigentumskriminalität zu legen,

b) zu prüfen, ob und wie im Ver-
bund mit anderen Bundesländern, bei-
spielsweise im Rahmen der Sicherheits-
kooperation (SiKoop), oder Einrichtun-
gen des Bundes gesonderte Studien-
gänge für Spezialisten der Kriminalpoli-
zei eingerichtet werden können,

c) für den Fall, dass Kooperationsbe-
mühungen zu keinem zufriedenstellen-
dem Ergebnis gelangen, zu prüfen, wie 
dies an der Fachhochschule der Polizei in 
Oranienburg weiter vertieft werden und 
vorhandenes Wissen und Können erhal-
ten und weitervermittelt werden kann.

2. Der Minister für Inneres und Kom-
munales wird aufgefordert, bis zum 
31. Oktober 2018 einen Zwischenbe-
richt über den Fortgang der Bemühun-
gen an den Aus-schuss für Inneres und 
Kommunales zu geben.“

In der Folge dieser Entscheidung des 
Landtages wurde die Fachhochschule der 
Polizei des Landes Brandenburg durch 
das Ministerium des Innern und für Kom-
munales mit der Erarbeitung einer Grob-

konzeption für einen Masterstudiengang 
Kriminalistik beauftragt. Die Hochschule 
bezog in diese konzeptionellen Arbeiten 
sowohl das Polizeipräsidium als auch die 
Staatsanwaltschaften des Landes Bran-
denburg ein. Im Januar 2019 wurden die-
ses Konzept im Rahmen einer Interessen-
tenbörde an der Polizei-Fachhochschule 
in Oranienburg vorgestellt. Dabei wurde 
neben den inhaltlichen Schwerpunkten 
und den Eckpunkten der Studienorganisa-
tion auch die durchaus ambitionierte Zeit-
planung bis zum Start des Studiengan-
ges erläutert. Die ersten Studenten des 
Masterstudienganges Kriminalistik sollen 
im Oktober 2020 immatrikuliert werden. 
Dem vorgeschaltet wird das entspre-
chende Akkreditierungsverfahren sein. 
Das wiederum bedeutet, dass im Spät-
sommer dieses Jahres die wesentlichen 
Dokumente für die Akkreditierung z. B. 
die Qualifikationsziele, das Studiengangs-
konzept, das Modulhandbuch sowie 
alle Angaben zur Studierbarkeit und zur 
personellen, sachlichen und räumlichen 
Ausstattung dokumentiert sein müssen. 
Nach Vorlage dieser Dokumente bei der 
Akkreditierungsagentur folgt das eigent-
liche Akkreditierungsverfahren, das eine 
umfassende Überprüfung des gesamten 
Studienmodells und der Rahmenbedin-
gungen zum Gegenstand haben wird. Die 
grundsätzlichen Rahmenfestlegungen für 
das Akkreditierungsverfahren finden sich 
seit 2017 im Staatsvertrag über die Or-
ganisation eines gemeinsamen Akkredi-
tierungssystems zur Qualitätssicherung in 
Studium und Lehre an deutschen Hoch-
schulen (Studienakkreditierungsstaatsver-
trag)13 sowie in der Musterrechtsverord-
nung gemäß Artikel 4 Absätze 1 bis 4 des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages14, 
die von der Kultusministerkonferenz am 
7. Dezember 2017 beschlossen wurde.

Beschreibung der Kompetenz-
ziele und der Zielgruppen des 
Studienganges

Der zukünftige Masterstudiengang Krimi-
nalistik soll sich durch ein anwendungs-
orientiertes Profil auszeichnen. Ziel sei es, 
praxisrelevante Kompetenzen für kriminal-
fachlich besonders qualifizierte Sachbear-
beitung zu vermitteln, so der Präsident 
der FHPol, Rainer Grieger, im Rahmen der 
Informationsveranstaltung. Den Anforde-
rungen des Masterniveaus entsprechend, 
liege das Augenmerk auf einer vertie-
fenden, fachübergreifenden Wissensver-
mittlung. Dabei stelle der Studiengang 
inhaltlich auf die Vermittlung sowohl 

phänomenunabhängiger als auch phä-
nomenspezifischer Kompetenzen ab. Die 
Absolventen sollen nach dem Studium in 
Organisationseinheiten zum Einsatz kom-
men, die sich der Bekämpfung spezieller 
Deliktsbereiche, mindestens der mittleren 
Kriminalität widmen. Gegenwärtig ver-
folgt man im Brandenburger Innenminis-
terium das Ziel, dass künftige Absolven-
tinnen und Absolventen des Masterstudi-
enganges zumindest für herausgehobene 
Dienstposten des gehobenen Dienstes in 
der Kriminalpolizei vorgesehen werden.

Damit korrespondieren die im Rahmen 
der Informationsveranstaltung im Januar 
vorgestellten sog. Kompetenzziele des 
Studienganges. Als solche wurden defi-
niert:

●● die Bearbeitung komplexer Ermittlungs-
verfahren in bestimmten, allerdings 
nicht ausgeführten Phänomenberei-
chen sowie

●● die Leitung von Kommissionen und an-
deren kriminalpolizeilichen Besonderen 
Aufbauorganisationen.

Als Zielgruppen für den Studiengang sollen 
sich in erster Linie Polizeivollzugsbedienstete 
im sog. gehobenen Dienst mit einschlägi-
ger beruflicher Erfahrung angesprochen 
fühlen. Als Zugangsvoraussetzungen wur-
den bisher definiert, dass die Bewerber über 
einen „einschlägigen“ Hochschulabschluss 
(180 ECTS-Credits) und „mehrjährige, ein-
schlägige Berufserfahrung oder gleich-
wertige Vorbildung“ verfügen sollen. Hier 
dürfte mit Sicherheit noch eine weitere 
Ausdifferenzierung erfolgen. Die Öffnung 
des Studienganges für Angehörige von 
Polizeien anderer Länder bzw. des Bundes 
sowie im Einzelfall für Externe, z. B. Staats-
anwälte, ist ebenfalls vorgesehen. Aktuell 
werden laufbahnrechtliche Fragen und sol-
che des Zulassungsverfahrens diskutiert. Die 
nachfolgende Aussage des Qualifikations-
rahmens für deutsche Hochschulabschlüsse 
zur Master-Ebene dürfte in diesem Kontext 
zumindest beachtlich sein: „Außerhalb des 
Hochschulbereichs erworbene und nach-
weisbare Qualifikationen und Kompeten-
zen können bei Aufnahme eines Studiums 
angerechnet werden, sofern diese den An-
forderungen des jeweiligen Studiengangs 
entsprechen. Sie können bis zu 50 % des 
Hochschulstudiums ersetzen.15

Der Studienverlaufsplan und 
Zuordnung im European Credit 
Transfer System

Wie bereits vorn ausgeführt, soll der Studi-
engang akkreditiert und entsprechend dem 
o. g. Qualifikationsrahmen für Deutsche 
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Hochschulabschlüsse mit dem akademi-
schen Master-Grad abgeschlossen werden. 
Dabei ist der Studiengang als 2 – 2½-jäh-
riges berufsbegleitendes Studium mit in-
tegrierten Fern- und Präsenzphasen und 
einer studienabschließenden Masterarbeit 
konzipiert. Mit Blick auf die Zielgruppen 
wird angestrebt, die Abwesenheitszeiten 
der Studierenden von ihren Dienststellen 
so gering wie möglich zu halten.

Eine Studieneingangsphase/Propädeuti-
kum (auch zur Vermittlung von kriminal-
wissenschaftlicher Methodenkompetenz) 
ist ebenso wie ein Praktikum vorgesehen. 
Dabei wird in Brandenburg aktuell die An-
erkennung von Dienstzeiten als Praktika 
diskutiert.

Mit dem Masterstudiengang sollen 
120 ECTS-Credits im zweiten Zyklus (Mas-
ter-Qualifikation) des Bologna-Prozesses 
erworben werden. Gegenwärtig geht man 
von bis zu 25 Studentinnen und Studenten 
pro Studienjahr aus. Das bedeutet auch 
für das Lehrpersonal, für Verwaltung und 
nicht zuletzt für die bereitzustellenden 
logistischen Rahmenbedingungen eine 
durchaus beachtliche Herausforderung.

Gliederung des Studiums

In Vorbereitung auf das später folgende 
Modulhandbuch liegt gegenwärtig eine 
vorläufige Gliederung der Leitthemen des 
Studienganges vor, die folgenden Module 
vorsieht:
 1. Propädeutikum
 2. Strategische und operative Kriminali-

tätsbekämpfung
 3. Ermittlungsstrategien und -taktiken
 4. Internationale Zusammenarbeit
 5. Verdeckte Ermittlungen und beson-

dere Ermittlungsmethoden
 6. Kriminaltechnik und forensische  

Wissenschaften
 7. Gefährdungseinschätzungen und  

gefahrenabwehrende Maßnahmen 
im kriminalpolizeilichen Kontext

 8. Cybercrime
 9. Politisch Motivierte Kriminalität
10. Organisierte Kriminalität
11. Wirtschaftskriminalität
12. Delikte am Menschen und andere 

Erscheinungsformen der Schwerstkri-
minalität

13. Mastermodul
Zunächst fiel im Rahmen der Informations-
veranstaltung im Januar 2019 auf, dass bis 
dahin keine Kriminologie-Bausteine vorge-
sehen waren. Entsprechende Anmerkun-
gen von Teilnehmern wurden durch die 
FHPol aufgegriffen. In der nunmehr über-
arbeiteten Fassung der Leitthemen finden 

Kriminalistisches Denken und ange-
wandte Logik (inkl. Hermeneutik, 
Heuristik,  
Deduktion, Induktion, Syllogismus, 
retrospektive Betrachtung)
Vorbereitung, Durchführung und Do-
kumentation von

●— Erster Angriff
●— Verdächtigen-, Täter- und Zeugener-
mittlung

●— Vernehmung (inkl. Vernehmungs-
kompetenz, besondere Personen-
gruppen,  
Dokumentationsqualität)

●— Durchsuchung
●— Sicherstellung/Beschlagnahme
●— Freiheitsentziehung
●— Fahndung  
unter besonderer Berücksichtigung 
von psychologischen und interkul-
turellen  
Aspekten sowie der Anleitungs- und 
Kontroll-/Controllingkompetenz

Untersuchungsprozess (kriminalisti-
scher Problemlösungsprozess)

●— Hypothesen-/Versionsbildung (Ver-
sionsarten, -voraussetzungen, -vari-
anten)

●— Ableiten von Ermittlungshandlungen
●— Arten und Formen von Untersu-
chungsplänen (Vernehmung, Durch-
suchung, Fahndung etc.)

●— Bewertung von Ermittlungsergebnis-
sen

●— Überprüfen von Versionen
Vorgangsführung

●— Dokumentationsformen
●— Aktenführung (inkl. deliktsbezoge-
ner Besonderheiten)

Kasten: Strukturierung des Moduls 3  
„Ermittlungsstrategien und -taktiken“

sich kriminologische Lehrinhalte bereits in 
Modul 1, das sich nun in die Abschnitte 
„Einführung in das kriminalwissenschaft-
liche Studium, Studienmethodik/wissen-
schaftliches Arbeiten“, „Einführung in 
besondere Methoden der Kriminalitätsbe-
kämpfung“ und „Praxisphase/Verwendung 
Fachdienststelle(n)“ gliedern soll.

Mit Blick auf die oben beschriebenen 
Kompetenzziele dürften den Absolventen 
Führungsaufgaben in den dargestellten 
Organisationseinheiten übertragen wer-
den. Daher erscheinen Lehrinhalte der 
Führungs- und Einsatzlehre, der Psycholo-
gie und natürlich der Rechtswissenschaf-
ten ebenfalls unabdingbar.

Wissenschaftsorientierung und 
Praxisrelevanz

Die inhaltliche Ausgestaltung des Studi-
ums folgt einerseits einer strikten Wissen-
schaftsorientierung und stellt andererseits 
ständig die Bezüge zur (kriminal-) polizei-
lichen Praxis her. Ein Blick in den aktuellen 
Bearbeitungsstand eines der 13 Module 
soll das verdeutlichen. Das Modul 3 ist 
mit „Ermittlungsstrategien und -taktiken“ 
überschrieben (Kasten).

Ergänzung statt Konkurrenz

Im Rahmen der Informationsveranstaltung 
wurde ausdrücklich hervorgehoben, dass 
der neue Studiengang keine (!) Konkur-
renz zum Masterstudiengang „Öffentli-
che Verwaltung – Polizeimanagement“ 
an der Deutschen Hochschule der Polizei 
in Münster darstelle. Auch sei mit der 
Verleihung des Mastergrades keine Lauf-
bahnbefähigung für den sog. höheren 
(Polizeivollzugs-)dienst verbunden. Zudem 
bliebe die Ausrichtung des „klassischen“ 
Bachelor-Studienganges „Polizeivollzugs-
dienst – Police Service“16 davon unberührt. 
In Brandenburg ist allerdings ein Diskussi-
onsprozess zu Fragen der laufbahnrecht-
lichen Anerkennung des Abschlusses in 
Gang gekommen. Und das erscheint sehr 
sinnvoll. Im Mittelpunkt des Studiengan-
ges sollen zwar die Ausbildung von kri-
minalistischen Experten und damit auch 
die Sicherung des Fachkräftebedarfs in der 
Kriminalpolizei stehen. Künftige Absolven-
tinnen und Absolventen des Masterstudi-
enganges sollen zumindest die Befähigung 
für herausgehobene Dienstposten des sog. 
gehobenen Dienstes in der Kriminalpolizei 
erwerben, und das ist auch das Mindeste, 
was man den Absolventen laufbahnrecht-
lich in Aussicht stellen sollte.

Betrachtet man einige der im vorn be-
reits erwähnten Qualifikationsrahmen für 

deutsche Hochschulabschlüsse genann-
ten Elemente des Qualifikationsprofils für 
Masterabsolventen, wird schnell deutlich, 
dass hier die Managementebene ange-
sprochen ist. Dort heißt es etwa bei dem 
Element „Wissenschaftliches Selbstver-
ständnis/Professionalität“:
Absolventinnen und Absolventen …

●● erkennen situationsadäquat Rahmen-
bedingungen beruflichen Handelns und 
begründen ihre Entscheidungen verant-
wortungsethisch,

●● reflektieren ihr berufliches Handeln kri-
tisch in Bezug auf gesellschaftliche Er-
wartungen und Folgen.

Ob bzw. inwieweit die laufbahnrechtlich 
schlechtere Stellung des Masterabschlus-
ses „Kriminalistik“ gegenüber dem „Öf-
fentliche Verwaltung – Polizeimanage-
ment“ Bestand haben wird, erscheint 
auch vor einem anderen Hintergrund 
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erörterungswürdig. Es mag in Verges-
senheit geraten sein. Aber zu Beginn 
der Einführung des Bologna-Prozesses 
in Deutschland hatte die Kultusminister-
konferenz ein eindeutiges Votum für eine 
Zuordnung von Master- bzw. Magisterab-
schlüssen als Zugangsvoraussetzung für 
den sog. höheren Dienst abgegeben. „Für 
Master- und Magisterabschlüsse legt der 
Strukturbeschluss der Kultusministerkon-
ferenz fest, dass sie – unabhängig davon, 
ob sie in einem einjährigen oder zweijäh-
rigen Masterstudium an einer Universität 
oder an einer Fachhochschule erworben 
wurden – den Promotionszugang eröff-
nen. Dementsprechend spricht sich die 
Kultusministerkonferenz auch dafür aus, 
den Absolventen der Master-/Magister-
studiengänge den Zugang zum höheren 
Dienst zu eröffnen.“17

Die bisher unangefochtene Stellung des 
Masterabschlusses der DHPol wird mit 
Blick auf die spezifischen Anforderungen 
an kriminalpolizeiliche Führungskräfte in 
Frage zu stellen sein. Die Frage der Aner-
kennung von polizeilich relevanten Mas-
terabschlüssen für die Laufbahn des sog. 
höheren Polizeivollzugsdienstes ist aller-
dings nicht neu. Sowohl die Absolventen 
des Masterstudienganges Kriminalistik an 
der Steinbeis-Hochschule (Fn. 8) als auch 
der Ruhr-Universität Bochum (Fn. 9) sowie 
diejenigen der Masterstudiengänge Krimi-
nologie an der Universität Hamburg ha-
ben diese Befähigungen de facto erwor-
ben, und das ins sehr polizeispezifischen 
Disziplinen. Bemerkenswert ist dabei 
auch, dass die Polizei in Rheinland-Pfalz 
erstmalig (und einmalig, so die gegen-
wärtige Lesart) für Kriminalbeamtinnen 
und -beamte die Möglichkeit des Studi-
ums an der Steinbeis-Hochschule eröffnet 
und daraus der Zugang zu einem Amt 
des sog. höheren Dienstes ermöglicht 
wird.18 Es hat den Anschein, dass hier 
erfreulich frische Denkmodelle mit den 
Anforderungen der polizeilichen Praxis 
korrespondieren und sich eine Sichtweise 
etablieren könnte, die einen neuen Stu-
diengang bzw. neue Studiengänge eher 
als Ergänzung und Bereicherung, denn als 
Konkurrenz betrachtet. Jedenfalls dürften 
sich auf diesem Feld mit Sicherheit noch 
interessante Entwicklungen abzeichnen.

Zusammenfassung und Ausblick

Mit der erstmals an einer polizeilichen Bil-
dungseinrichtung geplanten Einführung 
eines Masterstudienganges Kriminalistik 
wird die Bildungslandschaft im Bereich 
der Kriminalwissenschaften weiter ausdif-

ferenziert werden. Neben den etablierten 
Kriminologie-Lehrstühlen an deutschen 
Universitäten und entsprechenden Stu-
diengängen an zumindest einigen dieser 
(Kriminologie und Gewaltforschung – 
Universität Regensburg; Weiterbildender 
Masterstudiengang Kriminologie an der 
Universität Hamburg), den Studienange-
boten an der Ruhr-Universität Bochum so-
wie der Steinbeis-Hochschule Berlin, den 
kriminalwissenschaftlichen Elementen in 
den polizeilichen Bachelor-Studiengän-
gen19 und den entsprechenden Inhalten 
im Masterstudiengang „Öffentliche Ver-
waltung – Polizeimanagement“ wird nun 
erstmals an einer polizeilichen Bildungs-
einrichtung ein eigenständiger „Krimina-
listik-Master“ angeboten werden. Man 
kann es drehen und wenden wie man 
will, hier kündigt sich eine Zeitenwende 
an, die genau wie die bereits vorn darge-
stellte „einmalige“ Öffnung des Zuganges 
in den höheren Dienst durch Ablegen des 
„Masters of Arts (M. A.) Kriminalistik“ an 
der Steinbeis-Hochschule für Angehörige 
der Polizei Rheinland-Pfalz, an der bisher 
unangefochtenen Stellung der Deutschen 
Hochschule der Polizei zu rütteln scheint. 
Gleichzeitig sind diese Entwicklungen 
auch Beleg dafür, dass die bereits seit 
langer Zeit (z. B. durch die Deutsche Ge-
sellschaft für Kriminalistik20) erhobenen, 
jedoch immer wieder abgelehnten For-
derungen nach Einrichtung eines zweiten 
Studienganges Kriminalistik in Münster 
ein Ventil suchen.21

Die gegenwärtig von der Fachhoch-
schule der Polizei Brandenburg vorge-
stellte Idee und die inhaltliche Ausrich-
tung des Master-Studienganges Krimi-
nalistik erscheinen wissenschaftlichen 
Ansprüchen an einen Masterstudiengang 
grundsätzlich zu entsprechen, wenngleich 
es bis zu einem akkreditierten Studien-
gang noch ein weiter Weg sein wird. Op-
timistisch stimmen dabei nicht nur das 
außerordentliche Engagement der Kolle-
ginnen und Kollegen an der FHPol in Bran-
denburg, sondern auch die Unterstützung 
durch politische Verantwortungsträger 
und das Brandenburger Innenressort. Die 
aktuellen Entwicklungen bestätigen und 
bekräftigen diese Feststellungen.

Neues Polizeihochschulgesetz 
wird Kriminalistik-Masterstudi-
engang beinhalten

Die Brandenburgische Landesregierung 
hat auf ihrer Sitzung am 26. Februar 
2019 ein neues Polizeihochschulgesetz 
beschlossen. In der Pressemitteilung zu

diesem Beschluss heißt es u. a.: „Wich-
tigste Neuerung: Es werden in Zukunft 
besondere Masterstudiengänge für die 
Kriminalistenausbildung angeboten. Da-
mit soll das Fachwissen für besondere 
Aufgabengebiete der Polizei vertieft wer-
den.“ Die Staatssekretärin im Ministerium 
des Innern und für Kommunales Branden-
burg, Katrin Lange erklärte dazu:

„Wir verbessern mit dieser Entschei-
dung die Kriminalistenausbildung. Nur 
mit einer weiteren Spezialisierung hält 
die Polizei Schritt mit den technischen 
Fähigkeiten der Verbrecher. Kriminalität 
hat sich stark verändert und findet zu-
nehmend im Internet statt. Kriminelle 
bedienen sich dort schneller, meist an-
onymisierter Kommunikations- und 
Transaktionstechniken. Aber auch in 
der polizeilichen Taktik und Technik 
werden immer intensiver netzbasierte 
Anwendungen genutzt und große Da-
tenmengen verarbeitet. Das stellt immer 
höhere Anforderungen an die Ermittler. 
Und nicht zuletzt sollen die Chancen 
weiter entwickelter forensischer Mittel 
und Methoden in der Ermittlungsarbeit 
gemeinsam mit aktuellen Forschungser-
gebnissen stärker genutzt werden.“22

Die im Rahmen der Veranstaltung 
im Januar vorgestellte Definition der 
Zielgruppe(n) erscheint nachvollziehbar, 
die der laufbahnrechtlichen Bewertung 
des neuen Masterabschlusses jedoch noch 
nicht. Hier ist es allerdings hervorhebens-
wert, dass die Polizei in Brandenburg in 
einen Diskussionsprozess eingetreten ist, 
der auf eine „Öffnung nach oben“ hoffen 
lässt. Fraglos ist das Vorhaben des Landes 
Brandenburg, Kriminalistik-Experten aus-
zubilden und damit zur Fachkräftesiche-
rung in der Kriminalpolizei beizutragen, 
unbedingt zu unterstützen. Auf Dauer 
dürfte die Frage, warum es laufbahn-
rechtlich Master erster und zweiter Klasse 
in der Polizei geben soll, allerdings nicht 
mit einem einfachen „Ist halt so!“ bei-
seitegeschoben werden können. Vielleicht 
erleben wir tatsächlich eine Zeitenwende 
in der polizeilichen Bildungslandschaft in 
Deutschland. Die Brandenburger Initiative 
verdient in jedem Fall große Aufmerksam-
keit, breite Unterstützung, nicht nur aus 
den Reihen der Polizei und nicht zuletzt 
viel interessierte Lehrkräfte sowie Studen-
tinnen und Studenten.

Kontakt
ralph-berthel@web.de
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RECHT AKTUELL

Zum Merkmal der Gewerbsmäßigkeit beim Betrug

1. Die Gewerbsmäßigkeit stellt ein 
besonderes persönliches Merkmal 
i. S. d. § 28 Abs. 2 StGB dar.
2. Gem. § 28 Abs. 2 StGB muss das 
besondere persönliche Merkmal 
beim Beteiligten (Täter oder Teil-
nehmer) in eigener Person vorlie-
gen.

I. Zum Sachverhalt

Die Angeklagten (A, B und C) schlos-
sen sich zusammen, um im Einzelnen 
noch ungewisse Betrugstaten zu bege-
hen. Diese sollten durch den Verkauf 
gebrauchter Kraftfahrzeuge mit mani-
pulierten Kilometerständen erfolgen. C, 
der bei der Firma Mercedes Benz be-
schäftigt war, sollte A und B dort hin-
terlegte Informationen zur Verfügung 

stellen, um diesen den Kauf geeigneter 
Kraftfahrzeuge zu ermöglichen. Darüber 
hinaus kam C die Aufgabe zu, repara-
turbedürftige Fahrzeuge vor der Weiter-
veräußerung möglichst billig wiederher-
zurichten. A und B verfolgten dabei das 
Ziel, sich auf Grundlage der entsprechend 
dieser Abrede erfolgten Taten eine fort-
laufende Einnahmequelle von einigem 
Umfang und einiger Dauer zu verschaf-
fen. C wurde nur gelegentlich für einzelne 
Reparaturtätigkeiten an den Kraftfahrzeu-
gen vergütet.

II. Zur Rechtslage

Das LG wertete die Vorgehensweise des 
C als Beihilfe zum (vollendeten und ver-
suchten) gewerbs- und bandenmäßigen 
Betruges gem. §§ 263 Abs. 5, 27 StGB. 

Die hiergegen gerichtete Revision des C 
führte zur Änderung des Schuldspruchs.

Der BGH weist darauf hin, dass ein Ge-
hilfe sich nur dann gem. §§ 263 Abs. 5, 
27 StGB zu verantworten habe, wenn er 
selbst in gewerbsmäßiger Weise han-
dele. Dieser Umstand sei ein besonderes 
persönliches Merkmal i. S. d. § 28 Abs. 2 
StGB und müsse bei jedem Beteiligten in 
eigener Person vorliegen. Ein eigenes ge-
werbsmäßiges Handeln des C habe das 
LG nicht festgestellt. C habe sich nur we-
gen Beihilfe zum (vollendeten oder ver-
suchten) Betrug strafbar gemacht. Der 
Senat änderte den Schuldspruch entspre-
chend ab.
BGH, Beschl. v. 5.2.2019
5 StR 413/18

bb
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Der V‑Leute‑Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts und 
seine Auswirkungen auf die Arbeit 
von Untersuchungsausschüssen
Von Marco Mayer

In seinem Beschluss vom 13. Juni 20171 hat sich das Bun-
desverfassungsgericht (BVerfG) zum wiederholten Mal mit 
dem Spannungsfeld zwischen dem Informationsinteresse des 
Parlaments und konkurrierenden Geheimhaltungsbedürfnis-
sen befasst. Zu befinden war über die Reichweite des parla-
mentarischen Auskunftsanspruches bei Fragen zum Einsatz 
von Vertrauensleuten (V-Leuten/V-Personen), insbesondere 
soweit diese einen Bezug zu konkreten Personen aufweisen. 
Dabei gab das Gericht in bemerkenswerter Deutlichkeit dem 
Quellenschutz Vorrang vor dem Informationsinteresse der 
Abgeordneten. Die Entscheidung ist von Bedeutung auch für 
die Aufklärungsarbeit parlamentarischer Untersuchungsaus-
schüsse2, wie im Folgenden näher dargestellt werden soll.

1. Der Beschluss im Überblick

a) Ausgangspunkt

Gegenstand des vor dem BVerfG ausge-
tragenen Organstreitverfahrens war die 
Behandlung zweier Kleiner Anfragen. Da-
rin hatten zwei Fraktionen sowie weitere 
Mitglieder des Bundestages verschiedene 
Fragen an die Bundesregierung gerichtet, 
die das „Oktoberfest-Attentat“ 1980 und 
die „Wehrsportgruppe Hoffmann“ betra-

fen. Nicht bzw. nicht vollständig beant-
wortet wurden diese – unter Verweis auf 
Geheimhaltungsbedürftigkeit –, soweit sie 
unter anderem darauf abzielten, ob der 
1981 verstorbene Neonazi Heinz Lembke 
oder Mitglieder der „Wehrsportgruppe 
Hoffmann“ V-Leute von deutschen Sicher-
heitsbehörden bzw. Nachrichtendiensten 
gewesen seien.

b) Die abstrakten Entscheidungs­
maßstäbe

In seinen Entscheidungsgründen geht das 
BVerfG von seiner ständigen Rechtspre-
chung zum Frage- und Informationsrecht 
des Bundestages aus. Grenzen dieses Rech-
tes ergäben sich unter anderem aus dem 
Wohl des Bundes oder eines Landes (Staats-
wohl) – wobei die insoweit zu Beweiser-
hebungen von Untersuchungsausschüssen 
entwickelten Maßstäbe auf das Fragerecht 
der Abgeordneten zu übertragen seien – 
sowie Grundrechten Dritter. So könnten 

sich Gefahren für das hochrangige Recht 
auf Leben und körperliche Unversehrtheit 
(Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) ergeben, wenn 
durch die Beantwortung einer parlamenta-
rischen Anfrage die Identität einer V-Person 
preisgegeben werde oder Rückschlüsse da-
rauf ermöglicht würden und als Folge Re-
aktionen der beobachteten Personen oder 
Organisationen zu befürchten seien. Zu-
dem werde durch Vertraulichkeitszusagen 
ein Vertrauenstatbestand geschaffen, was 
insoweit grundrechtliche Relevanz habe, 
wenn das im Rechtsstaatsprinzip verankerte 
Gebot des Vertrauensschutzes nicht hinrei-
chend berücksichtigt werde.

In formeller Hinsicht gelte, dass eine 
Auskunftsverweigerung nachvollziehbar 
begründet werden müsse, es sei denn, die 
Geheimhaltungsbedürftigkeit wäre evi-
dent. Teile der verweigerten Information 
seien jedenfalls nicht offenzulegen.

c) Die konkreten Entscheidungs­
maßstäbe

Alsdann fährt das BVerfG fort, dass – ge-
messen am zuvor Ausgeführten – die Bun-
desregierung sich zur Auskunftsverweige-
rung trotz des erheblichen Informationsin-
teresses des Parlaments in diesem Bereich 
in der Regel auf eine Gefährdung des 
Staatswohls und der Grundrechte verdeckt 
handelnder Personen berufen könne, wenn 
deren Identität bei der Erteilung der be-
gehrten Auskünfte offenbart würde oder 
ihre Identifizierung möglich erscheine. Nur 
in eng begrenzten, besonders gelagerten 
Ausnahmekonstellationen könne das Aus-
kunftsinteresse überwiegen.

Zur Wahrung der inneren und äußeren 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land lasse das Grundgesetz ausdrücklich 

Einsatz von Vertrauensleuten
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die Errichtung von Verfassungsschutz-
behörden und Nachrichtendiensten zu, 
was Ausdruck der Grundentscheidung für 
eine wehrhafte Demokratie sei. Bei dem 
Einsatz von V-Leuten durch die Nachrich-
tendienste handele es sich um eine vom 
Gesetzgeber gebilligte Methode zur ver-
deckten Informationsbeschaffung. Dem 
liege die Erkenntnis zugrunde, dass gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung oder die 
Sicherheit und den Bestand des Staates 
gerichtete Bestrebungen und Aktivitäten 
meist von Gruppierungen ausgingen, die 
konspirativ tätig seien, und dass die Nach-
richtendienste ihre Aufgaben daher nur 
effektiv erfüllen könnten, wenn sie über 
nachrichtendienstliche Mittel wie auch 
den V-Leute-Einsatz verfügten. Auch die 
Strafverfolgungsorgane könnten zur Be-
kämpfung besonders gefährlicher Krimi-
nalität auf V-Leute angewiesen sein, um 
ihrem Auftrag der rechtsstaatlich gebote-
nen Strafverfolgung gerecht zu werden. 
Oftmals könnten nur auf diesem Wege 
interne Informationen über Aufbau und 
Ziele krimineller Organisationen gewonnen 
werden. Für Gewährspersonen, Informan-
ten sowie für unter einer Legende in Or-
ganisationen und Szenen eingeschleuste 
hauptberufliche Mitarbeiter der Nachrich-
tendienste gelte dies entsprechend. Es 
bedürfe ihres Einsatzes ebenso wie des 
Einsatzes Verdeckter Ermittler durch die 
Strafverfolgungsbehörden, wenn und so-
weit anderenfalls die Wahrnehmung ihres 
Auftrags gerade im Hinblick auf besonders 
gefährliche Kriminalitätsfelder erheblich er-
schwert oder unmöglich gemacht würde.

Quellenschutz dient den 
betroffenen Personen und dem 

Funktionieren der Behörden

Dabei diene der Schutz von Informations-
quellen und insbesondere von V-Leuten 
nicht nur den Interessen der betroffe-
nen Personen, sondern habe auch für 
die Arbeitsweise und Funktionsfähigkeit 
der Nachrichtendienste erhebliche Be-
deutung. Dies betreffe insbesondere das 
Vorgehen der Behörden bei der Anwer-
bung und Führung von sowie der Kom-
munikation mit V-Leuten und sonstigen 
Quellen. Das Bekanntwerden derartiger 
Informationen könne es den zu beobach-
tenden Gruppierungen ermöglichen, Ab-
wehrstrategien zu entwickeln. Zudem sei 
der Quellenschutz – als Vertrauensschutz 
– eine Voraussetzung für die weitere Nut-
zung aktiver und die Gewinnung neuer 
Informationsquellen.

Bei diesem Konflikt verfassungsrechtlich 
verankerter Geheimhaltungsinteressen 
und parlamentarischer Auskunftsansprü-
che müssten die unterschiedlichen Inter-
essen in der Weise in Ausgleich gebracht 
werden, dass beide soweit wie möglich 
ihre Wirkung entfalten. Dabei könne sich 
die Bundesregierung zur Begründung ei-
ner Antwortverweigerung bei Fragen zum 
Einsatz verdeckt handelnder Personen in 
der Regel jedenfalls dann auf entgegen-
stehende Gründe des Staatswohls und 
deren Grundrechte berufen, wenn die 
an sie gerichteten Fragen einen Bezug 
zu konkreten Personen aufwiesen. Insbe-
sondere bei Fragen, die möglicherweise 
noch aktive V-Leute beträfen oder sich auf 
aktuelle bzw. noch nicht weit zurücklie-
gende Ereignisse bezögen, sei regelmä-
ßig von der Gefahr einer Enttarnung der 
V-Leute und damit zugleich von einer 
Gefährdung ihrer Grundrechte oder der 
Grundrechte ihnen nahestehender Perso-
nen auszugehen. Dies wiederum ziehe die

Antwortverweigerung, wenn 
Fragen Bezug zu konkreten 

Personen haben

Möglichkeit nach sich, dass Rückschlüsse 
auf die Arbeitsweise der Nachrichten-
dienste bekannt werden könnten. Diese 
Risiken dürften regelmäßig auch noch 
nach der Abschaltung einer verdeckten 
Quelle fortbestehen. Das berechtigte In-
teresse an einer Antwortverweigerung 
bestehe in diesen Fällen unabhängig da-
von, ob eine konkrete Person als V-Person 
eingesetzt worden sei oder nicht. Ande-
renfalls könnte aus der Antwortverweige-
rung in vergleichbaren Fällen im Umkehr-
schluss gefolgert werden, dass die dort 
in Rede stehende Person eine V-Person 
(gewesen) sei. Eine negative Auskunft zu 
einer bestimmten Person könne zudem 
den Verdacht auf andere Personen lenken 
oder einen bereits bestehenden Verdacht 
erhärten und somit diese Personen oder 
ihr Umfeld gefährden. Zudem könnte das 
Vertrauen in die Wirksamkeit von Geheim-
haltungszusagen geschwächt werden.

Eng begrenzte Ausnahmefälle, in de-
nen das parlamentarische Informations- 
das Geheimhaltungsinteresse überwiege, 
lägen insbesondere vor, wenn aufgrund 
besonderer Umstände eine Gefährdung 
grundrechtlich geschützter Belange ausge-
schlossen sei oder zumindest fernliegend 
erscheine und eine Beeinträchtigung der 
Funktionsfähigkeit der Nachrichtendienste 
nicht ernsthaft zu befürchten sei. Bei dieser 

Abwägung sei der Zeitablauf ein bedeutsa-
mer – wenn auch nicht allein ausschlagge-
bender – Faktor. So könne sich im Einzelfall 
bei weit zurückliegenden Vorgängen die 
Geheimhaltungsbedürftigkeit erheblich 
vermindert oder erledigt haben.

Einstufungsmöglichkeit zwingt 
noch nicht zur Offenlegung

Wenn die Bundesregierung der Auf-
fassung sei, dass die Beantwortung 
bestimmter Fragen nicht in Betracht 
komme, sei sie gehalten zu prüfen, ob 
eine Beantwortung unter Einstufung 
nach der Geheimschutzordnung möglich 
sei. Hieraus folge jedoch nicht, dass jede 
Anfrage nach Vornahme einer entspre-
chenden Einstufung beantwortet werden 
müsse. Gerade im Bereich verdeckt han-
delnder Personen bestehe hinsichtlich 
bestimmter Informationen ein legitimes 
Interesse, den Kreis der Geheimnisträ-
ger auf das notwendige Minimum zu 
beschränken. Je größer dieser Kreis sei, 
umso höher sei die Wahrscheinlichkeit, 
dass Geheimnisse – sei es absichtlich 
oder versehentlich – weitergegeben oder 
ausgespäht würden. Besonders geheim-
haltungsbedürftige Informationen aus 
dem Bereich des Quellenschutzes könn-
ten dem Parlament daher auch dann vor-
enthalten werden, wenn beiderseits Vor-
kehrungen gegen ihr Bekanntwerden ge-
troffen worden seien. Dies stehe nicht im 
Widerspruch dazu, dass das Staatswohl 
und der Grundrechtsschutz auch dem 
Parlament anvertraut sei und dieses in-
soweit nicht als außenstehend behandelt 
werden dürfe. Es gehe allein darum, den 
Kreis der Geheimnisträger bei besonders 
geheimhaltungsbedürftigen Informatio-
nen unabhängig von ihrer Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten Staatsgewalt mög-
lichst klein zu halten. Dementsprechend 
beschränke sich der Kreis der Geheim-
nisträger gerade im Bereich des Einsat-
zes verdeckt handelnder Personen auch 
innerhalb der Exekutive auf nur wenige 
Personen.

d) Anwendung der Maßstäbe im 
konkreten Fall

Auf Grundlage der vorstehend wieder-
gegebenen Kriterien hat das BVerfG das 
angegriffene Auskunftsverhalten im Ein-
zelnen beurteilt und beispielsweise die 
Antwortverweigerung hinsichtlich der 
Person Heinz Lembke beanstandet, weil 
über 30 Jahren nach dessen Tod kein Ge-
fährdungstatbestand mehr ersichtlich sei.
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2. Die Essenz der Entscheidung

Mit seinem Beschluss konkretisiert das 
BVerfG auf einem weiteren Feld seine 
Rechtsprechung zur Reichweite des Frage- 
und Informationsrechts des Bundestages 
gegenüber der Bundesregierung. Gren-
zen findet dieses Recht unter anderem3 
im Staatswohl und in den Grundrechten. 
Bereits an dieser Stelle werden Parallelen 
zum parlamentarischen Untersuchungs-
recht deutlich. So wirken das Staatswohl 
und die Grundrechte begrenzend auch 
auf das Beweiserhebungsrecht von par-
lamentarischen Untersuchungsausschüs-
sen4. Bei der Bestimmung der Grenzen 
des Frage- und Informationsrechts durch 
das Staatswohl übernimmt das BVerfG 
gar explizit die im Bereich der Beweiserhe-
bungen von Untersuchungsausschüssen 
entwickelten Maßstäbe5.

Ausgehend hiervon gewährt das BVerfG 
dem Interesse an einer Geheimhaltung 
der Identität von V-Leuten im Regelfall 
den Vorrang vor parlamentarischen Auf-
klärungsinteressen. Zur Begründung führt 
es den Schutz der Unversehrtheit der be-
troffenen V-Personen und deren Umfeld 
sowie das Staatswohl an, das durch das 
Bekanntwerden geheimhaltungsbedürf-
tiger Informationen gefährdet werden 
könne6.

Staatswohl und  
Grundrechtsschutz vor 
Aufklärungsinteresse

Dabei hebt das BVerfG hervor, dass das 
Grundgesetz die Errichtung von Verfas-
sungsschutzbehörden und Nachrichten-
diensten zulasse (Art. 45d, 73 Abs. 1 
Nr. 10 b), 87 Abs. 1 S. 2 GG), um seiner 
Grundentscheidung für eine wehrhafte 
Demokratie Ausdruck zu verleihen7. In 
diesem Zusammenhang billigt das Ge-
richt ausdrücklich die – in der öffentli-
chen Diskussion nicht unumstrittene8 – 
Entscheidung des Gesetzgebers, V-Leute 
einzusetzen (§§ 8 Abs. 2 S. 1, 9b Abs. 1 
S. 1 BVerfSchG, § 20g Abs. 2 Nr. 4 
BKAG) und bezieht auch Gewährsper-
sonen (§ 8 Abs. 2 S. 1 BVerfSchG) und 
sonstige Informanten sowie verdeckt 
operierende Behördenmitarbeiter (§ 9a 
BVerfSchG) in seine Ausführungen zum 
Bedürfnis der Geheimhaltung ein. Ge-
nannt werden zudem V-Leute und Ver-
deckte Ermittler der Strafverfolgungsbe-
hörden, deren Einsatz zur Bekämpfung 
besonders gefährlicher Kriminalitätsfel-
der essentiell sei9. Hier klingt der Topos 

von der Funktionstüchtigkeit der Straf-
rechtspflege an, welcher Verfassungs-
rang zukommt10.

Besondere Aufmerksamkeit verdienen 
die Ausführungen, dass die Bundesregie-
rung zwar prüfen müsse, ob eine nach 
Maßgabe der Geheimschutzordnung ein-
gestufte Antwort möglich sei, hieraus je-
doch nicht zwingend eine Pflicht zur (sol-
chermaßen eingestuften) Auskunft folge. 
Gerade im Bereich verdeckt handelnder 
Personen bestehe selbst unter Berücksich-
tigung gegenseitiger Geheimhaltungsvor-
kehrungen ein legitimes Interesse daran, 
den Kreis der Geheimnisträger auf das 
notwendige Minimum zu beschränken, 
um eine absichtliche oder versehentliche 
Weitergabe oder Ausspähung des Ge-
heimnisses zu vermeiden. Hierzu verweist 
das BVerfG auf die Regelung in § 6 Abs. 2 
S. 1 des Gesetzes über die parlamentari-
sche Kontrolle nachrichtendienstlicher Tä-
tigkeit des Bundes (PKGrG) und bemerkt 
abschließend, dass sich gerade im Bereich 
des Einsatzes verdeckt handelnder Perso-
nen auch innerhalb der Exekutive der Kreis 
der Geheimnisträger auf wenige Personen 
beschränke. Bemerkenswert sind diese Er-
wägungen in Anbetracht des Umstands, 
dass nach der Rechtsprechung des BVerfG 
– so auch im Beschluss vom 13. Juni 2017 
– eine Berufung auf das Staatswohl bzw. 
Wohl des Bundes gegenüber dem Deut-
schen Bundestag „in aller Regel“ dann 
nicht in Betracht komme, wenn beider-
seits „wirksame Vorkehrungen“ gegen 
das Bekanntwerden von Dienstgeheimnis-
sen getroffen werden – wobei dem nicht 
entgegen stehe, dass auch die Beachtung 
von Vorschriften zur Wahrung von Dienst-
geheimnissen deren Bekanntwerden nicht 
völlig ausschließe11. Es bleibt offen, ob 
der Beschluss vom 13. Juni 2017 (implizit)

Kreis der Eingeweihten muss 
klein gehalten werden

eine Ausnahme von einem solchen Regel-
fall annimmt oder die möglichen Schutz-
vorkehrungen als nicht ausreichend „wirk-
sam“12 ansieht (vgl. weiter unten 3.b)). 
Jedenfalls begnügt sich diese jüngste Ent-
scheidung nicht mit einem Verweis auf 
die bestehenden Geheimschutzregelun-
gen. Vielmehr betont sie das Bedürfnis, 
den Kreis der eingeweihten Informations-
träger möglichst klein zu halten. Dabei 
führt sie die gängige Praxis an, wonach 
innerhalb der zuständigen Behörden die 
Anzahl derer, denen die Identität der 
jeweiligen V-Leute bekannt ist, eng be-

grenzt ist, weil jedwede Erweiterung mit 
einer Risikoerhöhung einhergeht13.

3. Folgen des BVerfG-Beschlusses 
vom 13. Juni 2017 für die Arbeit 
von Untersuchungsausschüssen

Wie bereits zuvor (oben eingangs zu 2.) 
ausgeführt, verlaufen – zumindest was die 
beschränkenden Belange des Staatswohls 
und der Grundrechte angeht – die Gren-
zen des parlamentarischen Frage- und 
Informationsrechts sowie des Beweiserhe-
bungsrechts von parlamentarischen Un-
tersuchungsausschüssen parallel. Soweit 
das BVerfG im Übrigen betont, dass dieses 
Beweiserhebungsrecht lediglich solchen 
Grenzen unterliege, die ihren Grund im 
Verfassungsrecht haben14 – was für die in 
Art. 44 GG verfassungsrechtlich veranker-
ten Untersuchungsausschüsse des Deut-
schen Bundestages unmittelbar einleuch-
tet –, kann hier dahinstehen, ob diese 
Aussage auch für Untersuchungsausschüsse 
der Länder gilt. Diese haben ihre Grundlage 
nämlich (lediglich) im Landes(verfassungs)
recht, das in der Normenhierarchie sogar 
unterhalb des „einfachen“ Bundesrechtes 
steht (Art. 31 GG)15. Jedenfalls entspringen 
die im vorliegenden Zusammenhang maß-
geblichen Belange des Staatswohls und 
der Grundrechtsbindung aller Staatsgewalt 
(Art. 1 Abs. 3 GG) ohne Weiteres dem 
Grundgesetz16 und können nicht nur Un-
tersuchungen des Deutschen Bundestages, 
sondern allemal – gewissermaßen erst recht 
– auch solchen der Länderparlamente Gren-
zen zu setzen. Dies vorausgeschickt soll nun 
der Blick auf Konsequenzen der aktuellen 
verfassungsgerichtlichen Judikatur für das 
parlamentarische Untersuchungsverfahren 
gelenkt werden:

a) Auskunftsbegehren, ob jemand 
V­Person (gewesen) ist

In ihrer praktischen Arbeit können sich 
Untersuchungsausschüsse vor die Frage 
gestellt sehen, ob bestimmte Personen 
als V-Leute von Sicherheitsbehörden tätig 
(gewesen) sind17. Dahingehende Anhalts-
punkte können sich etwa aus medialer Be-
richterstattung ergeben. Jedoch dürften 
angesichts der dargestellten verfassungs-
gerichtlichen Rechtsprechung – von den 
dort anerkannten Ausnahmekonstellati-
onen abgesehen – konkrete Nachfragen 
bei der Exekutive kaum durchdringen18.

b) Aussagegenehmigung für eine 
Zeugenvernehmung

In Betracht kommt des Weiteren, dass 
dem Ausschuss nicht allein an Aufklärung 
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gelegen ist, ob es sich bei einer bestimm-
ten Person um einen V-Mann handelt, 
sondern dass weitergehend beabsichtigt 
ist, die Person als Zeuge zu vernehmen. 
Da jedenfalls V-Leute, die regelmäßig 
bzw. mit festen Bezügen beschäftigt oder 
nach dem Verpflichtungsgesetz förmlich 
zur Verschwiegenheit verpflichtet worden 
sind, hierfür nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen einer Aussagegenehmigung 
bedürfen (siehe § 23 des Gesetzes zur

„Fest angestellte“ und  
besonders verpflichtete 
V-Leute bedürfen einer
Aussagegenehmigung

Regelung des Rechts der Untersuchungs-
ausschüsse des Deutschen Bundestages 
[PUAG] in Verbindung mit § 54 StPO 
und §§ 67 f. BBG, § 37 BeamtenStG)19, 
wird der Ausschuss vorsorglich beim je-
weiligen Dienstvorgesetzten um deren 
Erteilung nachsuchen20. Nach bisheriger 
verfassungsgerichtlicher Rechtsprechung 
ist eine solche Aussagegenehmigung zu 
erteilen, soweit keine tragfähigen Versa-
gungsgründe vorliegen21. Dabei erkennt 
das BVerfG – wie bereits zuvor erwähnt 
– lediglich verfassungsrechtlich gegrün-
dete Belange als geeignet an, das Beweis-
erhebungsrecht von Untersuchungsaus-
schüssen zu begrenzen22. Aufgrund der
dem Ausschuss eröffneten Möglichkeit,
die Vernehmung in einer mit Geheim-
haltungsgrad versehenen Sitzung durch-
zuführen, trage – so das BVerfG weiter
– eine Berufung auf Geheimhaltungsbe-
dürftigkeit und eine im Falle des Bekannt-
werdens drohende Staatswohlgefährdung
die Beschränkung einer Aussagegenehmi-
gung im Regelfall nicht23. Zudem müsse
ein Vorenthalten der Aussagegenehmi-
gung substantiiert und nachvollziehbar
begründet werden; ein pauschales Beru-
fen auf Staatswohlbelange bzw. Grund-
rechtsschutz genüge nicht24. Berufe sich
die Bundesregierung „auf die Geheimhal-
tungsbedürftigkeit von Beweismitteln, so
muss sie den Ausschuss, gegebenenfalls
in vertraulicher Sitzung, detailliert und
umfassend über die Natur der zurückge-
haltenen Informationen, die Notwendig-
keit der Geheimhaltung und den Grad
der nach ihrer Auffassung bestehenden
Geheimhaltungsbedürftigkeit unterrich-
ten“25.

Hier offenbart sich – wie oben 2. a. E. 
schon angesprochen – ein gewisses 
Spannungsverhältnis: zwischen einerseits 
der Aussage im Beschluss vom 13. Juni 

2017, dass es der Exekutive erlaubt ist, 
weitgehend die Auskunft zu verweigern, 
selbst wenn die Option einer Einstufung 
nach der Geheimschutzordnung besteht, 
und andererseits der Rechtsprechung, 
wonach gerade vor dem Hintergrund ei-
ner solchen Einstufungsmöglichkeit eine 
Aussagegenehmigung regelmäßig nicht 
beschränkt bzw. versagt werden kann 
bzw. eine gleichwohl erfolgende abschlä-
gige Bescheidung substantiiert begründet 
werden muss. Wie ebenfalls bereits oben 
2. a. E. erörtert, stehen nach der neueren
Judikatur jedenfalls wirksame Geheim-
schutzmöglichkeiten einer Berufung auf
Staatswohlbelange in der Regel entge-
gen26. Am ehesten lässt sich das Span-
nungsfeld daher auflösen, wenn man im
Falle des Bezuges zu konkreten (potenti-
ellen) V-Personen die Wirksamkeit einer
Einstufung in Frage stellt27 bzw. jedenfalls
eine Ausnahme vom sonst üblichen Re­
gelfall annimmt und aus der Natur der
Sache auch Abstriche bei den Begrün-
dungsanforderungen zulässt.

Entscheidend, ob V-Person 
schon enttarnt ist oder nicht

In diesem Zusammenhang erweist sich 
vorliegend als maßgeblich, ob die Person, 
für deren Vernehmung eine Aussagege-
nehmigung begehrt wird, bereits als V-
Mann enttarnt ist oder nicht. Kann eine 
solche V-Mann-Tätigkeit aufgrund der Er-
kenntnislage als gesichert gelten, und sei 
es beispielsweise aufgrund enthüllender 
journalistischer Recherchen, besteht das 
für die Erwägungen des Beschlusses vom 
13. Juni 2017 entscheidende Bedürfnis
nach umfassender Geheimhaltung nicht
mehr28. Weiterhin fortbestehenden Ge-
heimschutzbelangen (z. B. im Hinblick auf
Einzelheiten der nachrichtendienstlichen
Arbeitsweise) kann gegebenenfalls durch
eine nach Maßgabe der dargestellten
Rechtsprechung modifizierte Aussagege-
nehmigung, die lediglich für eine Verneh-
mung in eingestufter Sitzung erteilt wird,
Rechnung getragen werden. Ist demge-
genüber noch keine derartige Enttarnung
erfolgt, verbleibt es bei dem vom BVerfG
im Beschluss vom 13. Juni 2017 aner-
kannten Bedürfnis nach größtmöglicher
Geheimhaltung. Aus Gründen des Staats-
wohls und des Grundrechtsschutzes gilt
es, ein drohendes Auffliegen möglichst
zu verhindern. Hier kann es der Exeku-
tive nicht angesonnen werden, eine z. B.
medial aufgeworfene These der V-Mann-
Eigenschaft gleichsam amtlich zu beglau-

bigen. Darf die Exekutive in diesem Fall 
aber von einer Äußerung dazu, ob es sich 
um eine V-Person handelt oder nicht, be-
rechtigterweise absehen, bleibt dies nicht 
ohne Folgen für die Entscheidung über 
die nachgesuchte Aussagegenehmigung.

So ist mit deren Erteilung ohnehin 
nicht zu rechnen, weil dies die beste-
hende – und vom BVerfG attestierte – Ge-
heimhaltungsbedürftigkeit konterkarieren 
würde. Aber auch eine einzelfallbezo-
gen begründete, selbst noch so knapp 
gehaltene Versagung würde zumindest 
implizit eine Aussage über die V-Mann-
Eigenschaft treffen, wodurch ebenfalls die 
berechtigten Geheimschutzbelange un-
terlaufen würden.

Ersuchen des Untersuchungs-
ausschusses muss inhaltlich 

beschieden werden

Vor diesem Hintergrund muss sich die zu-
ständige Stelle zwar einer Aussage darü-
ber enthalten können, ob es sich um eine 
V-Person handelt oder nicht. Entgegen
bereits zu beobachtender Praxis29 darf sie 
es jedoch nicht bei einem mehr oder min-
der schlichten Verweis darauf bewenden 
lassen, dass man sich zu der Person nicht 
äußern werde, dadurch das vom Unter-
suchungsausschuss herangetragene An-
liegen explizit offen lassen. Vielmehr ist 
mindestens hinzuzufügen, dass gesetzt 
den – gewissermaßen hypothetischen – 
Fall, es sollte sich um eine V-Person han-
deln, der Bitte um Erteilung einer Aus-
sagegenehmigung aus übergeordneten 
Gründen des Geheimschutzes – wie sie 
vom BVerfG gebilligt wurden – nicht ent-
sprochen werden könne. Zur Meidung 
ansonsten eröffneter Rückschlüsse gilt 
dies – wiederum im Einklang mit dieser 
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung 
– unabhängig davon, ob die betreffende
Person tatsächlich V-Person (gewesen) ist
oder nicht. Wenngleich sich im aufgezeig-
ten Spannungsfeld die Erwägungen des
BVerfG im Beschluss vom 13. Juni 2017
gegenüber der tradierten Judikatur zum
Bereich Aussagegenehmigungen als spe-
zieller erweisen (Ausnahme vom Regelfall,
siehe zuvor), weshalb die das Ersuchen
ablehnende Entscheidung nicht mit ins
Einzelne gehenden Ausführungen zur
betreffenden Person begründet werden
muss, wäre hierdurch im Ansatz ein Aus-
gleich zwischen beiden Linien gefunden,
der dem berechtigten Anliegen des Quel-
lenschutzes hinreichend Rechnung trägt.
Demgegenüber würde ein ausdrückliches
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Offenlassen mangels Erforderlichkeit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit30 nicht 
gerecht werden und sich auch nicht im 
Rahmen des den verschiedenen Staatsge-
walten obliegenden Gebotes wechselsei-
tiger Rücksichtnahme und Kooperation31 
halten.

Auf die geschilderte Weise wird das 
Ersuchen des Untersuchungsausschusses 
immerhin in der Sache beschieden, wäh-
rend sich eine bloße (offene) „Nicht-Äu-
ßerung“ sogar zu Lasten der potentiellen 
V-Person auswirken kann. Bestehen zwar
gewisse Anhaltspunkte für eine V-Mann-
Tätigkeit, ist diese aber nicht abschlie-
ßend bestätigt, erscheint es naheliegend,
dass der Ausschuss an der beabsichtigten
Zeugenvernehmung festhält, zumal (wie
oben ausgeführt) nicht alle V-Leute per
se einer Aussagegenehmigung bedürfen.
Dann befindet sich eine V-Person, der eine
benötigte Aussagegenehmigung von ih-
rem Dienstvorgesetzten nicht erteilt oder
sogar – wenngleich lediglich im Innen-
verhältnis – explizit verweigert wurde, in
einer misslichen Lage. Fehlt es an der er-
forderlichen Aussagegenehmigung, gibt
dies dem Zeugen zwar das Recht und die

Ohne Verbescheidung kann 
Zeuge in Konflikt geraten

Pflicht, die Aussage zu verweigern32. Al-
lerdings vermag er dies nicht zureichend 
zu artikulieren, weil bereits die Geltend-
machung dieses Rechtes eine Bestätigung 
der V-Mann-Tätigkeit enthalten würde 
und ihm im Zweifel schon diese Angabe 
gerade mangels Aussagegenehmigung 
verwehrt ist33. Er sieht sich damit einem 
Dilemma ausgesetzt: Auf der einen Seite 
drohen Ordnungsmaßnahmen zur Aus-
sageerzwingung (z. B. § 27 PUAG; § 16 
Abs. 2, 3 des Baden-Württembergischen 
Untersuchungsausschussgesetzes – UAG 
[BW] in Verbindung mit § 70 StPO), auf 
der anderen Seite Konsequenzen wegen 
eines möglicherweise sogar strafbewehr-
ten34 Verschwiegenheitsverstoßes. Daher 
streiten auch Fürsorgegesichtspunkte da-
für, dass der Dienstherr das Begehren des 
Untersuchungsausschusses hinreichend 
aussagekräftig verbescheidet.

Ob die betreffende Person im Einzelfall 
bereits enttarnt ist oder nicht, ist Tatfrage. 
Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
dem Untersuchungsausschuss und der 
Exekutive35 muss eine Klärung notfalls auf 
dem Rechtsweg herbeigeführt werden. 
Verweigert sich die Bundesregierung dem 
Ersuchen eines Untersuchungsausschus-

ses des Deutschen Bundestages, ist ge-
mäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG, § 13 Nr. 5 
BVerfGG, §§ 23 Abs. 2, 18 Abs. 3 HS. 1 
PUAG das BVerfG zur Entscheidung beru-
fen36; im Übrigen (Streitverhältnis Land/
Land bzw. Land/Bund) ist der Verwaltungs-
rechtsweg eröffnet37. Im gerichtlichen Ver-
fahren ist zu klären, ob die Versagung der 
Aussagegenehmigung tragfähig begrün-
det worden ist. Dies wäre etwa dann nicht 
der Fall, wenn aufgrund erfolgter Enttar-
nung das geltend gemachte Geheimhal-
tungsbedürfnis nicht mehr (so) bestünde.

4. Abschlussbetrachtung – die
Strafbarkeit von Verstößen
gegen die Ausschuss-
verschwiegenheit

Fazit der bisherigen Ausführungen ist 
die Feststellung, dass das BVerfG im Wi-
derstreit der für und gegen eine Beaus-
kunftung parlamentarischer Anfragen 
sprechenden Belange ein elementares 
Geheimhaltungsinteresse anerkennt, so-
weit Fragen zum Einsatz von V-Leuten 
einen Bezug zu konkreten Personen auf-
weisen. In diesem Fall zwingen selbst 
die im Parlamentsbetrieb eröffneten Ge-
heimschutzoptionen nicht ohne Weite-
res dazu, die begehrten Informationen 
herauszugeben. Maßgebende Erwägung 
ist dabei, den Kreis der Geheimnisträger 
möglichst klein zu halten.

Mit Blick hierauf soll zum Abschluss 
dieses Beitrags ein Abriss über mögliche 
Straftatbestände gegeben werden, wenn 
im Rahmen eines Untersuchungsverfah-
rens erlangte sensible Informationen – na-
mentlich aus dem nachrichtendienstlichen 
Bereich – ohne rechtliche Grundlage aus 
dem Ausschuss heraus nach außen gege-
ben werden. Dabei zeigt sich, dass die für 
die Ausschussarbeit geltenden Verschwie-
genheitspflichten (vgl. §§ 12 ff. PUAG 
bzw. § 9 UAG BW) nicht generell straf-
rechtlichen Schutz genießen38. Vielmehr 
ist zu differenzieren:

a) Verletzung von
Staats geheimnissen

Bei den Umständen, die einem Untersu-
chungsausschuss bekannt werden, kann 
es sich um Staatsgeheimnisse im Sinne 
der §§ 93 ff. StGB handeln. Indes wer-
den die von der Definitionsnorm des § 93 
Abs. 1 StGB aufgestellten hohen Anfor-
derungen („Gefahr eines schweren Nach-
teils für die äußere Sicherheit“ der BRD) 
noch nicht erfüllt sein, wenn allein die 
innere Sicherheit, sondern erst, wenn das 
Arbeitsgebiet der Auslandsgeheimdienste 

bzw. die Abwehr einer Erkenntnisgewin-
nung fremder Mächte im Inland (Spiona-
geabwehr) betroffen ist39.

b) Verletzung des
Dienst geheimnisses

Was § 353b Abs. 1 StGB (Verletzung des 
Dienstgeheimnisses) betrifft, gehören die 
zu Ausschussmitgliedern berufenen Ab-
geordneten nicht zum Kreis der in Frage 
kommenden Täter40, weil ihnen etwaige 
Geheimnisse nicht „als“41 Amtsträger etc. 
anvertraut anvertraut worden oder bekannt 
geworden sind sind (für die dem Ausschuss 
zugeordneten weiteren Mitarbeiter, etwa 
aus der Parlamentsverwaltung, mag ande-
res gelten). So handelt es sich bei den in 
die Untersuchungsausschüsse entsandten 
Parlamentsabgeordneten nach zutreffen-
der herrschender Meinung nicht um Amts-
träger im Sinne des § 353b Abs. 1 Nr. 1 in 
Verbindung mit § 11 Abs. 1 Nr. 2 a) bis c) 
StGB42. Unstreitig sind sie als solche weder 
Beamte43 oder Richter44 (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 
a) StGB), noch stehen sie in einem sons-
tigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis
(§ 11 Abs. 1 Nr. 2 b) StGB)45. Soweit hin-
sichtlich Parlaments(vize)präsidenten die
Anwendung von § 11 Abs. 1 Nr. 2 b) StGB
bejaht wird, geschieht dies in Ansehung ih-
rer Stellung als Dienstvorgesetzte der Parla-
mentsverwaltung46. In dieser funktionellen
Rolle werden sie aber nicht tätig, wenn sie
im Einzelfall auch Ausschussmitglied sein
sollten47. Des Weiteren sind Parlamentsab-
geordnete nach zutreffender, wenngleich
bestrittener Auffassung nicht gemäß § 11
Abs. 1 Nr. 2 c) StGB „sonst dazu bestellt,
… Aufgaben der öffentlichen Verwal-
tung“ wahrzunehmen, weil die Legisla-
tive grundsätzlich nicht zur „Verwaltung“
in diesem Sinn gehört48. Die in Bezug auf
Untersuchungsausschüsse vertretene Ge-
genansicht, die sich zur Begründung auf
die speziellen Ermittlungsrechte aus Art. 44
Abs. 2 GG49 bzw. eine „gerichts-“ oder „be-
hördenähnliche“ Struktur50 beruft, über-
zeugt nicht. Denn diesen Ausschüssen als
Unterorganen des Parlaments, das weiter-
hin Träger des Untersuchungsrechts bleibt
und zu dessen Informationsbeschaffung
sie eingesetzt sind51, obliegt die Wahr-
nehmung genuiner Parlamentsaufgaben52.
Während insofern keine hinreichende
strukturelle Ähnlichkeit mit Verwaltungsbe-
hörden besteht53, ist zwar zuzugeben, dass
das Untersuchungsverfahren – wenngleich
Untersuchungsausschüsse keine Gerichte
sind und keine Rechtsprechung ausüben54

– „gerichtsähnlich“ ausgestaltet ist (vgl.
Art. 44 Abs. 2 GG sowie die an die StPO
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angelehnten oder auf diese verweisenden 
Regelungen der Untersuchungsausschuss-
gesetze)55. Dies vermag die Zuordnung zu 
Stellen „öffentlicher Verwaltung“ im Sinne 
des § 11 Abs. 1 Nr. 2 c) StGB jedoch ge-
rade nicht zu begründen, weil auch die 
Rechtsprechung hierzu nicht rechnet56. 
Sowohl im Bereich der Legislative als auch 
der Judikative ist § 11 Abs. 1 Nr. 2 c) StGB 
vielmehr nur dann einschlägig, wenn ma-
terielle (Parlaments- oder Gerichts-)Ver-
waltungstätigkeit ausgeübt wird, z. B. im 
Bereich Personal oder Sachmittel57 (wobei 
Parlaments[vize]präsidenten wie ausgeführt 
bereits § 11 Abs. 1 Nr. 2 b) StGB unterfal-
len). Beim Untersuchungsverfahren handelt 
es sich jedoch um keine derartige Verwal-
tungsarbeit58.

Parlamentsabgeordnete  
keine Amtsträger

Schließlich sind Abgeordnete keine „für 
den öffentlichen Dienst besonders Ver-
pflichteten“ (§ 353b Abs. 1 Nr. 2 in Ver-
bindung mit § 11 Abs. 1 Nr. 4 StGB), weil 
es wiederum an der erforderlichen Zuord-
nung zur „öffentlichen Verwaltung“ fehlt 
und dementsprechend der Anwendungs-
bereich des Verpflichtungsgesetzes (§ 1 
Abs. 1 VerpflG) nicht eröffnet ist59.

c) Verletzung einer besonderen 
Geheimhaltungspflicht

Nach § 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB (Verlet-
zung einer besonderen Geheimhaltungs-
pflicht) macht sich strafbar, wer unbefugt 
einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu 
deren Geheimhaltung er auf Grund des 
Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans 
des Bundes oder eines Landes oder eines 
seiner Ausschüsse verpflichtet ist, an ei-
nen anderen gelangen lässt oder öffent-
lich bekanntmacht und dadurch wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet. Die An-
wendbarkeit der Norm hängt mithin da-
von ab, ob das Parlament bzw. der Aus-
schuss einen entsprechenden förmlichen 
Beschluss gefasst hat60. Im Übrigen bedarf 
die Strafverfolgung der Ermächtigung des 
Parlamentspräsidenten (§ 353b Abs. 4 
S. 1, S. 2 Nr. 1 b) StGB).

d) Verletzung von  
Privat geheimnissen

Hinsichtlich § 203 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 und 2 
StGB kann auf die Ausführungen oben b) 
zur (bei Abgeordneten fehlenden) Täter-
eigenschaft verwiesen werden. Gleichfalls 
werden bei § 203 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 StGB, 
dessen Verständnis durch den verschach-

telten Wortlaut nicht gerade erleichtert 
wird, die Mitglieder des Gesetzgebungs-
organs – also die Abgeordneten – aus-
drücklich vom Anwendungsbereich aus-
genommen61.

e) Verbotene Mitteilungen über 
Gerichtsverhandlungen

Unter dieser Gesetzesüberschrift enthält 
§ 353d StGB drei selbständige Tatbe-
stände62, darunter in Nr. 3 das strafbe-
wehrte Verbot, bestimmte Teile von Straf-, 
Bußgeld- oder Disziplinarakten ganz oder 
in wesentlichen Teilen im Wortlaut öffent-
lich mitzuteilen, bevor sie in öffentlicher 
Verhandlung erörtert worden sind oder 
das Verfahren abgeschlossen ist. Wäh-
rend die verfahrensgemäße Einführung 
solcher Unterlagen z. B. in öffentlichen 
Sitzungen von Untersuchungsausschüs-
sen nicht nach dieser Vorschrift strafbar 
ist63, bleibt die Bestimmung anwendbar, 
falls entsprechende Dokumente außer-
halb des regulären Ausschussverfahrens 
publiziert werden.

f) Datenschutzgesetze

Was die datenschutzgesetzlichen Strafbe-
stimmungen (§ 42 Abs. 2 Nr. 1 BDSG64, 
weiter z. B. § 29 LDSG Baden-Württem-
berg) angeht, ist zunächst fraglich, ob 
innerparlamentarische Vorgänge dem 
Regelungsregime der Datenschutzgesetze 
unterworfen oder aber entzogen sind. 
Während etwa das baden-württembergi-
sche LDSG in § 2 Abs. 5 vorsieht, dass 
dieses Gesetz für den Landtag nur gilt, 
soweit er in Verwaltungsangelegenhei-
ten tätig wird (vgl. oben b)), geht die 
herrschende Auffassung zu § 2 Abs. 1, 
2 Bundesdatenschutzgesetz ohne wei-
tere Einschränkung dahin, dass Gesetz-
gebungsorgane als „andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen“ in 
diesem Sinne anzusehen sind, die mithin 
an die datenschutzgesetzlichen Vorgaben 
gebunden sind65. Je nachdem kann sich 
hinsichtlich der entsprechenden Strafnor-
men die Folgefrage stellen, ob angesichts 
des strafrechtlichen Bestimmtheitsge-
botes (Art. 103 Abs. 2 GG) der Kreis der 
tauglichen Täter auf solche Personen be-
schränkt ist, die in sachlicher und persön-
licher Hinsicht den Verpflichtungen des 
betreffenden Datenschutzgesetzes unter-
liegen66, oder ob es sich dabei um „Jeder-
mannstatbestände“ handelt (worauf die 
Gesetzesfassung hinzudeuten scheint). 
Soweit die Strafvorschriften im jeweiligen 
Fall zur Anwendung gelangen, wäre die 
unbefugte Preisgabe personenbezogener 

Daten (siehe Art. 4 Nr. 1 Datenschutz-
Grundverordnung [DSGVO]) vom Tatbe-
stand der „Verarbeitung“ (Art. 4 Nr. 2 
DSGVO) erfasst67. Allerdings setzt § 42 
Abs. 2 Nr. 1 BDSG (ebenso § 29 LDSG 
BW) noch in subjektiver Hinsicht voraus, 
dass der Täter „gegen Entgelt oder in 
der Absicht handelt, sich oder einen an-
deren zu bereichern oder einen anderen 
zu schädigen“. Hiervon dürfte gerade das 
bisweilen vorkommende „Durchstechen“ 
an die Medien  ausgenommen bleiben, 
sofern es lediglich auf eine immaterielle 
„Klimapflege“ abzielt.
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geordnete zu erstrecken (BT-Drucks. 11/8085,
S. 31), erlangte nicht Gesetzeskraft. Insofern
werden „die üblichen politischen Indiskre-
tionen […] schwerlich eingedämmt“ (so LK-
StGB/Schünemann [En. 41], § 203 Rn. 74).

62 NK-StGB/Kuhlen (En. 34), § 353d Rn. 1.
63 Ausf. Geiger, NVwZ 2015, 405.
64 An einer „großen Zahl von Personen“ i.S.d. 

Abs. 1 dürfte es zumeist fehlen. 
65 Simitis/Dammann, 7. Aufl., § 2 BDSG Rn. 

29 f. Bei „Lücken“ im Landesrecht kann das 
BDSG eingreifen (Auernhammer/v. Lewinski, 
DSGVO/BDSG, 6. Aufl., § 1 Rn. 7), aber nur 
unter den weiteren Voraussetzungen von § 1 
Abs. 1 S. 1 Nr. 2 a), b) BDSG (a.a.O., Rn. 6). 
Bei Untersuchungsverfahren der Länderparla-
mente wäre dies nicht der Fall.

66 So Auernhammer/Golla (En. 65), § 42 Rn. 3 
m.w.N. zur a.A.

67 Auernhammer/Golla (En. 65), § 42 Rn. 17 
i.V.m. Eßer, a.a.O., Art. 4 Rn. 50 f.
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Verwertbarkeit von im 
Zusammenhang mit einer 
rechtswidrigen Durchsuchung 
erlangten Aussagen
Anmerkungen zum Urteil des BGH vom 3.5.2018 (3 StR 390/17)

Von Jürgen Vahle

1. Macht ein Beschuldigter gegenüber der Polizei Angaben
unter dem Eindruck des Vorhalts von unzulässig erlangten
Erkenntnissen – beispielsweise solchen aus einer rechtswid-
rigen Telekommunikationsüberwachung – ist er selbst dann,
wenn er gem. § 136 Abs. 1 Satz 2 StPO belehrt worden ist,
nicht mehr frei in seiner Entschließung, ob und wie er sich
zu einzelnen Punkten einlassen soll, die ihm aufgrund der
unzulässig erlangten Beweismittel vorgehalten werden. Eine
so erlangte Aussage ist grundsätzlich nicht verwertbar.
2. Ein Verstoß gegen die Belehrungspflicht gem. § 136
Abs. 1 Satz 2 StPO kann auch zur Unverwertbarkeit von spä-
teren Aussagen des Beschuldigten führen, wenn dieser nicht
durch eine „qualifizierte Belehrung“ auf die Unverwertbar-
keit seiner früheren Aussage hingewiesen wurde. Unterbleibt
die gebotene qualifizierte Belehrung, folgt daraus jedoch
nicht ohne Weiteres die Unverwertbarkeit der neuerlichen
Aussage. Es ist vielmehr wie in anderen Fällen einer fehler-
haften Erkenntnisgewinnung eine Abwägung vorzunehmen.
3. Die Frage, ob eine Pflicht zur qualifizierten Belehrung
besteht, wenn einem Beschuldigten bei seiner ersten Verneh-
mung unzulässig erlangte Erkenntnisse – hier wegen Ver-
stoßes gegen den Richtervorbehalt gem. § 105 Abs. 1 StPO
– vorgehalten werden, bleibt offen.

Der Sachverhalt

Die Polizeibeamten V und P waren we-
gen einer bereits seit mehreren Stunden 
andauernden erheblichen Ruhestörung 
zu einem Mehrparteienhaus gerufen 
worden, in dem sich die Wohnung des 

Angeklagten (A) befand. Vor Ort stellten 
sie fest, dass aus der Wohnung des A 
ein durchdringender Alarmton zu hö-
ren war. Nachdem sie abgeklärt hatten, 
dass A als alleiniger Wohnungsinhaber 
auf Klingeln nicht öffnete und auch kein 
Hausmeister für das Objekt vorhanden 
war, verschafften sie sich Zutritt zu der 
Wohnung, indem sie die Wohnungstür 

durch einen Mitarbeiter eines Schlüssel-
dienstes öffnen ließen. Beim Betreten 
der Wohnung fiel den Beamten im Flur 
des Eingangsbereichs eine mobile Alarm-
anlage auf, welche die Geräusche ver-
ursachte. Sie entnahmen dem Gerät die 
Batterien, woraufhin der Alarmton ver-
stummte. Anschließend betraten sie die 
diversen Zimmer der Wohnung, um sich 
zu vergewissern, dass sich dort keine hilfs-
bedürftigen Personen aufhielten; das war 
nicht der Fall. Bereits beim Betreten der 
Wohnung war den Beamten deutlicher 
Marihuanageruch aufgefallen. Während 
sie die Zimmer der Wohnung abschrit-
ten, stellten sie fest, dass sich der Ge-
ruch im Wohnzimmer intensivierte. Dort 
befand sich ein aus mehreren Elementen 
zusammengesetzter Schrank; dessen lin-
kes Element bestand aus einer Vitrine mit 
geschlossener Glastür, das rechte Element 
aus einem Schrankteil mit geschlossenen 
Schranktüren. Bei näherem Herantreten 
an das Glasvitrinenelement fiel den Beam-
ten auf, dass sich darin verschiedene Ge-
genstände befanden. So fanden sie zwei 
Schlagringe und zwei CO2-Pistolen vor, 
wobei allerdings nicht festgestellt werden 
konnte, ob sie diese Gegenstände schon 
bei geschlossener Tür oder erst nach an-
schließender Öffnung der Glastür als sol-
che erkannten.

Die Beamten öffneten sowohl die Glas-
tür des linken als auch die Schranktüren 
des rechten Schrankelements. Im linken 
Schrankelement fanden sie neben den 
beiden CO2-Pistolen und Schlagringen 
zwei PTB-Pistolen, einen Schalldämpfer, 

Verwertbarkeit von Aussagen

Prof. Dr. Jürgen Vahle, Bielefeld
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ein Butterflymesser, fünf Stück Munition 
und zwei Dosen Pfefferspray, im rechten 
Schrankelement entdeckten sie diverse 
Frischhaltedosen, in denen Cannabis und 
Amphetamin aufbewahrt wurde, sowie 
einen verschlossenen Tresor. Einen richter-
lichen Durchsuchungsbeschluss versuch-
ten die Beamten nicht einzuholen; die 
Gründe dafür ließen sich nicht aufklären.

Als A zu seiner Wohnung zurück-
kehrte, begab sich V mit ihm ins Wohn-
zimmer. Er klärte A über den Sachverhalt 
auf und belehrte ihn über seine Beschul-
digtenrechte. Auf eine mögliche Unver-
wertbarkeit der aufgefundenen Beweis-
mittel wies er A nicht hin. Da A davon 
ausging, dass die Polizei die Betäubungs-
mittel und gefährlichen Gegenstände auf 
rechtmäßigem Wege aufgefunden hatte, 
zeigte er sich kooperativ. Er räumte ge-
genüber den Polizeibeamten den Besitz 
der Gegenstände ein und erklärte, dass 
er die Betäubungsmittel erworben habe, 
um diese gewinnbringend weiter zu ver-
äußern. Außerdem öffnete er den im 
rechten Schrankelement aufgefundenen 
Tresor und gab den Beamten dadurch die 
Möglichkeit, Kenntnis davon zu nehmen, 
dass sich darin weitere Frischhaltedosen 
mit Cannabis befanden.

Am nächsten Tag wurde A zunächst 
von dem Kriminalbeamten S und später 
von dem Ermittlungsrichter R als Beschul-
digter vernommen. Beide belehrten ihn 
über seine Beschuldigtenrechte, ohne 
ihn auf eine mögliche Unverwertbarkeit 
der von den Polizeibeamten in seiner 
Wohnung aufgefundenen Beweismittel 
bzw. seiner Äußerungen gegenüber den 
Beamten hinzuweisen. A wiederholte je-
weils im Wesentlichen seine Angaben, die 
er bereits gegenüber V und P gemacht 
hatte. Das LG hat A von dem Vorwurf 
des bewaffneten Handeltreibens mit Be-
täubungsmitteln in nicht geringer Menge 
freigesprochen, weil ein Tatnachweis 
mangels verwertbarer Beweismittel nicht 
möglich sei. Die aufgefundenen gefährli-
chen Gegenstände und Betäubungsmittel 
unterlägen wegen Verstoßes gegen den 
Richtervorbehalt einem Beweisverwer-
tungsverbot. Mangels qualifizierter Be-
lehrung erstrecke sich das Beweisverwer-
tungsverbot darüber hinaus auf die Anga-
ben, die A bei seinen drei Vernehmungen 
gemacht habe. Auf die diesbezüglichen 
Bekundungen der Zeugen V, P, S und R 
könne eine Verurteilung des A deshalb 
ebenfalls nicht gestützt werden.

Die gegen das freisprechende Urteil ge-
richtete Revision der StA war erfolgreich.

Die Rechtslage

Die StA beanstandet nach Ansicht des 
Senats im Ergebnis zu Recht, dass die 
Strafkammer die Angaben des A bei sei-
ner zweiten Vernehmung gegenüber dem 
Kriminalbeamten S sowie bei seiner drit-
ten Vernehmung gegenüber dem Ermitt-
lungsrichter R als unverwertbar angese-
hen hat.

1. Der Senat geht bezüglich der Unver-
wertbarkeit der Aussage eines Beschuldig-
ten von folgenden Grundsätzen aus:

a) Ein ausdrückliches Verwertungsver-
bot normiert § 136 a Abs. 3 Satz 2 StPO 
für den Fall, dass bei der Vernehmung des 
Beschuldigten verbotene Vernehmungs-
methoden i. S. von § 136 a Abs. 1 oder 
2 StPO angewendet wurden. Das Verbot 
gilt ausnahmslos; für eine Abwägung des 
Verfahrensverstoßes mit dem staatlichen 
Interesse an der Aufklärung des Sachver-
halts ist in Fällen des § 136 a StP0 kein 
Raum.

b) Im Übrigen kennt das Strafverfah-
rensrecht keinen allgemein geltenden 
Grundsatz, wonach jeder Verstoß gegen 
Beweis erhebungsvorschriften ein strafpro-
zessuales Verwertungsverbot nach sich 
zieht. Ob ein solches eingreift, ist viel-
mehr jeweils nach den Umständen des 
Einzelfalls, insbesondere nach der Art des 
Verbots und dem Gewicht des Verstoßes 
unter Abwägung der widerstreitenden 
Interessen zu entscheiden. Dabei ist zu 
beachten, dass die Annahme eines Ver-
wertungsverbots eines der wesentlichen 
Prinzipien des Strafverfahrensrechts ein-
schränkt, nämlich den Grundsatz, dass 
das Gericht die Wahrheit zu erforschen 
und dazu die Beweisaufnahme von Amts 
wegen auf alle Tatsachen und Beweis-
mittel zu erstrecken hat, die von Bedeu-
tung sind. Deshalb handelt es sich bei 
einem Beweisverwertungsverbot um eine 
Ausnahme, die nur nach ausdrücklicher 
gesetzlicher Vorschrift oder aus überge-
ordneten wichtigen Gründen im Einzelfall 
anzuerkennen ist. Maßgeblich beeinflusst 
wird das Ergebnis der danach vorzuneh-
menden Abwägung einerseits durch das 
Ausmaß des staatlichen Aufklärungsin-
teresses, dessen Gewicht im konkreten 
Fall vor allem unter Berücksichtigung 
der Verfügbarkeit weiterer Beweismittel, 
der Intensität des Tatverdachts und der 
Schwere der Straftat bestimmt wird. An-
dererseits ist das Gewicht des in Rede ste-
henden Verfahrensverstoßes von Belang, 
das sich vor allem danach bemisst, ob der 
Rechtsverstoß gutgläubig, fahrlässig oder 

vorsätzlich begangen wurde. Schwerwie-
gende, bewusste oder willkürliche Verfah-
rensverstöße, bei denen grundrechtliche 
Sicherungen planmäßig oder systematisch 
außer Acht gelassen werden, verlangen 
von Verfassungs wegen die Unverwert-
barkeit dadurch gewonnener Informatio-
nen.

c) Vor diesem Hintergrund wird etwa
eine Aussage des Beschuldigten grund-
sätzlich als nicht verwertbar angesehen, 
wenn er unter Verstoß gegen die Be-
lehrungspflicht gem. § 136 Abs. 1 Satz 2 
StPO vernommen worden ist. Denn da-
durch wird das für ein faires Verfahren 
konstitutive Recht der Selbstbelastungs-
freiheit entwertet (std. Rspr.). Gleiches 
wird angenommen, falls der Beschuldigte 
seine Angaben unter dem Eindruck des 
Vorhalts von unzulässig erlangten Er-
kenntnissen gemacht hat, etwa solchen 
aus einer rechtswidrigen Telekommuni-
kationsüberwachung; auch in derartigen 
Fällen sei der Beschuldigte – selbst wenn 
er gemäß § 136 Abs. 1 Satz 2 StPO be-
lehrt worden ist – nicht mehr frei in sei-
ner Entschließung, ob und wie er sich zu 
einzelnen Punkten einlassen soll, die ihm 
aufgrund der unzulässig erlangten Be-
weismittel vorgehalten werden (vgl. BGH, 
Urteile v. 22.2.1978 – 2 StR 334/77 und 
v. 24.8.1983 – 3 StR 136/83).

d) Ein danach bestehendes Beweis-
verwertungsverbot gilt zunächst nur für 
diejenige Aussage, die durch den Ver-
fahrensfehler herbeigeführt worden ist. 
Im Falle einer Vernehmung des Beschul-
digten unter Verstoß gegen die Beleh-
rungspflicht gem. § 136 Abs. 1 Satz 2 
StP0 kann dieser Verfahrensfehler aber 
auch zur Unverwertbarkeit von dessen 
späteren Aussagen führen. Denn die un-
terbliebene Beschuldigtenbelehrung wirkt 
regelmäßig bei weiteren Vernehmungen 
in dem Sinne fort, dass der Beschuldigte 
glaubt, seine frühere, unter Verstoß ge-
gen die Belehrungspflicht zustandege-
kommene Selbstbelastung nicht mehr aus 
der Welt schaffen zu können. Deshalb ist 
der Beschuldigte in diesen Fällen zu Be-
ginn einer späteren Vernehmung durch 
eine „qualifizierte Belehrung“ auf die 
Unverwertbarkeit seiner früheren Aus-
sage hinzuweisen. Unterbleibt die gebo-
tene qualifizierte Belehrung, folgt daraus 
jedoch wiederum nicht ohne Weiteres die 
Unverwertbarkeit der neuerlichen Aus-
sage. Es ist vielmehr wie in anderen Fällen 
einer fehlerhaften Erkenntnisgewinnung 
eine Abwägung vorzunehmen. In deren 
Rahmen kommt dem Verstoß gegen die 
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Pflicht zur qualifizierten Belehrung regel-
mäßig nicht dasselbe Gewicht zu wie der 
vorangegangenen Beeinträchtigung der 
Selbstbelastungsfreiheit durch den Ver-
stoß gegen die Belehrungspflicht gem. 
§ 136 Abs. 1 Satz 2 StP0, weil der Be-
schuldigte bei der späteren Vernehmung
zumindest nach § 136 Abs. 1 Satz 2
StPO auf sein Schweigerecht hingewiesen
wurde. Im Übrigen ist – wie auch sonst
– das staatliche Interesse an der Sachauf-
klärung zu berücksichtigen.

2. Danach gilt in Bezug auf die Anga-
ben des A bei seinen drei Vernehmungen 
Folgendes:

a) Die Angaben des A bei seiner ers-
ten Vernehmung gegenüber den Poli-
zeibeamten V und P sind nicht deshalb 
unverwertbar, weil A nicht auf die Un-
verwertbarkeit der unter Verstoß gegen 
den Richtervorbehalt gem. § 105 Abs. 1 
Satz 1 StPO aufgefundenen Beweismittel 
hingewiesen und in diesem Sinne quali-
fiziert belehrt worden ist. Das Erfordernis 
einer qualifizierten Belehrung findet nach 
Ansicht des Senats seine Grundlage da-
rin, dass die Selbstbelastungsfreiheit des 
Beschuldigten durch einen Verstoß gegen 
die Belehrungspflicht nach § 136 Abs. 1 
Satz 2 StPO bei einer früheren Verneh-
mung verletzt wurde. In Bezug auf die 
erste Vernehmung des A kommt folglich 
ein Beweisverwertungsverbot unter dem 
Gesichtspunkt eines Verstoßes gegen die 
Pflicht zur qualifizierten Belehrung des-
halb nicht in Betracht.

b) Die Angaben des A gegenüber dem
Kriminalbeamten S sowie dem Ermitt-
lungsrichter R sind danach ebenfalls nicht 
mangels qualifizierter Belehrung unver-
wertbar. Da die Polizeibeamten V und 
P den A gem. § 136 Abs. 1 Satz 2 StPO 
belehrt hatten, bedurfte es bei seiner spä-
teren Vernehmung durch den Kriminalbe-
amten S keiner qualifizierten Belehrung. 
Entsprechendes gilt in Bezug auf die Ver-
nehmung des A durch Richter R.

c) Die Frage, ob der Kriminalbeamte S
und der Ermittlungsrichter R verpflichtet 
waren, A qualifiziert zu belehren, weil 
ihm bei seiner ersten Vernehmung un-
zulässig erlangte Erkenntnisse vorge-
halten worden waren, lässt der Senat 
offen. Denn selbst wenn S und R gegen 
eine daraus resultierende Pflicht zur qua-
lifizierten Belehrung verstoßen hätten, 
habe dies nicht zur Folge, dass die An-
gaben, die A ihnen gegenüber gemacht 
hat, automatisch unverwertbar seien. 
Das ergebe sich aus der jeweils gebote-
nen Abwägung zwischen dem Gewicht 

des Verfahrensverstoßes und dem staatli-
chen Interesse an der Sachaufklärung. Der 
Verfahrensverstoß habe in beiden Fällen 
nur verhältnismäßig geringes Gewicht. 
So wiege die Verletzung der Pflicht zur 
qualifizierten Belehrung, auch wenn sie 
auf den Vorhalt unzulässig erlangter Be-
weismittel bei einer früheren Vernehmung 
gestützt werde, regelmäßig nicht so 
schwer wie der vorangegangene Verfah-
rensfehler. Insoweit gelte Entsprechendes 
wie in den Fällen eines Verstoßes gegen 
die Belehrungspflicht gem. § 136 Abs. 1 
Satz 2 StP0. Da nach der höchstrichterli-
chen Rechtsprechung in Fällen unzuläs-
sig erlangter Beweismittel bislang keine 
generelle Pflicht zur qualifizierten Beleh-
rung bei späteren Vernehmungen ange-
nommen worden sei, sei weder S noch R 
bekannt gewesen, dass sie A qualifiziert 
hätten belehren müssen. Sie seien mit-
hin gutgläubig gewesen und hätten ihre 
Pflicht zur qualifizierten Belehrung des A 
weder fahrlässig noch vorsätzlich verletzt. 
Von einem bewussten oder willkürlichen 
Handeln, bei dem grundrechtliche Siche-
rungen planmäßig oder systematisch au-
ßer Acht gelassen wurden, könne deshalb 
keine Rede sein.

Demgegenüber sei das staatliche Inte-
resse an der Aufklärung des Sachverhalts 
groß. Das Verfahren habe eine schwer-
wiegende Straftat zum Gegenstand. Dies 
komme darin zum Ausdruck, dass das A 
zur Last gelegte bewaffnete Handeltrei-
ben mit Betäubungsmitteln in nicht ge-
ringer Menge (§ 30 a Abs. 2 Nr. 2 BtMG) 
im Regelfall mit Freiheitsstrafe nicht unter 
fünf Jahren bedroht sei. Selbst wenn sich 
die in Rede stehende Tat letztlich als min-
der schwerer Fall i. S.des Absatzes 3 dar-
stellen sollte, sehe das Gesetz gleichwohl 
noch die Verhängung einer Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren 
vor. Infolgedessen seien die Angaben, die 
A bei seiner zweiten und dritten Verneh-
mung gemacht hat, selbst dann verwert-
bar, wenn S und R es pflichtwidrig unter-
lassen hätten, ihn qualifiziert zu belehren.

3. Das Urteil beruht nach alledem da-
rauf, dass das LG die Angaben des A bei 
seinen Vernehmungen durch S und R 
rechtsfehlerhaft als unverwertbar ange-
sehen hat. Es war nicht auszuschließen, 
dass die Strafkammer den A aufgrund 
dieser Angaben wegen bewaffneten Han-
deltreibens mit Betäubungsmitteln verur-
teilt hätte.

Im Hinblick auf die erforderliche neue 
Hauptverhandlung weist der Senat auf 
Folgendes hin: Die nunmehr zur Entschei-

dung berufene Strafkammer werde Gele-
genheit haben, das Verhalten der Polizei-
beamten V und P auch unter Berücksich-
tigung polizeirechtlicher Gesichtspunkte 
zu bewerten. Daraus könnte sich ergeben, 
dass jedenfalls das Betreten der Wohnung 
und das Absuchen der Räume nach hilfs-
bedürftigen Personen von einer Rechts-
grundlage gedeckt gewesen sei. So könne 
die Polizei gem. § 41 Abs. 1 Nr. 1 PolG 
NRW eine Wohnung ohne Einwilligung 
des Inhabers betreten und durchsuchen, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass sich in ihr eine Person befindet, 
die nach § 35 PolG NRW in Gewahrsam 
genommen werden darf. Das sei gem. 
§ 35 Abs. 1 Nr. 1 PolG NRW u. a. dann
der Fall, wenn die Ingewahrsamnahme
zum Schutz der Person gegen eine Ge-
fahr für Leib oder Leben erforderlich ist,
insbesondere, weil sie sich erkennbar in
einem die freie Willensbestimmung aus-
schließenden Zustand oder sonst in hilflo-
ser Lage befindet. § 41 Abs. 1 Nr. 3 PolG
NRW erlaube der Polizei das Betreten und
Durchsuchen einer Wohnung dann, wenn
von der Wohnung Immissionen ausge-
hen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer zu
einer erheblichen Belästigung der Nach-
barschaft führen. Durchsuchungen gem.
§ 41 Abs. 1 PolG NRW bedürften aber
außer bei Gefahr im Verzug einer rich-
terlichen Anordnung (§ 42 Abs. 1 Satz 1
PolG NRW). Sollte es demnach polizei-
rechtlich erlaubt gewesen sein, die Woh-
nungstür zur Gefahrenabwehr zu öffnen
und die einzelnen Räumlichkeiten nach
hilfsbedürftigen Personen abzusuchen,
so könnte der wegen einer Missachtung
des Richtervorbehalts gem. § 105 Abs. 1
Satz 1 StPO verfahrensfehlerhaften Fort-
führung der Durchsuchung durch das
Öffnen des Wohnzimmerschranks im Rah-
men der gebotenen Abwägung ein min-
deres Gewicht zukommen.

Ergänzende Hinweise/Bewertung

Der BGH führt mit dieser Entscheidung 
seine zur (Un-)Verwertbarkeit von Aus-
sagen eines Beschuldigten vertretene 
(relativ großzügige) Linie fort. Dies gilt 
insbesondere für das Erfordernis einer 
qualifizierten Belehrung. Die Angaben 
des A gegenüber V und P könnten nach 
seiner Ansicht allein unter dem Gesichts-
punkt des Vorhalts unzulässig erlangter 
Erkenntnisse unverwertbar sein. Denn 
die bei der Durchsuchung aufgefunde-
nen Gegenstände waren unter Verstoß 
gegen den Richtervorbehalt gem. § 105 
Abs. 1 Satz 1 StPO erlangt worden. A 
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wurde vor Ort vernommen und dabei mit 
den aufgefundenen Gegenständen kon-
frontiert. Die Frage, ob sich daraus eine 
Unverwertbarkeit der Angaben des A er-
gibt, hat das LG nicht erwogen. Der BGH 
hat das landgerichtliche Urteil unter dem 
Gesichtspunkt einer Unverwertbarkeit der 
ersten Aussage des A wegen des Vorhalts 
unzulässig erlangter Erkenntnisse indes-
sen nicht geprüft, weil sich die Revision 
hierauf nicht erstreckte. Die Rechtsfrage 
musste deshalb vom Senat nicht entschie-
den werden.

Ob die insoweit zum Verstoß gegen 
die Belehrungspflicht gem. § 136 Abs. 1 
Satz 2 StPO entwickelten Grundsätze auf 
Fälle des Vorhalts unzulässig erlangter 
Erkenntnisse zu übertragen sind, hat der 
BGH bislang nicht grundsätzlich entschie-
den; es wurde lediglich in einem Einzelfall 
in Betracht gezogen, dass ein durch den 

Vorhalt unzulässig erlangter Beweismittel 
begründetes Beweisverbot auch die Anga-
ben des Beschuldigten bei späteren Ver-
nehmungen umfassen kann (vgl. BGH, 
Urt. v. 22.2.1978 – 2 StR 334/77). Nach 
dieser Entscheidung dürfen Aussagen ei-
nes Beschuldigten oder Zeugen, die durch 
Vorhalte eines bei einer Überwachung 
gem. § 100 a StPO aufgenommenen Ton-
bandes beeinflusst sind, nicht zum Nach-
weis einer Tat verwertet werden, die nicht 
zu den in § 100 a StPO genannten gehört. 
Inwieweit sich dieser Entscheidung eine 
allgemeine Aussage entnehmen lässt, 
kann an dieser Stelle nicht abschließend 
geklärt werden. Ein Beweisverwertungs-
verbot beim Vorhalt rechtswidrig beschaff-
ter Beweismittel lässt sich dem Gesetz 
(§§ 136, 136a StP0) nicht ausdrücklich
entnehmen. Allerdings ist der Fall, dass ein
Beschuldiger in der Fehlvorstellung befan-

gen ist, er könne seine Tat im Hinblick auf 
die vorgelegten Beweismittel nicht (mehr) 
in Abrede stellen, mit der Situation desje-
nigen vergleichbar, der sein Schweigerecht 
nicht kennt. Es besteht sogar eine gewisse 
psychologische Zwangswirkung. Das ge-
zielte Ausnutzen der Fehlvorstellung des 
Beschuldigten – also eine Vernehmung 
in Kenntnis der Rechtswidrigkeit der Be-
weismittelbeschaffung – rückt die Vorge-
hensweise in die Nähe des § 136 a StP0, 
so dass ein Verwertungsverbot bezüglich 
der Aussage des Beschuldigten naheliegt. 
Anders liegen die Dinge bei nur „fahrläs-
siger“ Verkennung des Umstands, dass 
die – dem Beschuldigten vorgehaltenen – 
Beweismittel rechtswidrig erlangt worden 
sind. Zumindest dann käme es wohl nur 
auf die (auch vom Senat vorgenommene) 
Abwägung der widerstreitenden Interes-
sen an.

AKTUELLES
Medienkritikfähigkeit von Jugendlichen
BKA unterstützt Prävention an Schulen

YouTube, Facebook und Twitter gehö-
ren heute zum Alltag vieler Jugendli-
cher. Soziale Medien dienen der Infor-
mation und Unterhaltung – allerdings 
können junge Menschen auf diesen 
Plattformen auch auf Inhalte stoßen, 
die Hass verbreiten und zu Gewalt auf-
rufen. Propaganda aus dem Internet ist 
daher Gegenstand der Extremismus-
prävention. Um junge Menschen auf-
zuklären und mit den erforderlichen 
Medienkompetenzen auszustatten, die 
einen konstruktiven Umgang mit Pro-
paganda, sogenannten Fake News und 
„Hate Speech“ ermöglichen, hat das 
Bundeskriminalamt (BKA) in Koopera-
tion mit Wissenschaftlern und Präventi-
onsakteuren das EU-geförderte Präven-
tionsprogramm „CONTRA“ erarbeitet.

„Das dabei entstandene pädagogische 
Programm richtet sich an Schülerinnen 
und Schüler von Haupt- und Realschulen 
sowie von Berufsschulen“, erläutert Dr. 
Uwe Kemmesies, Leiter der Forschungs-
stelle Terrorismus/Extremismus im Bun-
deskriminalamt. Zwei Jahre haben die 
Mitarbeiter des Projektkonsortiums an 
der Ausarbeitung der Lehrmaterialien 
gearbeitet. CONTRA steht für „Coun-
tering Propaganda by Narration Towards 
Anti-Radical Awareness“. Der englische 
Titel erläutert die Vorgehensweise des 

Programms: Die Jugendlichen sollen 
sich mit propagandistischen Botschaf-
ten auseinandersetzen und diesen mit 
selbstentwickelten Counter Narrativen 
begegnen. Dabei handelt es sich um 
Botschaften, die eine „Gegenerzäh-
lung“ zur extremistischen Propaganda 
bilden. Die positive Wirkung dieser 
Counter Narrative hatten Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler der 
Universität zu Köln in Zusammenarbeit 
mit der Forschungsstelle Terrorismus/
Extremismus des BKA in einer Vorstu-
die belegen können.

„Ziel der Unterrichtseinheiten ist es, 
die Medienkompetenz junger Menschen 
zu stärken“, erläutert Dr. Ali Hedayat, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter des BKA. 
Jugendliche sollen für die Inhalte von 
Hassbotschaften und Propaganda sensi-
bilisiert und befähigt werden, Manipulati-
onsversuche sowohl aus dem Bereich des 
Rechtsextremismus als auch aus dem Be-
reich des religiös begründeten Extremis-
mus zu erkennen und in Frage zu stellen.

Das Projektkonsortium unter der Lei-
tung des Bundeskriminalamts hat mit 
„CONTRA“ eine Vorreiterrolle übernom-
men: Das mit Mitteln der EU-Kommission 
finanzierte Programm soll für Schulen in 
ganz Europa zugänglich gemacht wer-
den. Dazu ist es bereits in weitere Spra-

chen übersetzt worden. „Die Stärkung 
der Medienkompetenz junger Men-
schen in Zusammenhang mit Extremis-
mus und Populismus ist EU-weit ein 
Thema“, sagt Hedayat. „CONTRA soll 
dazu beitragen, Lehrerinnen und Lehrer 
europaweit in ihrer Arbeit zu unterstüt-
zen und ihnen konkrete Handlungs-
empfehlungen zu geben.“

Informationen zum Projekt CONTRA 
sowie die Handreichung und Unterrichts-
materialien, zu denen auch Multimedia-
Inhalte gehören, finden Interessierte un-
ter www.project-contra.org. Auf Anfrage 
können sich Interessierte die Materialien 
auch kostenlos vom BKA zusenden las-
sen. Anfragen hierfür können an post-
stelle@bka.de-mail.de gerichtet werden.

Sowohl das Projekt an sich als auch 
die ebenso umfangreichen wie zielfüh-
renden Unterrichtsmaterialien können 
uneingeschränkt empfohlen werden. 
Wie wichtig die Förderung der Medi-
enkompetenz im Allgemeinen und 
der Medienkritikfähigkeit im Besonde-
ren ist, belegen auch Anja Kegler und 
Günther Bubenitschek in ihrem Aufsatz 
über Kriminalprävention und Medien-
pädagogik in dieser Ausgabe der Krimi-
nalistik (S. 210-215).

Quelle: Pressemeldung BKA vom 
15.2.2019. bf

Aktuelle Rechtsprechung/Aktuelles
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Die Hoffnung stirbt zuletzt – das 
mühsame Ringen um ein neues 
Musterpolizeigesetz
Von Bernd Walter

Seit Jahrzehnten sind im föderalen System der Bundesrepu-
blik neben der Kultushoheit das Recht der Gefahrenabwehr 
die letzte Bastionen der Länder gegenüber der zunehmenden 
Ausdehnung von Bundeszuständigkeiten, die die Länder, wie 
die jüngste Diskussion um den Digitalpakt und die damit ver-
bundene Grundgesetzänderung zeigen, zäh gegen jedwede 
Form der Einflussnahme verteidigen. Ein Spiegelbild beson-
derer Art des bundesdeutschen Sicherheitsföderalismus sind 
die aktuellen Polizeigesetze.

Die Hypotheken der 
Vergangenheit

Bedingt durch die Einflussnahme der 
alliieren Besatzungsmächte nach dem 
Zweiten Weltkrieg, aber auch unter Be-
rücksichtigung einer über hundertjährige 
Rechtstradition in einzelnen Ländern, 
entstand im Verlauf der Jahrzehnte ein 
Flickenteppich von 16 Länderpolizeige-
setzen und 2 Bundespolizeigesetzen mit 
höchst unterschiedlichen Befugnissen und 
Durchführungsregelungen, vom Wild-
wuchs bei den Organisationsformen ganz 
zu schweigen. Die Schere beim Versuch 
der Herstellung einer inhaltlichen Ver-
gleichbarkeit klafft immer weiter ausein-
ander. Wurde diese Entwicklung bisher als 
verfassungspolitische Konstante von der 

Bevölkerung und den Medien kommen-
tarlos hingenommen, reagiert eine in Si-
cherheitsfragen zunehmend stärker alar-
mierte Öffentlichkeit immer sensibler, zu-
mal ihr in den aktuellen Untersuchungs-
berichten z. B. zu den NSU-Ereignissen, 
den Vorkommnissen um den G-20-Gipfel 
und in der Al-Amri-Affäre deutliche Defi-
zite in der föderalen Sicherheitsarchitektur 
aufgezeigt wurden. Nicht zuletzt der Prä-
sident des BKA wies darauf hin, dass die 
Bevölkerung in einem einheitlichen Ge-
fahrenraum den berechtigten Anspruch 
auf einen einheitlichen Schutzstandard 
hat und dass Sicherheit nicht vom Wohn-
ort abhängig sein darf. Beliebtes Stilmit-
tel in den Medien bei der Darstellung 
diese Schieflage sind virtuelle Szenarien, 
wonach ein Gefährder in Hessen mit der 
Überwachung seiner Telekommunikation 
oder in Bayern mit der elektronischen 
Fußfessel rechnen muss, während er in 
der Bundeshauptstadt wegen fehlender 
Rechtsgrundlagen allenfalls mit einer ver-
deckten Observation bedacht wird, die in 
aller Regel wiederum an fehlenden Perso-
nalressourcen scheitert.

Die kopernikanische Wende

Die Polizeigesetze von Bund und Ländern 
verpflichten alle Beteiligte zur gegensei-

tigen Hilfeleistung. Dies ist unter ande-
rem Ausdruck der Bundestreue und ein 
Bekenntnis zum ungeschriebenen Ver-
fassungsgrundsatz der gemeinsamen 
Gefahrenabwehr, die allerdings häufig 
genug mit der Verfassungswirklichkeit 
kollidieren. Bei Großeinsätzen kommen 
in aller Regel Polizeivollzugsbeamte aus 
mehreren Bundesländern und vom Bund 
zum Einsatz, die allesamt nach Polizeige-
setzen ausgebildet wurden, die schon seit 
langem nicht mehr kompatibel sind. Für 
den Einsatz gilt jedoch ausnahmslos das 
Polizeigesetz des anfordernden Landes. 
Gleichwohl kann keinem Polizeivollzugs-
beamten zugemutet werden, sich mit den 
Feinheiten von 16 verschiedenen Länder-
polizeigesetzen und von zwei Bundespo-
lizeien zu beschäftigen, von den Schwie-
rigkeiten bei länderübergreifenden poli-
zeilichen Ermittlungsmaßnahmen ganz zu 
schweigen.

Gab man sich jahrelang mit dem Status 
quo ante zufrieden, trat spätestens mit 
den Analysen der Fehler und Defizite beim 
Umgang mit terroristischen Gewalttätern, 
von den NSU-Mordbrennern bis zum 
Fall Amri, der sich jahrelang illegal mit 
16 Alias-Identitäten in Deutschland auf-
hielt und dessen Gefährlichkeit offensicht-
lich noch nicht einmal im GTAZ erkannt 
wurde, ein Umdenken ein. Der durch 
diese Entwicklung bedingte Problemlö-
sungsdruck war wohl der entscheidende 
Impetus, dass in der 206. Sitzung der 
Innenministerkonferenz im Herbst 2017 
gesetzgeberischen Handlungsempfehlun-
gen zur Erarbeitung eines Musterpolizei-
gesetzes verabschiedet wurden. Von ihm 
erwartet man einen hohen gemeinsamen 
gesetzlichen Standard sowie eine effek-
tive Erhöhung der öffentlichen Sicherheit. 
Das Mustergesetz soll als verbindliche Fo-
lie deutschlandweit trotz grundsätzlicher 
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Bernd Walter, 
Präsident 
eines Grenz-
schutzpräsi-
diums a. D., 
Berlin
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Länderzuständigkeit für gleiche Standards 
sorgen, da „Befugnislücken Sicherheitslü-
cken sind“, so der sächsische Innenminis-
ter Ulbig als damaliger IMK-Vorsitzender. 
Sekundiert wurde er vom damaligen 
Bundesinnenminister de Maizière: „Wir 
brauchen keinen Flickenteppich bei der 
Inneren Sicherheit.“ Die Absicht ent-
stand keineswegs aus dem Nichts, denn 
bereits im aktuellen Koalitionsvertrag für 
die 19. Wahlperiode beschlossen die Part-
ner die Erarbeitung eines gemeinsamen 
Musterpolizeigesetzes zur Verhinderung 
von „Zonen unterschiedlicher Sicherheit in 
Deutschland.“

Die IMK richete den Auftrag zur Erar-
beitung eines Musterpolizeigesetzes unter 
Beteiligung des Bundesinnenministeri-
ums an den Arbeitskreis Innere Sicherheit 
(AK II), der einen präzisierten Auftrag, 
u. a. zur Beteiligung weiterer fachspezi-
fischer Gremien, an den Unterausschuss
Recht und Verwaltung weiterreichte mit
dem Zusatz, die AG Kripo und den UA
FEK zu beteiligen. Hierzu richtete der Un-
terausschuss mehrere Unterarbeitsgrup-
pen zur Erörterung der unterschiedlichen
Aspekte ein. Mit der Initiative sollten
„hohe gemeinsame gesetzliche Standards
und eine effektive Erhöhung der öffentli-
chen Sicherheit“ erreicht werden.

Über die Roadmap zur Einführung des 
Musterpolizeigesetzentwurfs ist nur we-
nig bekannt geworden. In einer Presse-
mitteilung der Pressestelle des Landes 
Sachsen hieß es lediglich dürr: „Bei der 
geplanten Harmonisierung der Landespo-
lizeigesetze einigten sich die Minister und 
Senatoren auf einen Musterentwurf für 
ein einheitliches Polizeigesetz.“ Verant-
wortlich wird eine durch den Arbeitskreis 
II der Innenministerkonferenz eingerich-
tete länderoffene Arbeitsgruppe (AG-
MPG) unter Beteiligung des Bundes sein, 
die sich zwischenzeitlich konstituierte. Sie 
soll die anstehenden Probleme priorisie-
ren und paketweise abarbeiten. Federfüh-
rend sind die jeweils zuständigen Referat-
sleiter in den Ländern; inwieweit diese auf 
weiteren Sachverstand aus Wissenschaft 
und Praxis zurückgreifen oder zivilgesell-
schaftliche Gruppierungen beteiligen, 
bleibt abzuwarten. Allerdings lässt sich 
bereits jetzt absehen, dass die Novellie-
rungen des BKA-Gesetzes nicht ohne Ein-
fluss auf die Meinungsbildung sein wer-
den. Es ist davon auszugehen, dass die 
Arbeitsgruppen überdies die vorliegenden 
und zu erwartenden Novellierungen der 
Länderpolizeigesetzes auswerten wer-
den, um gegebenenfalls Musterformu-

lierungen zu generieren oder bestimmte 
Aspekte für die eigene Fortschreibung zu 
nutzen. Die wissenschaftliche Begleitung 
erfolgt durch die Deutsche Hochschule 
der Polizei, die hierzu eine Geschäftsstelle 
eingerichtet hat.

Weniger Beachtung fand ein anderer 
Beschluss ebenfalls aus der 206. Sitzung 
, wonach die IMK zustimmend zur Kennt-
nis nahm, dass der AK IV fachlich und 
rechtlich prüft, ob bei besonderen Ge-
fährdungslagen weitere Verbesserungen 
der Zusammenarbeit der Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der Län-
der angezeigt sind. Die IMK begrüßte, 
dass der AK IV eine Arbeitsgruppe ein-
richtet, die die bestehenden gesetzlichen 
Befugnisse von Bund und Ländern analy-
siert und Anpassungs- und Regelungsbe-
darf beschreibt. Außerdem nahm sie zur 
Kenntnis, dass der AK IV unter Beteiligung 
des AK II eine Arbeitsgruppe eingerichtet 
hat, die den notwendigen Informations-
fluss zwischen den Sicherheitsbehörden 
unter dem Aspekt des informationellen 
Trennungsprinzips und etwaigen Hand-
lungsbedarf prüfen soll.

Blick zurück ohne Zorn – die 
Vorgeschichte

Bei der nunmehr entfachten sicherheits-
politischen Diskussion unter Beteiligung 
des Bundesinnenministers verwundert, 
dass die quälenden Prozeduren bei ähn-
lichen Versuchen der Vergangenheit wohl 
in Vergessenheit geraten sind. Bereits das 
Programm für die innere Sicherheit in der 
Bundesrepublik Deutschland in der Fas-
sung vom Juni 1972 enthielt unter Ab-
schnitt X Nr. 2 eine Aufforderung zur Ver-
einheitlichung der Polizeigesetze. Diese 
enthielt folgende Fassung: „Im Hinblick 
auf die zunehmende Zusammenarbeit der 
Polizeien des Bundes und der Länder ist 
anzustreben, den schon jetzt inhaltlich 
nahezu übereinstimmenden Polizeigeset-
zen der Länder, einschließlich des Rechts 
der Zwangsmittel und der Anwendung 
des unmittelbaren Zwanges, eine einheit-
liche Fassung zu geben. Dazu wird ein das 
materielle Polizeirecht umfassende Mus-
terentwurf erstellt, der von allen Ländern 
übernommen werden sollte.“ Auslösen-
der Problemlösungsfaktor war die Hilflo-
sigkeit der Sicherheitsorgane gegenüber 
dem Treiben der Bader-Meinhof-Bande, 
die ihre Blutspur durch die Republik zog.

Der Arbeitskreis II „Öffentliche Sicher-
heit und Ordnung“ der IMK fasste in der 
Sitzung vom 20. Juni 1972 den Beschluss 
zur Einsetzung eines ad hoc-Ausschusses 

unter Leitung des Innenministeriums von 
Nordrhein-Westfalen, dem 5 Bundeslän-
der und der Bund angehörten und zu dem 
die Länder ohne ständige Mitglieder von 
Fall zu Fall Vertreter entsenden konnten. 
Der durch den Unterausschuss erarbeitete 
Kommissionentwurf durchlief noch ein 
Anhörungsverfahren durch eine Staats-
sekretärskommission und wurde von der 
IMK in ihrer Sitzung vom 20.6.1975 „als 
geeignete Grundlage für ein einheitliches 
Polizeigesetz des Bundes und der Länder“ 
bewertet und nach Auswertung weite-
rer Stellungnahmen in der Sitzung vom 
10.11.6.1976 verabschiedet. Mit einem 
weiteren Beschluss in der gleichen Sitzung 
wurden die Bundesminister des Innern 
und der Justiz gebeten, baldmöglichst die 
Harmonisierung der Bestimmungen des 
Musterentwurfes mit der Strafprozess-
ordnung herbeizuführen. Hierzu wurde 
eine „Arbeitsgruppe Harmonisierung“ ge-
bildet, die nach mehreren Beratungen in 
den Jahren 1976 und 1977 im Oktober 
1977 ihren Bericht an die IMK abgab, der 
schließlich zum Gesetz zur Änderung der 
StPO vom 14.4.1978 führte.

Ein vom Arbeitskreis Polizeirecht ver-
fasster Alternativentwurf einheitlicher Po-
lizeigesetze des Bundes und der Länder 
aus dem Jahre 1979 blieb hingegen von 
wenigen Ausnahmen abgesehen für die 
Umsetzung des ursprünglichen Muster-
entwurfes folgenlos. Tiefgreifende Aus-
wirkungen hatte jedoch das Volkszäh-
lungsurteil des BVerfG vom 15.12.1983, 
das zum am 12.3.1986 vorgelegten Vor-
entwurf zur Änderung des Musterentwur-
fes eines Polizeigesetzes führte, mit dem 
die polizeiliche Datenerhebung und -ver-
arbeitung auf klare gesetzliche und mög-
lichst ländereinheitliche Rechtsgrundlagen 
gestellt werden sollte.

Auch wenn der Musterentwurf die Kon-
figuration der Polizeigesetze von Bund 
und Ländern wesentlich beeinflusst hat, 
welkten die Blütenträume schnell. Da auf-
grund der Verfassungslage weder Bund 
noch Länder zur Übernahme verpflich-
tet werden konnten, entwickelte sich in 
den Folgejahren vielmehr legislatorisches 
Patchwork, das bei jedem grundlegenden 
Regierungswechsel einer erneuten Schön-
heitsoperation unterzogen wurde. Mal 
wurde geliftet, mal Organe entnommen 
oder durch andere ersetzt. Ziel war es in 
den seltensten Fällen, den Polizeibeamten 
durch klare und übersichtliche Regelun-
gen die Rechtsanwendung zu erleichtern. 
Das Gegenteil trat ein. Die Polizeigesetze 
wurden immer komplizierter. Dieser Pro-
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zess sollte sich zum Nachteil der Polizei-
beamten in den nächsten Jahren noch 
potenzieren.

Vom Entwurf eines Musterpolizeigeset-
zes aus den siebziger Jahren des vorigen 
Millenniums ist letztlich nur eine Hülle 
übriggeblieben, da föderale Vorbehalte, 
innenpolitische Profilierung und parteitak-
tische Profitmaximierung eine üble Mitgift 
bei der Umsetzung der ursprünglichen 
Idee waren.

Die Schere klafft immer weiter 
auseinander

Bereits in der Vergangenheit war die Po-
lizeigesetzgebung der Länder von diver-
gierenden Entwicklungslinien bestimmt, 
zumal sie alle auf ein Oktroi der unter-
schiedlichen Besatzungsmächte nach dem 
Zweiten Weltkrieg zurückzuführen sind. 
Selbst bei der Wiedervereinigung wurde 
zumindest für die neuen Bundesländer die 
Möglichkeit einer Vereinheitlichung nicht 
am Schopf gepackt. Stattdessen imitier-
ten die Beitrittsländer die Vorbilder ihrer 
Partnerländer. Protypisch für mangelnde 
Einheitlichkeit in der Vergangenheit 
war das Gezerre um die Einführung der 
Schleierfahndung, die eigentlich als Aus-
gleichsmaßnahme für die weggefallenen 
Binnengrenzkontrollen im Schengenraum 
gedacht war. Nordrhein-Westfalen will sie 
erst jetzt bei der anstehenden Novellie-
rung des Polizeigesetzes als „Strategische 
Fahndung“ einführen, der rot-rote Senat 
der Bundeshauptstadt sperrt sich unver-
ändert aus ideologischen Gründen gegen 
eine Einführung, obwohl Berlin Brenn-
punkt der grenzüberschreitenden Krimi-
nalität ist und nur rund 60 km von der 
polnischen Grenze entfernt liegt. In an-
deren Befugnisbereichen ist die Situation 
ähnlich. Die Telekommunikationsüberwa-
chung gibt es beim BKA und in 12 Bun-
desländern, die Online-Durchsuchung 
beim BKA und in drei Bundesländern, die 
Auskunft über Nutzerdaten gem. § 15 
Abs. 1 Telemediengesetz beim BKA und in 
acht Bundesländern , die automatisierte 
Kfz-Kennzeichnungserfassung bei der 
Bundespolizei und in 13 Ländern.

Auch durch den Musterentwurf eines 
Versammlungsgesetzes ist keineswegs eine 
Vereinheitlichung der Rechtslage eingetre-
ten. Vielmehr zeichnet sich eine Vielfalt un-
terschiedlicher Länderregelungen ab, die 
die Einsatzkräfte insbesondere bei länderü-
bergreifenden Unterstützungseinsätze vor 
Rechtsanwendungsprobleme stellen.

Angesichts der derzeitigen Rechtslage 
erhebt sich die Frage nach den Chancen 

eines Musterpolizeigesetzes, denn ausge-
rechnet in der derzeitigen Phase schicken 
sich nahezu alle Bundesländer an, ihre Po-
lizeigesetze zu novellieren. Wie so häufig 
im Bereich sicherheitspolitische Planun-
gen sind Zweifel angezeigt, ob der rich-
tige Zeitpunkt gewählt wurde, denn die 
Entscheidung des BVerfG vom 20. April 
2016 zum BKA-Gesetz von 2009 und die 
ab 25. Mai 2018 gültige Fassung des no-
vellierten BKA-Gesetzes wirken auch in die 
Polizeirechtsgebung der Länder hinein. 
Sie dürften die Suche nach einem Muster-
polizeigesetz in gewisser Weise konterka-
rieren, zumal durch die neue Entwicklung 
viele Elemente, die zunächst strafverfol-
genden Charakter hatten, in das Polizei-
recht übergeführt werden. Beispielcharak-
ter entfaltet auch das BKA-Gesetz, da es 
zur Zeit das umfassendste und aktuellste 
Ensemble an polizeirechtlichen Befugnisse 
umfasst und die Ergebnisse der bisherigen 
relevanten Rechtsprechung zusammenge-
führt hat. Sechs Bundesländer haben ihre 
Polizeigesetze bereits novelliert, andere 
kündigten Novellierungen an oder stellten 
Eckdaten vor.

Besondere Gefahr droht von der pro-
gressiven Novellierung des bayerischen 
Polizeirechts, das den unbestimmten 
Rechtsbegriff der „drohenden Gefahr“ 
nicht nur in die Gesetzgebung, sondern 
auch in eine lebhafte und kontroverse 
Wissenschaftsdiskussion eingeführt hat. 
Neben zahlreichen Versschärfungen ist 
auffällig, dass viele legislatorische Neu-
schöpfungen die Polizeitechnik und po-
lizeiliche Einsatzmittel betreffen. Hierzu 
gehören u. A. die elektronische Aufent-
haltsüberwachung, der Einsatz von Bo-
dycams, die Ausweitung der der Video-
überwachung, der Einsatz von Gesichts-
erkennungstechnologie , die molekularge-
netische Untersuchungen zur Feststellung 
eines DNA-Identifizierungsmusters, die 
stationäre Einrichtungen von automati-
sierten Kennzeichenerfassungssystemen , 
das Abhören verschlüsselter Kommunika-
tionsdaten, der Einsatz von Drohnen, der 
Einsatz von Distanzelektroimpulsgeräten 
und die Verwendung von Explosivmitteln.

Erste Verlautbarungen aus dem politi-
schen Raum, dass bereits 2019 erste Er-
gebnisse zu erwarten seien, dürften eher 
Wunschdenken oder taktisches Kalkül 
sein. Aus einer Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Anfrage des FDP-Abgeord-
neten Konstantin Kuhle (BT-Drucksache 
19/4075, S. 19) geht hervor , dass die 
Bundesregierung in Hinblick auf die Kom-
plexität der Materie und der Vielzahl der 

an Fragestellungen und beteiligten Gre-
mien damit rechnet, dass mit einer Ein-
bringung der Ergebnisse in die IMK nicht 
vor dem Jahre 2020 zu rechnen ist. Im 
Übrigen sind bereits mehrere Verfahren 
vor den Landesverfassungsgerichten und 
dem Bundesverfassungsgericht anhängig, 
die sich voraussichtlich über Jahre hin-
ziehen werden und deren Judikate den 
weiteren zeitlichen Ablauf sowie die in-
haltliche Ausgestaltung des Vorhabens 
wesentlich beeinflussen dürften.

Die Haltung der Bundes-
regierung – Konjunktur des 
Ungefähren

Auch wenn Bundesinnenminister Horst 
Seehofer mehrfach betonte, dass das 
Vorhaben für ihn „hohe Priorität“ habe, 
ändert dies nichts an der Tatsache, dass 
der Bund für das Polizeirecht der Län-
der gar nicht zuständig ist und der Bund 
bei der jeweiligen Novellierung des Bun-
despolizeigesetzes jeweils zum Jagen 
getragen werden musste. Besondere 
Initiativen des Bundes zur Notwendig-
keit effektiver Eingriffsbefugnisse unter 
Berücksichtigung des technischen Fort-
schritts sind trotz vollmundiger Ankün-
digung nicht bekanntgeworden. Von ei-
ner Teilzuständigkeit kann er sich trotz 
des Verweises auf die Zuständigkeit der 
Länder nicht freizeichnen, denn immer-
hin fällt das Bundespolizeigesetz als 
Regelungsmaterie für über 40 000 Bun-
despolizisten in seine Zuständigkeit und 
hat zahlreiche Baustellen. In Vergessen-
heit ist auch geraten, dass der Bund bis 
heute noch nicht einmal in der Lage war, 
sein Zwangsanwendungsrecht, das aus 
den sechziger Jahre des vorigen Mill-
enniums stammt, dem Musterentwurf 
aus dem Jahre 1976 anzupassen. Die 
Zwangsanwendungsbestimmungen sind 
hoffnungslos veraltet und in vielen Teil-
bereichen von der Rechtsentwicklung 
überholt. All dies hinderte die Bundes-
regierung nicht, eine Kleine Anfrage der 
FDP-Fraktion ohne schmückende Bei-
worte zu erklären, dass eine Beteiligung 
des Deutschen Bundestages bzw. des In-
nenausschusses am Musterpolizeigesetz 
nicht vorgesehen ist (BT-Drucksachge 
19/6074, S. 3). Demgegenüber betonte 
der Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesinnenminister, Günter Krings,in 
einem Interview, dass der Föderalismus 
kein Vorteil für Verbrecher sein darf. 
Terroristen und Kriminelle dürften nicht 
von unterschiedlichen Zuständigkeiten in 
Deutschland profitieren. Vielmehr müsse 
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sich die Sicherheitsarchitektur an den ak-
tuellen Bedrohungen orientieren.

Die Diskrepanz zwischen 
Ankündigung und Umsetzungs-
wahrscheinlichkeit

Die Zweifel am Gelingen des Projektes 
wachsen. Der Bund ist trotz der Ankün-
digungen des Bundesinnenministers gar 
nicht zuständig, da die Gefahrenabwehr 
zuvörderst Angelegenheit der Länder ist. 
Ob jedoch dort ein entsprechender poli-
tischer Wille vorhanden ist, muss ange-
sichts der heftigen Widerstände in Zwei-
fel gezogen werden, die bereits bei den 
ersten zaghaften Versuchen des vorma-
ligen Präsidenten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, Hans-Georg Maaßen, 
aufbrandeten, als dieser die Zentralstel-
lenfunktion seines Amtes stärken und 
ein länderübergreifendes Direktionsrecht 
etablieren wollten. Vestigia terrent – die 
Spuren schrecken.

Erste Stimmen aus dem Bereich der po-
lizeilichen Berufsvertretungen klingen eher 
negativ-resignierend. Die Gewerkschaft 
der Polizei sieht nach Inkraftreten der pro-
gressiven bayerischen Fassung des Polizei-
aufgabengesetzes nur geringe Chancen 
auf eine durchgreifende Vereinheitlichung 
und sieht eine zügige Umsetzung gefähr-
det. Ausnahmsweise teilt die Deutsche 
Polizeigewerkschaft diese Auffassung, da 
sie bei den Bundesländern, die sich noch 
nicht einmal auf eine einheitliche Polizei-
unform verständigen konnte, nur geringe 
Umsetzungschancen vermutet. Gleich-
wohl wird bedauert, dass die IMK in ihrer 
Sitzung am 8. Juni 2018 das Vorhaben 
auf die lange Bank geschoben hat. Nur 
der Bund deutscher Kriminalbeamter, des-
sen Klientel sich ohnehin qua professione 
an den bundeseinheitlichen Regelungen 
der StPO orientiert, streitet, wie in der 
Vergangenheit auch, mit guten Gründen 
für eine Vereinheitlichung des Instrumen-
tenkasten der Polizei und befürchtet, dass 
eine Jahrhundertchance vergeben wird. 
In ihrem Innovationsbestrebungen sind 
die Kriminalisten ohnehin weiter. Jenseits 
aller nationalen Eifersüchteleien werden 
bereits eine Europäische Strafprozessord-
nung und ein Europäisches Strafrecht für 
schwerwiegende Delikte sowie für Strafta-
ten zum Nachteil der Europäischen Union 
gefordert.

Festlegungen sicherheitspolitischer Schlüs-
selpersonen zum Thema sind dagegen 
eher selten. Der niedersächsische Innen-
minister, Boris Pistorius, erwartet eher 
Rahmenabsprachen bzw. eine Aufstellung 

vergleichbarer Regelungen, die gleichsam 
als Korsett dienen könnten. Nun muss 
dieses Verfahren gegenüber den aktuellen 
subtilen juristischen und auf Absicherung 
bedachten Endlosformulierungen nicht 
unbedingt das schlechtere Stilmittel sein, 
hat doch ein Korsett immerhin stützende 
Funktion.

Soweit Stimmen politischer Parteien 
vorliegen, war deren Tendenz je in Abhän-
gigkeit von ihrer Grundpositionierung in 
Sicherheitsfragen zu erwarten. Die Abge-
ordneten der Fraktion DIE LINKE lancier-
ten einen Entschließungsantrag an den 
Deutschen Bundestag unter dem Rubrum 
„Freiheitsreche bewahren-kein Musterpo-
lizeigesetz nach bayerischem Vorbild“ (BT-
Drucksache 19/4831). Sie vertrat dabei 
die Auffassung, dass der Bundesinnenmi-
nister „das restriktive bayerische Polizei-
aufgabengesetz zum Vorbild für ein noch 
zu schaffendes Muster-Polizeigesetz erko-
ren hat.“ Verfassungsrechtliche Rahmen-
bedingungen wie der Umstand, dass es 
sich bei der Angelegenheit um eine reine 
Ländersache handelt und der Bund in 
der IMK nur Gaststatus hat, wurden von 
den Antragstellern großzügig ignoriert. 
Der innenpolitische Sprecher der CDU, 
Armin Schuster, und die innenpolitische 
Sprecherin von Bündnis 90/Die Grünen , 
Irene Mihalic, begrüßen zwar grundsätz-
lich die Absichten eine Vereinheitlichung, 
allerdings erkennt letztere bereits jetzt 
die Gefahr eines Auseinanderdriftens der 
Ländergesetze und mahnt im Übrigen an, 
dass ein Musterpolizeigesetz missbrauchs-
fest sein muss.

Die ersten zaghaften Reaktionen in den 
Medien sind eher von Skepsis bestimmt. 
Weniger in Hinblick auf den zu erwar-
tenden Zeitkorridor, sondern eher durch 
Befürchtungen über mögliche Verschär-
fungen des polizeilichen Eingriffsinstru-
mentariums.

Abschließende Bewertung: 
Ein Vorhaben zwischen  
„Muster ohne Wert“ und 
„Jahrhundertchance“

In Hinblick auf frühere von der IMK ini-
tiierte Verfahren und ihre Kommunikati-
onspraxis im Allgemeinen kann bei der Er-
arbeitung des Musterentwurfes nicht mit 
einem transparenten Verfahren unter Par-
lamentsbegleitung und Beteiligung einer 
breiten Öffentlichkeit gerechnet werden. 
Dies war zum Beispiel bei der Erarbeitung 
des aktuellen Sicherheitsweißbuches der 
Bundesregierung der Fall, das zahlreiche 
Workshops unter Einschluss der Öffent-

lichkeit und Beteiligung zahlreicher Inter-
essengruppen durchlief. Allerdings recht-
fertigte das Ergebnis nicht den Aufwand 
der Erarbeitung.

Je klandestiner ein Verfahren ist, desto 
blühender schießen jedoch die Vermutun-
gen ins Kraut. So hält sich nachhaltig das 
Gerücht, dass sowohl das aktuelle BKA-
Gesetz als auch das novellierte bayerische 
Polizeiaufgabengesetz als Planpause die-
nen sollen. Zumindest das Bundesinnen-
ministerium hat bereits dementiert. Wenn 
überhaupt, werden eher die Judikaten zu 
den bereits anhängigen (und zu erwar-
tenden) Prozessen vor den Landesverfas-
sungsgerichten und dem Bundesverfas-
sungsgericht die künftigen Leitlinien und 
Begrenzungspflöcke bestimmen.

Sollte es tatsächlich zu einem Ergebnis 
kommen, kann gleichwohl eine durch-
greifende Vereinheitlichung nicht erwartet 
werden, denn bereits die jetzt vorliegen-
den und geplanten Novellierungen zeugen 
von der Eigenwilligkeit und dem Behar-
rungsvermögen der Länder, wenn es um 
die Gestaltung ihres „Hausguts“ geht. Aus 
den jüngsten Verlautbarungen führender 
Vertreter in der IMK wird allenfalls deut-
lich, dass man sich zwar einerseits eine Ori-
entierungshilfe wünscht, von der man sich 
Sogwirkung verspricht, andererseits aber 
über die weiteren Modalitäten noch nicht 
im Klaren ist. So war das Vorhaben bei 
der Herbsttagung 2018 der IMK auch kein 
Thema; allenfalls werden erste Tendenzen 
auf der Frühjahrstagung 2019 erwartet.

Für die Polizeipraxis steht allerdings 
die Frage in den Vordergrund, wie das 
in der Vergangenheit festgestellte Ausein-
anderdriften der einzelnen Ländergesetze 
künftig verhindert werden soll bzw. wie 
Bund und Länder auf einheitliche Stan-
dards eingeschworen werden können, 
denn vertragliche Regelungen, z. B. durch 
Staatsverträge oder ähnliche bindende 
Mechanismen, dürften kaum zu erwarten 
sein. Man erinnert sich, dass der konkrete 
Mehrwert, den man sich vom Musterent-
wurf eines Versammlungsgesetzes ver-
sprochen hat, auch nicht eingetreten ist. 
Auch ist bis jetzt an keiner Stelle definiert, 
was den Landesgesetzgeber bei Wechsel 
der politischen Führung hindern sollte, 
von einer etwaigen vormaligen Zustim-
mung zum Musterentwurf abzuweichen, 
um seine eigenen Vorstellungen von Poli-
zeiarbeit durchzusetzen.

Allerdings ist bereits heute abzusehen, 
dass die vom Rechtsanwender auf der Ar-
beitsebene erwünschte Folge mit Sicher-
heit nicht eintreten wird: die Vereinfa-
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chung und Präzisierung der Eingriffsnor-
men, die einst im klassischen deutschen 
Polizeirecht selbst für andere Länder stil-
bildend waren. Einige Rechtsnormen in 
den aktuellen Polizeigesetzen des Bundes 
und der Länder füllen bereits Seiten und 
sind mit ihrer hypertrophischen Detaillie-
rung und Verweisungen für den Durch-
schnittsbeamten trotz Hochschulausbil-
dung nicht mehr beherrschbar. Sie sind 
weder nachvollziehbar noch vermitteln sie 
Handlungssicherheit. Selbst eher kritische 
Juristen bewerten bereits heute einige Re-
gelungen in den Polizeigesetzen als nicht 
mehr handbar. Der in das Polizeigesetz 
von Nordrhein-Westfalen neu eingefügte 
§ 20 c zur Datenerhebung durch die Über-
wachung der laufenden Telekommuni-
kation enthält z. B. 12 Absätze mit einer
Fülle detaillierter und redundanter Durch-
führungsbestimmungen und vermittelt

damit bereits einen schwachen Eindruck 
davon, was der polizeilichen Rechtsan-
wender bei einer Verfestigung derartiger 
Prozeduren vom Entwurf eines Musterpo-
lizeigesetzes zu erwarten hat.

Viel wäre schon gewonnen, wenn die 
in den verschiedenen Gesetzen enthalte-
nen Neuschöpfungen wenigstens nach 
Inhalt und Wortlaut übereinstimmen 
würden. Schuld an dieser Entwicklung 
hat auch das BVerfG. So fordert es z. B. 
im Urteil zum BKA-Gesetz, dass die Be-
stimmungen Regelungen zur Gewährleis-
tung von Transparenz, Rechtsschutz und 
aufsichtlicher Kontrolle enthalten müs-
sen, wofür Vorgaben zu turnusmäßigen 
Pflichtkontrollen, für eine umfassende 
Protokollierungspflicht und Berichtspflich-
ten gegenüber Parlament und Öffentlich-
keit erforderlich sind. Immerhin stellten 
zwei Richter in abweichenden Voten eine 

problematische Verfestigung verfassungs-
rechtlicher Anforderungen fest. Statt der 
im Urteil vorgesehenen Detailregelungen 
sei nach ihrer Auffassung die Vorgabe le-
diglich eines Sicherheitsniveau durch den 
Gesetzgebe ausreichend.

Offensichtlich gibt sich die Bundes-
regierung mit einem überschaubaren 
Mehrwert bei einem tatsächlichen Zu-
standekommen zufrieden. Dieser besteht 
angeblich in der positiven Signalwirkung, 
die den Landesgesetzgeber zu einer Ver-
einheitlichung des Polizeirechts bewegen 
könnte, in einer Vereinheitlichung von 
Begriffen und Definitionen und in seiner 
Wirkung als „Baukasten“ für künftige po-
lizeirechtliche Gesetzgebungsvorhaben 
(BT-Drucksache 19/6074 S. 5). Insoweit 
könnten die Folgemaßnahmen zum Mus-
terentwurf von 1975 zumindest als ab-
schreckendes Beispiel dienen.

RECHT AKTUELL

Keine Zueignungsabsicht bei Wegnahme eines Handys zwecks Löschung 
von Bildaufnahmen
1. Zum Zeitpunkt der Wegnahme
einer fremden beweglichen Sache
muss es dem Täter darauf ankom-
men, unter Ausschluss des bisheri-
gen Gewahrsamsinhabers oder des
Eigentümers, sich oder einer drit-
ten Person die Substanz der Sache
oder ihren Sachwert einzuverleiben
(Zueignungsabsicht).
2. An der Zueignungsabsicht fehlt
es, wenn der Täter ein Handy nur
wegnimmt, um dort gespeicherte
Bilder zu löschen, ohne es über die
für die Löschung benötigte Zeit hi-
naus behalten zu wollen.

Anmerkung

I. Zum Sachverhalt

Die Angeklagten (A und B) bestiegen eine 
S-Bahn. Kurz danach kam Frau O in das 
Abteil und setzte sich lautstark telefonie-
rend in die Nähe des A. A forderte sie 
auf, mit dem lauten Telefonieren aufzu-
hören. Es entfachte sich daraufhin eine 
verbale Auseinandersetzung mit gegen-
seitigen Beleidigungen. Als sich A und B 
zum Ausstiegsbereich begaben, um die 
S-Bahn zu verlassen, kam es erneut zu 
einem Wortgefecht, bei dem O den A 
anspuckte und darüber hinaus mit ihrem 
Handy Bildaufnahmen von A und B fer-
tigte. A war sodann entschlossen, das 

Handy der O an sich zu nehmen, um die 
Aufnahmen zu löschen. Zu diesem Zweck 
trat er in die Richtung der O, um ihr das 
Handy aus der Hand zu treten. Er verfehlte 
dabei die Hand der O und traf ihr Gesicht. 
B zog im unmittelbaren Anschluss eine mit 
Bleikugeln munitionierte CO2-Pistole und 
gab zwei Schüsse auf O ab. O wurde von 
diesen am Nasenflügel und Unterarm ge-
troffen. Sie hielt jedoch weiterhin ihr Handy 
in der Hand, was A dazu veranlasste, ihr 
mehrfach mit Faustschlägen auf den Ober-
körper und ins Gesicht zu schlagen. A ge-
lang es dadurch, das Handy der O in seinen 
Gewahrsam zu bringen. O erlitt infolge der 
Schläge ein Schädel-Hirn-Trauma ersten 
Grades und einen Bluterguss in der Augen-
höhle. Mit dem Handy der O verließen A 
und B die S-Bahn, löschten sodann die von 
ihnen gemachten Aufnahmen und legten 
es unter einen Baum.

II. Zur Rechtslage

Das LG wertete die Vorgehensweise der 
Angeklagten u. a. als schweren Raub. Die 
hiergegen gerichtete Revision des A hatte 
Erfolg.

Der BGH weist darauf hin, dass die (für 
den Grundtatbestand des Raubes gem. 
§ 249 Abs. 1 StGB erforderliche) Zueig-
nungsabsicht gegeben sei, wenn der Tä-
ter im Moment der Wegnahme die für
ihn fremde Sache unter Ausschluss des Ei-

gentümers oder bisherigen Gewahrsams-
inhabers gegenständlich oder wirtschaft-
lich für sich oder einen Dritten erlangen 
wolle und sie der Substanz oder dem 
Sachwert nach seinem eigenen Vermögen 
oder dem Vermögen eines Dritten zufüh-
ren wolle. Diese Voraussetzung sei ins-
besondere nicht gegeben, wenn es dem 
Täter bei der Wegnahme nur darum gehe, 
die Sache zu zerstören, zu vernichten, 
preiszugeben, beiseite zu schaffen oder 
zu beschädigen. In Fällen, wie dem vor-
liegenden, bei denen der Täter das Handy 
lediglich wegnehme, um dort gespei-
cherte Bilder zu löschen verhalte es sich 
entsprechend. Bei solchen Konstellationen 
sei eine Zueignungsabsicht nur dann ge-
geben, wenn der Täter das Handy über 
den für den Löschvorgang erforderlichen 
Zeitraum hinaus – und sei es auch nur 
vorübergehend – behalten wolle. Letz-
teres lasse sich den Feststellungen nicht 
entnehmen und verstehe sich auch nicht 
von selbst. Der Anlass für die Wegnahme 
des Handys und die unmittelbar danach 
erfolgte Besitzaufgabe am Handy sprä-
chen dagegen, dass A das Handy über 
den Löschvorgang hinaus habe behalten 
wollen. Die Verurteilung wegen schweren 
Raubes hatte somit keinen Bestand.
BGH, Beschl. v. 11.12.2018
5 StR 577/18

bb
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Altersbestimmung von 
Fingerspuren
Fiktion oder Realität?

Von Aline Girod-Frais

Forensik

„Wann wurde diese Fingerspur gelegt? Ist sie frisch?“ Diese 
Fragen werden am Tatort, während der Ermittlungen und 
auch im Gerichtsaal immer wieder gestellt. Anhand einer 
internationalen Fallstudie wurde festgestellt, dass Fingerspu-
renexpertinnen und -experten zum Teil ziemlich genaue Ant-
worten geben, wenn sie zum Alter einer Fingerspur befragt 
werden. Sind aber solche Aussagen zulässig? Kann das Alter 
einer Fingerspur wirklich bestimmt werden? Das Ziel dieses 
Beitrags ist es, eine Antwort auf diese letzte Frage anhand 
einer praxisorientierten Diskussion von aktuellen Forschungs-
ergebnissen zu geben. Dafür wird einführend die Proble-
matik der Zeitdimension in der forensischen Wissenschaft 
angesprochen. Weiter werden Fälle geschildert, in denen das 
Alter der am Tatort gefundenen Fingerspuren eine wichtige 
Rolle gespielt hat. Anschließend werden die wichtigsten 
internationalen Forschungsergebnisse über die Altersbestim-
mung von Fingerspuren vorgestellt, wobei ein besonderer 
Fokus auf Studien liegt, die die Alterung von spezifischen 
intrinsischen physischen Eigenschaften und chemischen 
Komponenten im Laufe der Zeit mittels optischer bzw. ana-
lytischer Methoden untersuchen. Gegen Ende des Beitrages 
wird schließlich diskutiert, inwieweit diese Forschungsergeb-
nisse in der Praxis eingesetzt werden können, und ein Aus-
blick in die Zukunft der Altersbestimmung von Fingerspuren 
gegeben.

1. Einführung: Zeit und Alters-
bestimmung in der Forensik

Die Zeit ist und bleibt ein aporetischer 
Begriff für die Wissenschaften, die versu-
chen, sie seit Jahrhunderten zu beschrei-
ben (z. B. die Physik oder die Philosophie), 
denn sie ist von Natur aus ungreifbar, ir-
reversibel und relativ (Lloyd 1972; Mar-
got 2000; Lausberg 2005; Müller 2007; 
Callender 2010). Diese undefinierbare 

Zeit ermöglicht es aber, verschiedene 
Konzepte auszudrücken, u. a. die Dauer, 
die Folge und die Simultaneität (Margot 
2000), die ständig in unserem täglichen 
Leben interagieren. Daher spielt die Zeit 
eigentlich eine wichtige Rolle in der En-
twicklung und Anwendung jeder Wissen-
schaft, auch wenn sie nicht den Haupt-
forschungsgegenstand bildet, so wie z. B. 
in der Linguistik (Wann ist diese Sprache 
ausgestorben?), in der Chemie (Wie lang 
braucht Wasser um zu verdampfen?) oder 
im Recht (Wie alt war das Opfer zum Tat-
zeitpunkt?). Folglich ist die Zeit auch ein 
fester Bestandteil der forensischen Wis-
senschaft, die wie folgt definiert wird:

„Die forensische Wissenschaft, auch 
Forensik genannt, setzt wissenschaftliche 
Methoden und Techniken ein, um Spuren 
zu studieren, die aus einer kriminellen 
oder strittigen Aktivität im Bereich des 
Zivil-, Aufsichts- oder Verwaltungsrechts 
entstehen. Die Forensik hilft der Justiz 
bezüglich der Ursachen und Umstände 
dieser Aktivität Stellung zu nehmen“ (Üb-
ersetzung von Ribaux/Margot o. D.).

Die forensische Wissenschaft verfolgt 
also das Ziel, eine Situation (die kriminelle 
oder strittige Aktivität) a posteriori zu 
rekonstruieren. Diese Situation weist fol-
gende zeitliche Eigenschaften auf (adap-
tiert von Kind 1987):

●● Sie hat für eine gewisse Dauer zu einem
gewissen Zeitpunkt existiert (Dauer),

●● sie ist die Folge einer Serie von vergan-
genen Ereignissen (Folge),

●● sie wird eine Serie von zukünftigen Er-
eignissen beeinflussen (Folge),

●● sie verändert sich gemäß simultanen Er-
eignissen (Simultaneität).

Die Problematik der Zeit im Rahmen der 
forensischen Wissenschaft spielt unter 
anderem konkret eine Rolle, wenn der 
Zeitpunkt eines Verbrechens aufgeklärt 
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werden soll (z. B. bei einem Einbruchs-
diebstahl in Abwesenheit der Bewohner), 
das Alter einer Person bestimmt werden 
muss (z. B. wenn das Alter eines Täters 
unbekannt ist und sich die Frage stellt, ob 
die reduzierten Strafrahmen für Jugend-
liche anzuwenden sind), oder wenn das 
Alter eines Objekts oder einer Spur für die 
Ermittlungen relevant ist.

Zwei Autoren haben versucht, die für 
die forensische Wissenschaft relevanten 
Zeitfragen zu formalisieren, um For-
schungsstrategien für die Datierung von 
Ereignissen und Spuren anbieten zu kön-
nen (Weyermann/Ribaux 2012). Nach 
dieser Studie gibt es drei verschiedene, 
einander ergänzende Ansätze, auf die sich 
Untersuchungen der zeitlichen Dimension 
in der Forensik konzentrieren sollten:
● Numerische oder kontextuelle Zeitmar-

ker: erstere umfassen z. B. das Datum
und die Uhrzeit eines Ereignisses auf
dem Video einer Überwachungska-
mera, zweitere inkludieren das Datum
des In-Verkehr-bringens eines Objekts
bzw. das Geburtsdatum einer Person;
wenn diese Informationen vorhanden
sind und deren Echtheit geprüft wer-
den kann, kann eine absolute indirekte
Datierung stattfinden.

● Chronologie: umfasst die Feststellung
der Reihenfolge der relevanten krimi-
nellen Ereignisse sowie der am Tatort
abgesetzten Spuren, insbesondere mit-
tels zerstörungsfreier optischer oder
analytischer Methoden; dies wird auch
relative Datierung genannt, weil Ereig-
nisse/Spuren in Bezug zueinander ge-
setzt und datiert werden, ohne dass ein
absolutes Alter festgestellt wird.

● Kinetik: umfasst die Feststellung der
Geschwindigkeit chemischer oder phy-
sischer Prozesse und betrifft ganz be-
sonders die biologischen Spuren, deren
chemische oder physische Eigenschaf-
ten sich im Zeitverlauf verändern (z. B.
Fingerspuren, Blutspuren, Speichel);
wenn diese Veränderungen reprodu-
zierbar und modellierbar sind, ist eine
absolute Datierung der Spuren möglich.

Wie erwähnt, bezieht sich der Kinetik-
Ansatz hauptsächlich auf die Datierung 
der biologischen Spuren. Dieser Aspekt ist 
in der Praxis besonders von Belang, wenn 
der Entstehungszeitpunkt von Tatortspu-
ren in Frage gestellt wird – d. h. wenn 
entschieden werden muss, ob eine Spur 
für die Ermittlungen im konkreten Fall re-
levant ist oder nicht. Eine relevante Spur 
ist definiert als eine Spur, die mit dem 
Verbrechen in Verbindung steht (Hazard 

2014) oder von der Täterin bzw. vom Tä-
ter während der kriminellen Aktivität hin-
terlassen wurde (Stoney 1991). Die Datie-
rung von Spuren ermöglicht daher, über 
ihre Relevanz zu entscheiden.

In der internationalen Literatur fin-
den sich hauptsächlich kinetik-basierte 
Studien über die Datierung von Tinten 
(Aginsky 1996; Bugler et al. 2008; Wey-
ermann et al. 2008; Koenig et al. 2015), 
Schmauchspuren (Andersson/Andrasko 
1999; Andrasko et al. 1998; Gallidabino 
et al. 2013), Blutspuren (Andrasko 1997; 
Bremmer et al. 2011; Edelman et al. 
2012) und Fingerspuren (Girod et al. 
2012; Cadd et al. 2015). Unter diesen 
Spuren sind im Kontext der Tatortarbeit 
die Fingerspuren besonders interessant, 
weil sie am häufigsten an verschiedensten 
Tatorten gefunden und gesichert werden. 
Aus diesem Grund sind Fragen über die 
Altersbestimmung von Fingerspuren nicht 
neu, und wissenschaftliche Studien dazu 
wurden schon Anfang des 20. Jahrhun-
derts veröffentlicht, so z. B. die Arbeit von 
Heindl über die Langlebigkeit von Witter-
ungen ausgesetzten Fingerspuren (Heindl 
1927). Mehrere Abhandlungen über die 
Datierung von Fingerspuren wurden nach 
diesem frühen Beitrag publiziert und ha-
ben sich grundsätzlich auf die folgenden 
drei Hauptinformationsquellen konzen-
triert:

●● Ermittlungsdaten: werden als kontex-
tuelle Zeitmarker verwendet und er-
möglichen eine indirekte Datierung
(Weyermann/Ribaux 2012; Champod et
al. 2004). Wenn es z. B. sicher ist, dass
eine Oberfläche, auf der eine Fingerspur
gesichert wurde, jede Woche gründlich
geputzt wird, kann das maximale Alter
dieser Spur festgestellt werden; in die-
sem Fall kann die Spur höchstens eine
Woche alt sein.

●● Veränderungen physischer Eigenschaf-
ten: werden mittels optischer Metho-
den studiert und sollten eine objektive
direkte Datierung anhand von Alte-
rungsmodellen ermöglichen. Nach der
Literatur sind diese Eigenschaften u. a.
die Anzahl, der Typ und die Form der
Minutien und Poren, die Breite und
Höhe der Papillarlinien sowie die allge-
meine Qualität einer Fingerspur (Schwa-
benland 1992; De Alcaraz-Fossoul et al.
2013; dies. 2017; De Alcaraz-Fossoul/
Barrot Feixat et al. 2016; De Alcaraz-
Fossoul/Mestres Patris et al. 2016; Bar-
ros et al. 2013).

●● Veränderungen chemischer Eigenschaf-
ten: werden meistens mittels analyti-

scher Methoden (z. B. Chromatogra-
phie oder Spektroskopie) studiert und 
sollten eine objektive direkte Datierung 
anhand von Alterungsmodellen ermög-
lichen. Nach der Literatur sind diese 
Eigenschaften u. a. die absolute oder 
relative Menge und die Verteilung von 
intrinsischen Fingerspurenkomponen-
ten, wie z. B. der Aminosäuren oder der 
Fettsäuren (Girod et al. 2012; Girod/Ra-
motowski et al. 2016).

Allerdings wurden die meisten wissen-
schaftlichen Abhandlungen bis dato in 
englischer Sprache veröffentlicht. Der vor-
liegende Beitrag bietet einen der ersten 
Themenüberblicke in deutscher Sprache, 
in dem konkrete Beispielfälle angeführt 
und die aus Sicht der Autorin wichtigsten 
Forschungsergebnisse und ihre Verwen-
dung in der Praxis diskutiert werden, um 
daran anschließend als Ausblick künftige 
Entwicklungen zu skizzieren.

2. Altersbestimmung von
Fingerspuren in realen Fällen

In den USA haben viele Expertinnen und 
Experten eine konkrete Antwort gegeben, 
wenn bei Gericht die Frage nach dem Al-
ter einer Fingerspur gestellt wurde. Meist 
haben sie sich auf ihre Erfahrung berufen, 
um ihre Aussagen zu begründen und oft 
wurden die verdächtigten Personen auf 
Basis dieser Aussagen angeklagt (Girod/
Ramotowski et al. 2016). Als Beispiele 
können die Fälle Hearn v. State (Ein-
bruchsdiebstahl, 1972), Commonwealth 
v. Schroth (Mord, 1981) und Armstrong v.
State (Einbruchsdiebstahl, 1987) dienen.
In diesen drei Fällen hat die Verteidigung
jeweils behauptet, dass die Fingerspuren
ihrer Mandanten vor dem Verbrechen
am Tatort hinterlassen worden seien und
diese keinen Bezug zur späteren Tat hät-
ten. Die Experten der Anklage gaben je-
doch an, dass die Fingerspuren bei der
Sicherung am Tatort vor „10 bis 24 Stun-
den“, „6 bis 12 Stunden“ bzw. vor „kurzer
Zeit“ hinterlassen worden seien. Um diese
Aussagen treffen zu können, haben sich
die drei Experten auf die Qualität der
Spuren nach ihrer Sichtbarmachung mit-
tels Adhäsionsmittel gestützt. Interessan-
terweise gab der Experte im Fall Com-
monwealth v. Schroth zunächst an, dass
keine zuverlässigen Methoden zur Alters-
bestimmung von Fingerspuren existieren,
nannte jedoch in weiterer Folge dennoch
eine sehr genaue Einschätzung des Alters
(6 bis 12 Stunden alt). Ähnlich konkrete
Expertenaussagen finden sich auch in jün-
geren Fällen, z. B. im Fall Pouncy v. State
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(Einbruchsdiebstahl, 2002) oder State v. 
Clinkscale (Mord, 2011), wo die Experten 
angaben, dass die Fingerspuren bei der 
Sicherung am Tatort vor „weniger als 48 
Stunden“ bzw. vor „kurzer Zeit“ hinterlas-
sen worden seien.

Während die Einschätzungen der Ex-
perten in den oben geschilderten Fällen 
zu Anklagen führten, führte die Frage 
der Altersbestimmung von Fingerspuren 
in anderen Fällen in den USA zu Freis-
prüchen, beispielsweise in United States v. 
Collon (Einbruchsdiebstahl mit Waffenge-
walt, 1970) und Matter of J. M.C, Jr. (Ein-
bruchsdiebstahl, 1985). Bei diesen Fällen 
stellte sich die Frage der Datierung von 
Fingerspuren, die auf einem Stadtplan, 
auf dem die Adresse des Tatorts markiert 
war bzw. auf einer Raumduftflasche ge-
sichert wurden. Die Experten gaben an, 
dass es unmöglich sei festzustellen, wann 
diese Spuren hinterlassen wurden und sie 
sich sehr wohl schon seit mehreren Mon-
aten bzw. seit Jahren auf diesen Ober-
flächen befinden könnten. Die zuständi-
gen Gerichte betonten, dass diese Ob-
jekte bewegliche Industrieprodukte seien, 
die von unterschiedlichsten Personen 
aus verschiedensten, nicht tatbezogenen 
Gründen hätten berührt werden können. 
Die durch die Spuren gewonnenen Infor-
mationen wurden daher als für eine Ver-
urteilung nicht ausreichend gewertet.

Im Gegensatz zur Situation in den USA 
ist es in manchen europäischen Ländern 
(z. B. Schweden, Österreich oder Schweiz) 
schwierig, veröffentlichte Dokumente zu 
Gerichtsfällen zu finden, in denen das Al-
ter von Fingerspuren eine zentrale Rolle 
gespielt hat. Der Zugang zu Ermittlungs-
dokumenten wird streng reguliert und 
in den meisten Urteilen oder Beschlüs-
sen wird die Frage nach dem Alter von 
Fingerspuren gar nicht erwähnt, obwohl 
sie eigentlich weltweit in der Praxis im-
mer wieder gestellt wird. Warum etwa in 
manchen europäischen Gerichtsverfahren 
vergleichsweise selten nach dem Alter 
einer Fingerspur gefragt oder diese Frage 
zumindest nicht in veröffentlichten Doku-
menten festgehalten wird, darüber kann 
nur spekuliert werden. Eine Erklärung 
dafür könnte daran liegen, dass die Frage 
nach dem Alter einer Fingerspur meistens 
durch die Verteidigung thematisiert wird, 
die also Fingerspurenexpertinnen und -ex-
perten abseits der staatlichen Einrichtun-
gen als Privatgutachterin oder -gutachter 
beauftragen sollte. Dies kann sich etwa in 
Österreich oder in der Schweiz als schwi-
erig erwiesen, weil eigentlich fast keine 

vorhanden sind. In den USA dagegen sind 
private Fingerspurenexpertinnen und -ex-
perten für gewöhnlich zugänglich (Lan-
genburg 2012), was die Thematisierung 
der Altersbestimmungsfrage möglicher-
weise vereinfacht oder gar fördert. Außer-
dem, auch wenn Privatgutachterinnen 
oder -gutachter zur Verfügung stehen 
würden, würde sich die Frage stellen, 
ob die Bestellung eines Privatgutachtens 
überhaupt sinnvoll ist. Solche Gutachten 
sind nämlich meistens sehr teuer und u. a. 
in Österreich nur begrenzt als Beweis-
mittel zugelassen, da in erster Linie das 
Gutachten des vom Gericht oder von der 
Staatsanwaltschaft beauftragten Sachver-
ständigen relevant ist (Attlmayr 2013).

Abgesehen davon bleibt die grundsät-
zliche Frage innerhalb der europäischen 
forensischen Wissenschaft umstritten, ob 
überhaupt und wie Angaben über das 
Alter von Fingerspuren gegeben werden 
sollten. Gemäß persönlicher Kommunika-
tion sind einige Expertinnen und Experten 
der Meinung, Angaben könnten gemacht 
werden, indem die Qualität der Finger-
spur nach der Sichtbarmachung (meistens 
mit Adhäsionsmittel) betrachtet wird, 
frei nach dem Motto „Je schöner, desto 
frischer!“. Andere gehen davon aus, dass 
das Alter von Fingerspuren nicht seriös 
geschätzt und schon gar nicht festgestellt 
werden kann. Dieselbe Diskussion lässt 
sich auch in Israel und Neuseeland beo-
bachten. Daher betrifft sie tatsächlich eine 
weltweite Problematik, über die interna-
tional rege geforscht wurde und wird.

3. Methoden zur Altersbestim-
mung von Fingerspuren

3.1 Forschung über die Veränderung 
physischer Eigenschaften

Wie bereits erwähnt, verändern sich im 
Laufe der Zeit die Anzahl, der Typ und 
die Form der Minutien und Poren, die 
Breite und Höhe der Papillarlinien sowie 
die allgemeine Qualität einer Fingerspur. 
Diese Eigenschaften wurden im Rahmen 
unterschiedlicher Studien als potentielle 
Alterungsparameter untersucht, d. h. Pa-
rameter, die verwendet werden könnten, 
um Rückschlüsse auf das Alter einer Fin-
gerspur zu ziehen. Der überwiegende Teil 
dieser Publikationen neigt jedoch dazu, 
die Einflüsse von externen Faktoren zu ver-
nachlässigen (Midkiff 1992; ders. 1993; 
Wertheim 2003). Die physischen Eigen-
schaften der Fingerspuren werden allerd-
ings schon im Entstehungszeitpunkt von 
verschiedenen Bedingungen beeinflusst 

(z. B. Druck, Länge des Kontaktes) und im 
Zeitverlauf spielen die Umgebungsbedi-
ngungen (z. B. Temperatur, Licht) eben-
falls eine wichtige Rolle (Girod/Spyratou 
et al. 2016). Die allgemeine Qualität der 
Fingerspur wird gerne als relevanter Al-
terungsparameter betrachtet und auch 
in der Praxis verwendet, obwohl das vi-
suelle Aussehen der Fingerspuren eher 
von den Umgebungsbedingungen als von 
der abgelaufenen Zeit abhängt. Allerdings 
wurde schon von mehreren Fällen und 
Studien berichtet, wo alte Fingerspuren 
(z. B. zwei, 15 oder sogar 55 Jahre alt) 
sichtbar gemacht wurden und eine sehr 
gute visuelle Qualität aufwiesen (Bluhm/
Lougheed 1960; Barnett/Berger 1977; 
Balloch 1977; Belcher 1982; Greenlees 
1994; Involdstad 1976; Hoye 1977; Illsley 
1984; Clements 1986; Bowman 2003). In 
einer Studie wurde sogar davon berichtet, 
dass Fingerspuren, die mit Cyanacrylat-Be-
dampfung sichtbar gemacht und mit Gel-
atinefolien gesichert wurden, 559 Mal 
abgeklebt werden konnten (jedes Mal mit 
einer frischen Gelatinefolie), bevor sich 
ihre Qualität erheblich verschlechterte 
(Illsley 1984). Dies wurde auch in einem 
realen Fall berichtet (Clements 1986): Im 
August 1983 wurde ein Tatverdächtiger 
wegen Einbruchsdiebstahls in eine Kirche 
festgenommen, angeklagt und verurteilt. 
Ein Fingerspurenexperte vom Los Angeles 
Police Department (LAPD) sicherte zwei 
Fingerspuren (linker Mittel- und Ring-
finger) in der Nähe der eingebrochenen 
Tür. Etwa ein Jahr später wurde das LAPD 
wegen eines anderen Einbruchsdiebstahls 
in dieselbe Kirche gerufen. Ein anderer 
Fingerspurenexperte sicherte am Tatort 
einen linken Mittel- und Ringfinger in der 
Nähe der Eingangstür. Klingt diese Besch-
reibung bekannt? Ja, das ist sie, weil die 
beiden Fingerspuren zu derselben Person 
zugeordnet werden konnten, die schon 
wegen des ersten Einbruchs im Gefängnis 
saß und daher den zweiten Einbruchs-
diebstahl nicht hatte begehen können. 
Der zweite Fingerspurenexperte hatte also 
ein Jahr später genau dieselben Finger-
spuren gesichert, die immer noch eine 
sehr gute Qualität aufwiesen.

Die Jahre zwischen 1960 und 1980 
wurden demnach von mehreren Stu-
dien geprägt, die sich auf die Qualität 
der Fingerspuren als Alterungsparam-
eter konzentriert haben. Seither wurde 
weniger dazu veröffentlicht, allerdings 
ist der Glaube unter Akteurinnen und 
Akteuren des Strafjustizsystems (Polizei, 
Staatsanwaltschaft, Gericht) und sogar 
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haften bleibt, aber die intrinsische Qual-
ität der Fingerspur (Sichtbarkeit der Pap-
illarlinien und Minutien) ändert sich nicht 
(Abbildung 2).

Mehrere Einflussfaktoren, so wie z. B. 
die Art der Oberfläche und die Umge-
bungsbedingungen, spielen also eine 
sehr wichtige Rolle im Hinblick auf die 
Qualität der physischen Eigenschaften 
von Fingerspuren und müssen daher bei 
Untersuchungen über die Altersbestim-
mung berücksichtigt werden. Eine amer-
ikanische Forschungsgruppe studierte 
die Einflüsse der Art des Fingersekretes 
(wasserlösliche bzw. fettlösliche Kompo-
nente), der Oberfläche (Glas oder Plastik) 
und der Beleuchtung (Dunkelheit, Schat-
ten oder direktes Licht) auf die Anzahl von 
Minutien, den Farbenkontrast zwischen 
den Papillarlinien und dem Hintergrund 
und die Kontinuität der Papillarlinien über 
einen Zeitraum von sechs Monaten an-
hand von standardisierten Fotografien 
(De Alcaraz-Fossoul/Mestres Patris et al. 
2016; De Alcaraz-Fossoul/Barrot Feixat et 
al. 2016; De Alcaraz-Fossoul et al. 2017). 
Allerdings weisen diese Publikationen eine 
auffallende methodologische Schwäche 
auf: Es wurde nicht dieselbe Spur über 
die Zeitperiode untersucht, sondern un-
terschiedliche Spuren, weil die physischen 
Eigenschaften erst nach der Sichtbarma-
chung der Fingerspuren mittels Titandi-
oxidepulver ausgewertet wurden. Das be-
deutet, dass für jedes untersuchte Alter 
eine andere Spur untersucht wurde. Es ist 
bekannt, dass verschiedene Spuren, auch 
wenn sie vom selben Fingerspurengeber 
hinterlassen wurden, unterschiedliche 
Zusammensetzungen aufweisen und 
daher unterschiedlich mit Sichtbarma-
chungsmethoden reagieren (Girod/Spyra-
tou et al. 2016). Weiters beeinflusst die 
Verwendung und Auftragung von Pulver 
selbst auch die physischen Eigenschaften 
der Fingerspuren. Daher können diese 
Ergebnisse nicht verwendet werden, um 
praktische Rückschlüsse über die Alterung 
von Fingerspuren zu machen.

Nicht unerwähnt bleiben soll, dass 
eine deutsche Forschungsgruppe die 
Schwäche der eben zusammengefassten 
Studien beseitigt hat, indem sie die Al-
terung von Fingerspuren mit einem kon-
taktlosen chromatischen Weißlichtsensor 
(chromatic white light sensor, CWLS) 
und einem konfokalen Laserscanning-
mikroskop (Confocal Laser Scanning Mi-
croscope, CLSM) studiert und die Daten 
mit Hilfe statistischer Zeitreihenana-
lyse aufbereitet hat (Merkel et al. 2012; 

Abb. 1: Natürliche Fingerspuren im Alter von (von links nach rechts) 10 Minuten, 1 Tag und 
5 Wochen, in Transmissionsmodus fotografiert1 (Girod-Frais)

Abb. 2: Natürliche Fingerspuren im Alter von (von links nach rechts) 10 Minuten, 1 Stunde 
und 6 Wochen, mittels Argentorat (Aluminiumpulver) und Gelatinefolie gesichert2 (Girod-
Frais)

auch unter Fingerspurenexpertinnen und 
-experten noch immer sehr stark, dass
eine „schöne“ Fingerspur eine frische sei.
Dieser Glaube basiert aber auf keinen wis-
senschaftlich bewiesenen Fakten und ist
falsch, wie in der Abbildung 1 deutlich
wird: Zwischen den frischen und den fünf
Wochen alten natürlichen Fingerspuren

(ohne Sichtbarmachungsmethode) sind 
keine signifikanten Qualitätsunterschiede 
ersichtlich. Wenn Fingerspuren mit Adhä-
sionsmittel (Pulver) sichtbar gemacht 
werden, ist zwar ein Kontrastunterschied 
zwischen ganz frischen und älteren Fin-
gerspuren sichtbar, weil das Pulver u. a. 
wegen Verschmutzungen am Hintergrund 

03 - Krimi_4_2019_13_K3.indd   251 04.04.2019   13:04:05



Kriminalistik 4/2019252 Österreich: Forensik

Merkel et al. 2017). Die Alterung von 
mehreren Spuren wurde bis zu drei Jahre 
lang dokumentiert. Es wurde dabei na-
chgewiesen, dass der Kontrast und die 
Höhe der Papillarlinien im Laufe der Zeit 
regelmäßig abnehmen und Alterungs-
modelle wurden berechnet. Dennoch ist 
diese Methode zurzeit nur auf glatten 
Oberflächen einsetzbar (z. B. Glas, Metall) 
und wenn mehrere Einflussfaktoren (z. B. 
verschiedene Fingerspurengeber, Druck, 
Umgebungsbedingung) getestet wurden, 
haben sich die Alterungsmodelle weniger 
reproduzierbar gezeigt. Daher ist eine 
praktische Anwendung dieser Methode 
zurzeit unmöglich. Dennoch sollte die En-
twicklung dieser Methode künftig weiter-
verfolgt werden, da sie aus Sicht der Au-
torin die vielversprechendste in diesem 
Bereich ist.

3.2 Forschung über die Veränderung 
chemischer Eigenschaften

Die chemischen Eigenschaften von Fin-
gerspuren umfassen u. a. die absolute 
oder relative Menge und die Verteilung 
von intrinsischen wasserlöslichen (z. B. 
Aminosäure) oder fettlöslichen (z. B. 
Fettsäure) chemischen Komponenten. 
Die chemische Zusammensetzung von 
Fingerspuren wurde in verschiedenen 
Studien erforscht, und Komponenten-
listen wurden schon in mehreren Lite-
raturübersichten veröffentlicht (Ramo-
towski 2001; Girod et al. 2012; Cadd 
et al. 2015). Fingerspuren bestehen aus 
mehreren Molekülen, die hauptsächlich 
von den in der Lederhaut vorhandenen 
Schweiß- und Talgdrüsen abgesondert 
werden. Schweißdrüsen geben wasser-
lösliche (z. B. Aminosäure oder Proteine) 
und Talgdrüsen eher fettlösliche Stoffe 
(z. B. Fettsäure oder Cholesterin) ab, 
zusätzlich besteht ein geringer Anteil der 
Zusammensetzung der Fingerspuren aus 
Rückständen des Abschuppungsproz-
esses der Oberhaut. Allerdings ist die 
Zusammensetzung von Fingerspuren ein 
sehr komplexes und variables System, 
das nach dem Kontakt eines Fingers mit 
einer Oberfläche erstmals entsteht und 
sich dann im Zeitverlauf verändert. Zusät-
zlich wird diese Zusammensetzung von 
mehreren Faktoren beeinflusst, die in 
fünf Gruppen eingeteilt werden können 
(Girod et al. 2012): Eigenschaften des 
Fingerspurgebers (z. B. Alter, Ernährung), 
Entstehungsbedingungen (z. B. Druck, 
Dauer des Kontaktes mit der Oberfläche), 
Art der Oberfläche (z. B. glatt, porös), 
Umgebungsbedingungen (z. B. Tempera-

Abb. 3: Schematische Darstellung der chemischen Zusammensetzung von Fingerspuren und 
deren Einflussfaktoren3 (Girod et al. 2012)

tur, Licht) und Sichtbarmachungsmetho-
den (siehe Abbildung 3).

An der Variabilität der chemischen 
Zusammensetzung von Fingerspuren sind 
viele Forschungsversuche gescheitert. In 
den 1960er Jahren hat z. B. Angst (Angst 
1962) bereits versucht, die Breite der Dif-
fusion von Chloridionen im Papier mittels 
Silbernitrats zu studieren, um daraus eine 
Altersbestimmungsmethode zu entwick-
eln. Seine Hypothese lautete: „Je breiter 
die Diffusion, desto älter die Fingerspur“. 
Er gab seine Versuche jedoch bald auf, 
weil sich die Variabilität der Diffusion der 
Ionen als viel zu groß herausstellte. Diese 
Studie war die erste Veröffentlichung, die 
Experimente bezüglich der Altersbestim-
mung von Fingerspuren anhand ihrer che-
mischen Eigenschaften erwähnte.

Da sich die Frage des Alters von Fin-
gerspuren in der Praxis wiederholt stellte, 
wurden weitere Forschungen betrieben. 
Zwischen 1970 und 1990 wurden die 
meisten Studien mittels Hochleistungs-
flüssigkeitschromatographie und Dünn-
schichtchromatographie alleine oder 
in Kombination mit Fluoreszenzspek-
troskopie (Dalrymple et al. 1977; Duff/
Menzel 1978; Dikshitulu et al. 1986; Ol-
sen 1987; Menzel 1992) durchgeführt. 
Allerdings wurden keine praxisrelevanten 
Ergebnisse daraus gewonnen, meist we-
gen der Variabilität der studierten Pa-
rameter. Angesichts der fortschreitenden 
technischen Entwicklung wurden jedoch 
neuerlich Fluoreszenzstudien von ver-
schiedenen Forschungsgruppen aufge-
nommen (Lambrechts et al. 2012; van 
Dam et al. 2013; dies. 2014; Akiba et 
al. 2018). Alterungsmodelle wurden an-
hand der Fluoreszenzintensität von Pro-
teinen und deren Oxydationsprodukten 
aufgebaut, die eine Altersbestimmung 
für bis zu 21 Tage alte Fingerspuren er-
möglichen. Allerdings wurden für diese 
Untersuchungen mehrere Fingerspuren 

aufeinander abgesetzt, weil sich die Flu-
oreszenzintensität einzelner Fingerspuren 
als zu gering herausstellte. Daher ist eine 
praktische Anwendung dieser Ergebnisse 
gegenwärtig nicht möglich.

Seit Ende der 1990er Jahre haben sich 
die chemisch-analytischen Methoden ras-
ant entwickelt, wie z. B. die Gaschroma-
tographie mit Massenspektrometrie-Kop-
plung (GC/MS). In der Folge wurden die 
Zusammensetzung und die Alterung von 
Fingerspuren in mehreren Studien mit-
tels GC/MS erforscht (Archer et al. 2005; 
Croxton et al., 2006; dies. 2010; Wey-
ermann et al. 2011; Koenig et al. 2011; 
Pleik et al. 2016). Im Rahmen der Dis-
sertation der Autorin wurden neuerlich 
Alterungsmodelle veröffentlicht, die auf 
fettlöslichen Komponenten basieren und 
unter gewissen Voraussetzungen inter-
essante Altersbestimmungen ermögli-
chen (Girod/Spyratou et al. 2016; Girod/
Ramotowski et al. 2016). Voraussetzung 
dabei ist, dass die Altersbestimmung erst 
nach der Identifikation einer verdächtigen 
Person stattfindet. Diesfalls können Ver-
gleichsspuren dieser Person unter densel-
ben Bedingungen wie die Tatortspur 
abgenommen und fallbezogen entspre-
chende Alterungsmodelle entwickelt 
werden. Fingerspurengeber, Oberfläche 
und Sichtbarmachungsmethode sind 
also bekannte Einflussfaktoren, während 
die Entstehungs- und Umgebungsbedin-
gungen als unbekannte Einflussfaktoren 
betrachtet werden (known/unkown in-
fluence factors nach Girod/Spyratou 
et al. 2016). In diesem Kontext wurden 
Alterungsmodelle basierend auf einem 
Wahrscheinlichkeitsverfahren (bayessches 
Netzwerk) berechnet, die ermöglicht ha-
ben, zwei unterschiedliche zeitliche Hy-
pothesen abzuwiegen, d. h. in diesem Fall 
zu entscheiden, ob Testfingerspuren „£10 
Tage alt“ oder „³ 14 Tage alt“ waren. Im 
Ergebnis wurden in einer Zeitperiode von 
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36 Tage 75 % bis 100 % der Testspuren 
zeitlich korrekt eingeordnet. Allerdings 
wird vor einer voreiligen Verwendung 
dieser Modelle in der Praxis gewarnt, da 
noch mehr Daten gesammelt werden 
müssen, um eine potentielle Validierung 
zu erreichen.

Ab den 2000er Jahren wurden die che-
mische Zusammensetzung der Finger-
spuren und ihre Alterung häufig mittels 
Fourier-Transform-Infrarotspektroskopie 
(FTIR) studiert (Williams et al. 2004; Chan 
et al. 2005; Hemmila et al. 2008; Mou/
Rabalais 2009; Antoine et al. 2010; Wil-
liams et al. 2011; Fritz et al. 2013; Bright 
et al. 2013; Banas et al. 2014; Girod et al. 
2015; Johnston/Rogers 2017). Gegenüber 
anderen analytischen Methoden, wie z. B. 
die GC/MS, hat FTIR u. a. den Vorteil, dass 
die Analyse der Proben ohne Vorbereit-
ungsetappen und ohne Zerstörung stat-
tfinden kann. Die zitierten Studien er-
möglichten die Identifizierung spektraler 
Bandbreiten, womit Alterungsmodelle 
berechnet und konstruiert werden kon-
nten. Diese wurden allerdings nicht ver-
wendet, um das Alter von Testspuren ab-
zuschätzen, weshalb diese Methode noch 
weiterentwickelt werden sollte, bevor 
eine Entscheidung hinsichtlich ihrer prak-
tischen Anwendbarkeit getroffen werden 
kann.

In den letzten zehn bis fünfzehn Jahren 
haben die hochentwickelten Massenspek-
trometrietechniken, in Verbindung mit 
verschiedenen Ionisierungsmethoden und 
Chemical Imaging Methoden, einen Aus-
bruch erlebt und wurden daher für die 
Erforschung der Fingerspuren auch einge-
setzt. Das Verfahren der Matrix-Assistier-
ten-Laser-Desorption-Ionisierung (MALDI) 
kombiniert mit Massenspektrometrie und 
Imaging (MALDI/MSI) hat z. B. die Verfol-
gung der Alterung eines Lipides während 
sieben Tagen ermöglicht (Wolstenholme 
et al. 2009). Dieses Verfahren wurde auch 
dazu eingesetzt, um die zeitliche Diffusion 
der Lipide innerhalb von Fingerspuren zu 
erfassen. Dies blieb aber erfolglos, weil 
die Wiederholbarkeit der Diffusion durch 
starke Interaktionen zwischen den Lipiden 
und den getesteten Oberflächen beein-
trächtigt wurde (O’Neill/Lee 2018). Da-
neben wurde eine Pilotstudie mittels Inf-
rarot-Spektroskopie (FTIR) in Verbindung 
mit Chemical Imaging (FTIR/CI) durch die 
Autorin durchgeführt, um die Alterung 
von Fingerspuren bis zu 50 Tage visuell zu 
verfolgen (Girod 2015). Diese Methode 
ermöglichte die Anfertigung chemischer 
Bilder von frischen und älteren Fingerspu-

Abb. 5: Vorschlagsverfahren, um die Problematik der Altersbestimmung von Fingerspuren 
wissenschaftlich und systematisch anzugehen5 (Girod/Ramotowski et al. 2016)

Abb. 4: Beispiele von chemischen Bildern von frischen und 50 Tagen alten Fingerspuren, die 
mittels FTIR/CI erhalten wurden (spektrale Bandbreite 2850-2950cm-1). Die FTIR Spektren 
wurden aus den weißen Zielscheiben extrahiert4 (Girod-Frais)

ren, insbesondere bei der spektralen Band-
breite 2850-2950cm-1. Wiewohl die Alte-
rung durch die Abnahme der Intensität 
der Peaks auf den einzelnen FTIR Spektren 
sichtbar wurde, konnte sie auf den chemi-
schen Bildern allerdings nicht beobachtet 
werden (Abbildung 4). Diese Methode 
scheint daher aktuell nicht geeignet, um 
die Alterung von bis zu 50 Tage alten Fin-
gerspuren zu studieren. Schließlich soll 
eine letzte Studie noch Erwähnung fin-
den, die sich mit der Identifikation und 
zeitlichen Darstellung ungesättigter Tri-
glyceride und ihrer Degradationsprodukte 

beschäftigt hat. Dabei wurden mehrere 
hochentwickelte analytische Methoden 
kombiniert: Flüssigchromatographie mit 
Massenspektrometrie-Kopplung (LC/MS), 
hochauflösende Tandem-Massenspektro-
metrie (HRMS2) und MALDI/MSI (Pleik et 
al. 2018). Eine praktische Anwendung der 
entwickelten Modelle wurde aber noch 
nicht getestet.

Zusammengefasst zeigen die meisten 
erwähnten Studien durchaus das Poten-
tial, eine Altersbestimmungsmethode für 
Fingerspuren anhand deren chemischer 
Zusammensetzung zu entwickeln. Aller-
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dings ist noch keine Methode so ausge-
reift, dass eine Umsetzung in der Praxis 
aktuell stattfinden kann. Vor diesem Hin-
tergrund geht der letzte Abschnitt des 
Beitrags der Frage nach, wie die Zukunft 
der Altersbestimmung von Fingerspuren 
in der Praxis aussieht.

4. Ausblick: Die Zukunft der
Altersbestimmung von Finger-
spuren

Die vorherigen Abschnitte haben deutlich 
gemacht, dass es keinen Konsens unter 
Fingerspurenexpertinnen und -experten 
über die Antwort auf die für Ermittlungen 
und Verhandlungen relevante Frage gibt, 
wann eine bestimmte Fingerspur gelegt 
wurde. Dies ist wahrscheinlich (auch) da-
rauf zurückzuführen, dass keine der aner-
kannten internationalen forensischen Ins-
titutionen (z. B. International Association 
for Identification [IAI], European Network 
of Forensic Science Institutes [ENFSI] oder 
International Fingerprint Research Group 
[IFRG]) klare offizielle Richtlinien dazu ver-
öffentlicht hat. Daher ist es notwendig 
klarzustellen, dass es beim aktuellen Stand 
der Forschung keine allgemein anerkannte 
gültige Methode zur Feststellung des Al-
ters einer Fingerspur gibt. Fingerspuren-
expertinnen und -experten sollten keine 
Aussage über das Alter einer Fingerspur 
treffen, weil diese sich höchstens auf die 
„Erfahrung des Experten“ stützen kann, 
die aber eine valide Altersabschätzung 
keinesfalls ermöglicht. In der Praxis wer-
den Fingerspuren am häufigsten anhand 
ihrer visuellen Qualität am Tatort oder im 
Labor „datiert“, frei nach dem Motto „je 
schöner, desto frischer“. Diese Annahme 
wurde aber wissenschaftlich nie bestätigt. 
Eine mit bloßen Augen durchgeführte 
Beobachtung lässt eine Abschätzung des 
Alters einer Fingerspur daher niemals zu.

Im Laufe der Zeit haben sich mehrere 
Studien auf die Problematik der Altersbe-
stimmung von Fingerspuren konzentriert, 
und wie gezeigt, haben viele davon neue 
und relevante Ergebnisse erzielt. Allerdings 
haben andere Forschungen den praktisch-
forensischen Kontext außer Acht gelassen 
und sich stark auf die technologischen 
Aspekte fokussiert. Besonders deutlich 
wurde dies angesichts der Zurückziehung 
eines Artikels, der zunächst in der wissen-
schaftlichen Zeitschrift Science and Justice 
publiziert wurde. Diese Studie (Amorós/
de Puit 2015) berichtete von einer Alters-
bestimmungsmethode für Fingerspuren, 
die sich auf die Alterung von fettlöslichen 
Komponenten stützte und nach Ansicht 

der Autoren in naher Zukunft in der Praxis 
verwendet hätte werden sollen. Allerdings 
wurden alle Experimente dieser Studie an 
synthetischen Komponenten durchge-
führt und nicht an echten Fingerspuren. 
Dies beeinflusst natürlich die Ergebnisse 
in hohem Maß, weil die Variabilität der 
Zusammensetzung von Fingerspuren un-
möglich mittels synthetischer Kompo-
nenten nachgeahmt werden kann. Trotz 
dieses Vorfalles wurden weitere Studien 
veröffentlicht, deren Experimente ebenfalls 
auf synthetischen Komponenten basieren 
(Johnston/Rogers 2018). Solche Forschun-
gen sind eine Vergeudung von Ressourcen: 
Altersbestimmungsmethoden müssen an-
hand von echten Fingerspuren entwickelt 
werden, andernfalls besteht das Risiko, 
dass sie in der Praxis nicht anwendbar sind 
(Almog et al. 2014).

Um die Weiterentwicklung der For-
schung über die Altersbestimmung von 
Fingerspuren zu ermöglichen, sollten 
Studien koordiniert werden, um eine in-
effiziente Ressourcenverteilung zu ver-
meiden. Die Forschungsetappen sollten 
sechs Schlüsselelemente beinhalten, die 
schrittweise und wiederholend – also it-
erativ – studiert werden sollten, und zwar: 
(1) Zieleigenschaft (chemische oder phy-
sische), (2) analytische Methode, (3) Al-
terungsparameter (z. B. Kombination von
verschiedenen Lipiden), (4) Alterungsmo-
dell, (5) Auswertungsmodell und (6) Va-
lidierung (Girod/Ramotowski et al. 2016).

Aus Sicht der Autorin sind die che-
mischen Eigenschaften kombiniert 
mit Alterungsmodellen, die auf einer 
Wahrscheinlichkeitsauswertung beruhen, 
aktuell die beste Option, um eine praxi-
sorientierte Altersbestimmungsmethode 
zu entwickeln, und zwar aus folgenden 
Gründen: (1) verschiedene chemische Ei-
genschaften wurden bereits ausgiebig 
studiert, (2) mehrere kostengünstige ana-
lytische Methoden stehen zur Verfügung 
(FTIR, GCS/MS), (3) potentielle Alterung-
sparameter und Modelle wurden bereits 
untersucht, und (4) Wahrscheinlichkeits-
modelle wurden bereits getestet und er-
möglichen eine ausgewogene Auswertung 
von zeitlichen Hypothesen. Eine Kombi-
nation mit physischen Eigenschaften, die 
z. B. mittels CWLS analysiert würden, ist
denkbar, aber erst wenn diese Technolo-
gien kompatibel mit einer praktischen fo-
rensischen Anwendung sein werden.

Auch werden die oben erwähnten 
Einflussfaktoren immer eine wichtige 
Rolle bei der Alterung von Fingerspuren 
spielen, weswegen zukünftige Verfahren 

versuchen sollten, deren Wirkungen 
einzuschränken. Daher könnten Alter-
ungsmodelle anhand von Vergleichspuren 
von der verdächtigten Person fallbezogen 
konstruiert werden, sodass die bekan-
nten Einflussfaktoren (Eigenschaften des 
Spurengebers, Art der Oberfläche und 
Sichtbarmachungsmethode) größtenteils 
beseitigt werden. Dies würde bedeuten, 
dass die Altersbestimmung der Finger-
spuren erst nach deren Identifikation 
stattfinden könnte. Dieser Ablauf wäre 
durchaus kompatibel mit der Praxis, weil 
die Frage des Alters einer Fingerspur sich 
meist erst stellt, wenn die verdächtigte 
Person ausgeforscht worden ist und nun 
behauptet, dass ihre Spur vor oder nach 
der kriminellen Aktivität gesetzt wurde.

Jedoch wird das absolute genaue Alter 
einer Fingerspur nie berechnet werden 
können, weil die unbekannten Einflussfak-
toren (d. h. Entstehungs- und Umge-
bungsbedingungen) die Zusammen-
setzung von Fingerspuren immer beein-
flussen werden. Daher sind Alterungs- und 
Auswertungsmodelle einerseits sehr wich-
tige Bestandteile einer künftigen Altersbes-
timmungsmethode, andererseits aber auch 
die Art und Weise, wie die so erhaltenen 
Ergebnisse kommuniziert werden. In der 
Forensik kann eine hundertprozentige Si-
cherheit nie als Ergebnis geliefert werden, 
auch wenn das Gegenteil manchmal be-
hauptet wird, weil Spuren per se unvoll-
ständig sind. Deshalb muss auch die Kom-
munikation von Ergebnissen basierend auf 
Wahrscheinlichkeitsberechnungen gelernt 
und praktiziert werden.

Am Ende dieses Beitrages steht der 
Vorschlag, die Problematik der Altersbe-
stimmung von Fingerspuren in der Foren-
sik systematisch und iterativ anzugehen, 
um eine praktische Anwendung in der Zu-
kunft zu ermöglichen. Dieses Vorschlags-
verfahren wird in der Abbildung 5 zusam-
mengefasst und schematisch dargestellt. 
Einstweilen bleibt die Altersbestimmung 
von Fingerspuren noch ein forensischer 
Wunschtraum, der während Ermittlungen 
und im Gerichtsaal nicht mit der Realität 
verwechselt werden darf, dessen Verwirk-
lichungschancen aber mittel- bzw. lang-
fristig gut stehen.

Veröffentlichung des Beitrags mit 
freundlicher Genehmigung des .SIAK 
Journals (aus 4/2018).

Kontakt
aline.girod-frais@bmi.gv.at
Autorenfoto: © Marion Skodler

03 - Krimi_4_2019_13_K3.indd   254 04.04.2019   13:04:06



Kriminalistik 4/2019 255Österreich: Forensik

Anmerkungen
1 Natürliche Fingerspuren auf Glasobjektträger 

gesetzt, in einer geschlossenen Schachtel wäh-
rend (von links nach rechts) 10 Minuten, 1 Tag 
und 5 Wochen gelagert und dann in Transmissi-
onsmodus mit schwarzem Hintergrund fotogra-
fiert.

2 Natürliche Fingerspuren auf Glasobjektträ-
ger gesetzt, in einer geschlossenen Schachtel 
während (von links nach rechts) 10 Minuten, 
1 Stunde und 6 Wochen gelagert und dann 
mittels Argentorat (Aluminiumpulver) und Gela-
tinefolie gesichert.

3 Schematische Darstellung der chemischen Zu-
sammensetzung von Fingerspuren und deren 
Einflussfaktoren. Die ursprüngliche Zusammen-
setzung (initial composition) entsteht nach 
dem Kontakt eines Fingers mit einer Oberflä-
che und entwickelt sich zur gealterten Zusam-
mensetzung (aged composition). Dabei spielen 
folgende Einflussfaktoren eine wichtige Rolle: 
Eigenschaften des Fingerspurgebers, Entste-
hungsbedingungen, Art der Oberfläche, Umge-
bungsbedingungen und Sichtbarmachungsme-
thoden.

4 Beispiele von chemischen Bildern, die mittels 
FTIR/CI erhalten wurden (spektrale Bandbreite 
2850-2950cm-1). Die Fingerspuren wurden un-
ter kontrollierten Entstehungsbedingungen auf 
Aluminiumfolien gesetzt und sofort analysiert 
(frisch) oder unter normalen Zimmerbedin-
gungen während 50 Tagen gelagert (nach 50 
Tagen). Ein FTIR Spektrum wurde jeweils aus 
den markierten Stellen (weiße Zielscheiben) ex-
trahiert. Der Intensitätsunterschied der Haupt-
peaks (1) ist gut sichtbar, wohingegen die che-
mischen Bilder keine signifikanten Unterschiede 
aufweisen.

5 Vorschlagsverfahren, um die Problematik der 
Altersbestimmung von Fingerspuren wissen-
schaftlich und systematisch anzugehen, indem 
die Forschung sich rund um sechs Schlüsselele-
mente weiterentwickelt, um eine praktische An-
wendbarkeit in der Zukunft zu ermöglichen, die 
fallbezogen auf Vergleichsspuren, Alterungs- 
und Auswertungsmodellen basieren wird.
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Die pädosexuelle Gemeinschaft im 
virtuellen Raum
Organisation, Mitglieder und Motivation – ein Ermittlungsansatz1

Von Dominique Trachsel

Darknet-Ermittlungen

Dominique Trachsel, lic.phil., MAS, M.Sc. 
FCCI, Strategische Analytikerin Cybercrime, 
Bundesamt für Polizei fedpol, Schweiz

Weltweiten polizeilichen Erkenntnissen zufolge nehmen 
pädokriminelle Netzwerke in den verschlüsselten Teilen des 
Internets zu, insbesondere im sogenannten Darknet.2 Die 
Gemeinschaften sind zunehmend organisiert und befolgen 
eine strenge Hierarchie. In einschlägigen Foren diskutieren 
die Mitglieder ihre Fantasien, normalisieren krankhafte Nei-
gungen und verharmlosen pädosexuelle Straftaten. In sol-
cher Umgebung werden menschliche Hemmungen gänzlich 
abgebaut und Teilnehmende dazu animiert, immer wieder 
neues illegales Bild- und Videomaterial auf einschlägigen 
Plattformen zu veröffentlichen, womit sie Angebot und 
Nachfrage stimulieren. Die polizeiliche Suche nach bekann-
ten Tätertypen und einzelnen Zielpersonen reicht in diesem 
Umfeld nicht mehr aus, da der soziale Kontext gegenüber 
der Motivation eines einzelnen Täters an Gewicht gewinnt, 
sobald Kriminelle in Gruppen agieren. Vielmehr muss der 
Fokus auf die Interaktion der Teilnehmenden gerichtet wer-
den, auf die Organisation und Struktur der pädokriminel-
len Gemeinschaft und auf die Kerngruppe, die sie steuert, 
unterhält und pflegt. Die wenigsten Staaten betreiben ein 
konstantes Monitoring im Darknet, weshalb bis anhin relativ 
wenig über solche Täterkollektive bekannt ist. Zwar quan-
tifizieren technische Untersuchungen virtueller Netzwerke 
Verbindungsknoten, um die Interaktionen zu messen. Ein 
solcher Ansatz berücksichtigt jedoch keinerlei menschliche 
Verhaltensmuster. Aus diesem Grund untersuchte die Autorin 
im Studiengang Forensic Computing and Cybercrime Inves­
tigation (FCCI) am University College Dublin eine virtuelle 
pädokriminelle Gemeinschaft erstmals auf kommunikations-, 
wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Grundlagen.3 Ge-
genstand der Studie war ein pädokriminelles Kommunikati-
onsforum mit dem Namen „Paradise Village“.

Die virtuelle Gemeinschaft

Das Internet hat die Möglichkeiten der 
grenzüberschreitenden Interaktion und 
ihre Intensität innerhalb einer Gemein-
schaft massiv erweitert. Beruhten Ge-
meinschaften früher auf frei- oder un-
freiwilligen Beziehungen in einem physi-
schen Raum – teils über grosse Distanzen 
mit eingeschränkter Kommunikation –, 
so sind mit der digitalen Vernetzung On-
line-Communitys entstanden, deren Teil-
nehmende im Cyberspace global, multi-
lateral und in Echtzeit interagieren kön-
nen. Gemeinschaftsstiftende Elemente 
wie Kultur, Religion oder Tradition haben 
an Bedeutung verloren. Entgegen dem 
Trend der Individualisierung, der in den 
späten Sechzigerjahren einsetzte, sind in 
einer Online-Community die Gruppenin-
teressen gegenüber denjenigen Einzel-
ner wieder in den Vordergrund gerückt. 
Community-Teilnehmer registrieren sich 
in der Regel mit einem selbstgewählten 
Pseudonym über ein Benutzerkonto und 
geben die wahren Angaben zu ihrer Per-
son – zumindest in einer ersten Phase – 
nicht bekannt.

Gemeinschaften werden unter anderem 
definiert als „[…] Netzwerke zwischen-
menschlicher Beziehungen, die Gesellig-
keit, Unterstützung, Information, Zuge-
hörigkeitsgefühl und soziale Identität bie-
ten“4. Weiter gibt es zahlreiche Begriffs-
bestimmungen für „virtuelle Gemeinschaf-
ten“. Zusammengefasst liegt ihr Fokus 
auf dem zwischenmenschlichen und sich 
wiederholenden Informationsaustausch 
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über eine digitale Plattform, dem Einfluss 
der Online- auf die Offline-Welt, den struk-
turbildenden Elementen wie dem gemein-
samen Interesse, Verhaltenskodizes und 
vertrauensbildenden Interaktionen. Diese 
Faktoren sind mit Blick auf pädosexuelle 
Gemeinschaften relevant.

Aspekte der Untersuchung

Das Verhalten, die Informationsbeschaf-
fung sowie die Interaktionsdichte sind 
wichtig, um mehr über die Rolle der Be-
teiligten und über die Aufrechterhaltung 
sowie die Stabilität der Gemeinschaft zu 
erfahren. Wie bereits erwähnt, ist der 
Gegenstand der erwähnten Analyse ein 
Forum im TOR5-Netzwerk. Da Benutzer 
nicht zufällig auf eine solche Seite stos-
sen, sondern wissen müssen, wo und 
wie danach zu suchen ist, kann davon 
ausgegangen werden, dass das gemein-
same Interesse im sexuellen Missbrauch 
von Kindern liegt. Die Studie beleuchtete 
unter anderem

●● den Wissensaustausch
●● die Teilnahme
●● die Rollen der Teilnehmer: „Promi-
nente“, „Neulinge“, „Lauernde“

●● die Struktur und Hierarchie

Wissensaustausch

Wissensaustausch beschreibt den Prozess, 
durch den sich Menschen neue Ideen 
und Informationen aneignen. Er hält die 
Gruppe zusammen und sorgt mithin für 
Kohärenz. Geteiltes Wissen bildet die 
Grundlage für Gruppenentscheide und 
-handlungen. Online-Diskussionsforen 
gelten als zentralisierte Gemeinschaften, 
in denen eine Einzelperson oder eine 
kleine Gruppe die Themen vorgeben und 
die Diskussionen mit Regeln und Richt-
linien durchsetzen.6 Die Themen legen 
zugleich die Grenzen des Kollektivs fest. 
Bestimmende Kernmitglieder üben nicht 
explizite oder informelle Autorität aus, die 
höher ist als diejenige der übrigen Teil-
nehmer. Neue Gruppenangehörige kön-
nen sich jedoch durch häufige Interaktion 
mit Kernmitgliedern von der Peripherie ins 
Zentrum bewegen, um Wissen und da-
durch Autorität zu erlangen. Abbildung 1 
veranschaulicht den Informationsaus-
tausch auf einer zentralisierten Kommuni-
kationsplattform.

Das Sammeln von Informationen ent-
spricht eher einer informellen sozialen 
Interaktion als einer zielgerichteten Akti-
vität. Infolgedessen geht es nicht nur um 
den Wissensaustausch, sondern auch um 
emotionalen Rückhalt, dank dem sich die 

Abb. 1: Wissensaustausch auf einer zentralisierten Kommunikationsplattform7

Teilnehmer unterstützt und willkommen 
fühlen.8

Teilnahme

Die Häufigkeit, mit der sich ein Teilneh-
mer einbringt, wirkt sich auf seine Rolle 
in der Gruppe aus. Beteiligt sich jemand 
nicht an gemeinschaftlichen Aktivitäten, 
gewinnt er nicht an Ansehen, sein Ein-
fluss auf die Gruppe bleibt gering und 
er spielt keine bestimmende Rolle. Inter-
agiert ein Mitglied dagegen aktiv und 
häufig, prägt es die Gemeinschaft mit. 
Durch positive Rückmeldungen wird es 
belohnt, gewinnt an Reputation und wird 
ermutigt, sich noch mehr einzubringen. 
Keine oder negative Reaktionen wiederum 
sanktionieren ein bestimmtes Verhalten. 
Und gemeinsame, insbesondere positiv 
wahrgenommene Interaktionen stärken 
die Gruppe als Ganzes.9 Der Betriebs-
wirtschafter Dirk Zupancic nennt sechs 
Grundbedürfnisse, die Menschen dazu 
bewegen, in einer virtuellen Gemeinschaft 
mitzuwirken:

●● Interessen pflegen;
●● zwischenmenschliche Beziehungen ein-
gehen;

●● Anerkennung finden;
●● Fantasien ausleben;
●● selbstbestimmt handeln;
●● Waren handeln oder tauschen;10

Sobald ein Mitglied diese Bedürfnisse be-
friedigt, fühlt es sich sozial integriert, mo-
tiviert für weitere Interaktionen und hat
kein Interesse daran, die Gemeinschaft zu
verlassen. Durch seine anhaltende aktive
Teilnahme trägt es zur Stabilität der Ge-
meinschaft bei. Entsprechend beruht die
Stärke einer virtuellen Gemeinschaft nicht
unbedingt auf der Anzahl Teilnehmenden,
sondern auf der Intensität ihrer kommu-
nikativen Beziehungen. Starke Bindungen
widerspiegeln sich in engen Beziehungen
und häufigen Interaktionen mit einem
Partner über einen längeren Zeitraum.11

Rollen der Teilnehmer

Kommunikationsinhalte, soziale Muster 
und das Betragen von Nutzern geben Auf-
schluss über ihre Rolle in einer Gruppe.12 
Sie zu klassifizieren und zu vergleichen 
hilft, die Komplexität des Gruppenverhal-
tens zu reduzieren. Das Verhalten wird 
durch verschiedene Faktoren wie Fähig-
keiten, Privilegien und Verantwortlichkei-
ten geprägt. Mitglieder besetzen Positio-
nen, die es ihnen erlauben oder sie daran 
hindern, bestimmte Handlungen vorzu-
nehmen. Je mehr über diese Rollen be-
kannt ist, desto besser können sie in einen 
Kontext gesetzt werden. Im Gegensatz zu 
funktionalen Titeln wie „Moderator“, die 
bestimmte Tätigkeiten implizieren, gibt 
es implizite Rollen, die nicht klar definiert 
sind, sondern sich durch wiederholte 
Wechselbeziehung und Verhaltensmuster 
kennzeichnen. Die Teilnehmer sind sich 
über ihre Bedeutung einig und erwarten 
eine bestimmte Verhaltens- oder Hand-
lungsweise des Rollenträgers. Eine Rolle 
ist immer mit Status und Rechten sowie 
Verantwortung und Pflichten verbunden. 
Auch Privilegien sind einer Rolle zugeord-
net, die nur der Rollenträger geniesst und 
von denen er andere ausschliesst.

„Prominente“, „Neulinge“ und 
„Lauernde“13

Als „prominent“ gelten diejenigen Nutzer, 
die sich durch eine hohe Anzahl Posts aus-
zeichnen. „Prominente“ besitzen zudem 
eine hohe kommunikative Kompetenz 
und sind auf bestimmten Gebieten sehr 
bewandert, wodurch sie in der Gruppe 
als privilegierte Autoritäten wahrgenom-
men werden. Sie definieren die Gemein-
schaft und ihre Normen, dienen als Vor-
bild und übernehmen Verantwortung 
für die Gruppe.14 „Prominente“ sind im 
kriminellen Kontext zwingend zu ermit-
telnde Schlüsselfiguren; dagegen kennt 
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der „Neuling“ die Standards der Commu-
nity noch nicht und verfügt im Vergleich 
zu den übrigen Gruppenmitgliedern über 
eine dünnere Wissensbasis. Er muss sich 
die gemeinschaftlichen Normen aneignen
und sich selbst legitimieren, um integ-
riert zu werden. Will er sozial aufsteigen, 
muss er Wissen, Anerkennung und Anse-
hen erwerben. Hat er dies erreicht, wird 
er verstärkt interagieren. Ein hohes Mass 
an Interaktivität fördert das Vertrauen in 
die Loyalität des „Neulings“ zur Gemein-
schaft.15 Der „Lauernde“ hingegen handelt 
passiv und konsumiert lediglich Inhalte 
und Gespräche anderer Gruppenmitglie-
der. Lauern kann eine Taktik sein, da nicht 
jeder „Lauernde“ irgendwann teilnehmen-
des Mitglied werden möchte. Da niemand 
weiss, wer die „Lauernden“ sind, weil sie 
sich unsichtbar verhalten, besitzen sie in 
der Gemeinschaft keinerlei Status.

Struktur und Hierarchie

Um Schlüsselfiguren zu identifizieren, ist es 
unabdingbar, möglichst viel über die Struk-
tur und Hierarchie einer Gemeinschaft in 
Erfahrung zu bringen. Denn mittels solcher 
High-Value-Targets kann das Netzwerk 
ge- oder gar zerstört werden. Sowohl im 
virtuellen als auch im physischen Raum 
wird zwischen zentralen kontrollierten und 
dezentralen unkontrollierten Architekturen 
unterschieden. Ein Beispiel dafür sind un-
abhängig voneinander agierende Terror-
zellen im Gegensatz zu eher gebündelten 
mafiaähnlichen Organisationen, die von 
einzelnen Hauptfiguren gesteuert werden. 
In der virtuellen Welt funktionieren bspw. 
das Usernet und Peer-to-Peer-Netzwerke 
dezentral. Dagegen wird ein Kommunika-
tionsforum, wie es seinerzeit auf „Freedom 
Hosting II“ eingerichtet wurde, zentral von 
wenigen Personen dirigiert.

Eine zentrale Architektur bietet einige 
Schwachstellen, namentlich in der Kom-
munikation und angesichts der Netz-
werkgrösse.16 Die Kommunikation wird 
erschwert und ist von Missverständnissen 
und Verwirrung geprägt, sobald zu viele 
Personen beteiligt sind. Eine Folge davon 
sind stärkere Kontrollmechanismen, in-
dem das führende Mitglied die Themen 
bestimmt und überprüft, wer mit wem 
kommuniziert, damit die Aktivitäten der 
Gemeinschaft gezielt gelenkt werden. Ab 
einer gewissen Grösse wird die Führung 
auf mehrere Akteure verteilt. Die Mit-
glieder möchten allerdings, dass sie und 
ihre Anliegen ernst genommen werden, 
sonst reduzieren sie ihr Engagement für 
die Gemeinschaft und verlieren ihre Loya-

lität. Kommt es zu einem Loyalitätsverlust, 
könnten solche Teilnehmer als Informan-
ten für Ermittlungen gewonnen werden.

Sobald die Hierarchie abflacht und 
jeder mit jedem interagieren darf, wird 
die zentrale Kontrolle zudem erschwert 
und vertrauliche Informationen können 
das Netzwerk verlassen. Innerhalb einer 
Gemeinschaft können sich ferner kleine 
Gruppen bilden. Ihre Angehörigen verfol-
gen bspw. dieselben Interessen oder wi-
ckeln ihre Geschäfte über immer dieselbe 
Person ab. Solche Untergruppen können 
für Ermittlungen ebenfalls von Bedeutung 
sein, da die relativ engen Beziehungen in 
ihnen zu weiteren Zielpersonen führen 
können, die in der Gemeinschaft als Gan-
zes schwer ersichtlich sind.17

Analyse des Forums 
„Paradise Village“

„Paradise Village“ war Teil des Anfang 2017 
gehackten Webhosters „Freedomhosting 
II“, der insgesamt rund 10 000 TOR- ba-
sierte Seiten beherbergte. 10 davon enthiel-
ten Dateien mit Kinderpornografie im Um-
fang von rund 30 Giga-bytes. In der Praxis 
sind die zeitlichen und personellen Ressour-
cen für Darknet-Ermittlungen grundsätzlich 
knapp. Weder existiert eine Checkliste, was 
zu untersuchen, noch wie und wo zu be-
ginnen ist. Aus diesem Grund wurde in der 
Verwaltungssoftware des Forums nach den 
technischen Möglichkeiten gesucht, welche 
die Rollen und menschlichen Verhaltenswei-
sen in der Community bestimmen. Auf den 
wissenschaftlichen Grundlagen fokussierte 
die Analyse auf Strukturen und Hierarchien, 
um die Figuren zu eruieren, die für das Trei-
ben auf der Plattform massgebend sind, 
sogenannte High-Value-Targets. Die Interak-
tionen wurden zudem quantifiziert, um die 
Stärke der Verbindungen zu messen und so 
weitere Zielpersonen ausfindig zu machen.

Aufbau und Format

Bei „Paradise Village“ handelte es sich 
um ein herkömmliches Kommunikations-
forum in der Skriptsprache PHP18. Sein 
Begründer „Admin“ eröffnete es Anfang
April 2015 und die letzten Interaktionen 
fanden Anfang Februar 2017 statt. Die frei 
erhältliche Open-Source-Software bietet 
grundsätzlich zahlreiche Funktionen, wie 
z. B. Erweiterungen für die Sicherheit („An-
melden erforderlich“, „Benachrichtigung
des Administrators bei der Registrierung“,
„Neue Themen, die eine Genehmigung
erfordern“, „Externe Bilder als Link“) oder
für die Kommunikation („Statistik über
24 Stunden“, „Exif-Daten anzeigen“) usw.

Sie bietet den Benutzern alles, um auf 
verschiedenen öffentlichen und privaten 
Kanälen miteinander zu kommunizieren. 
Zudem gibt es zahlreiche Instrumente für 
einen oder mehrere Administratoren, um 
die User und ihren Datenverkehr zu steu-
ern. Forumsmitglieder registrieren sich mit 
frei wählbaren Benutzernamen, E-Mail-
Adressen und Passwörtern. Für die Studie 
wurden die Inhalte mit SQL19 abgerufen.

Struktur und Hierarchie

Die Analyse zeigte, dass „Paradise Village“ 
zentral gesteuert wurde und einen hohen, 
sehr hierarchischen Organisationsgrad 
aufwies. Struktur und Funktionsweise des 
Forums ähnelten jeder beliebigen virtuel-
len Gemeinschaft, bspw. einer digitalen 
Plattform zum Verkauf eines Produkts oder 
zur Gewinnung von Sympathisanten, die 
den Absatz von Waren fördern sollen. 
Weiter bestätigte die Untersuchung zahl-
reiche Verknüpfungen des Cyberspace mit 
der physischen Welt. So vereinbarten Teil-
nehmende Reisen und persönliche Treffen 
in der Absicht, Kinder zu missbrauchen. 
Der technische Aufbau förderte die Grup-
penbildung, bspw. den Zusammenschluss 
von Produzenten, bei dem es sich um In-
formationen über die Auswahl der Opfer, 
die besten Standorte zur Herstellung von 
Kinderpornografie und dergleichen han-
delte. Weitere Kategorien wie „Babys“, 
„Kleinkinder“, „Hurtcore“20 oder „Verge-
waltigung“ sollten die sexuellen Vorlieben 
mancher Teilnehmer befriedigen. Solche 
Untergruppen bildeten sich als Angebot 
heraus, das aus der Nachfrage resultierte. 
Diese brachte der „Admin“ regelmässig in 
Erfahrung, wozu er ein etabliertes Feed-
backsystem nutzte. Wegen der Dynamik, 
die sich dabei entwickelte, waren Gewalt 
und Brutalität kaum noch Grenzen gesetzt.

„Paradise Village“ wurde von einer 
Einzelperson, dem „Admin“, und seinen 
Moderatoren geleitet. Diese rund zwanzig 
Personen bildeten den Kern des gesam-
ten Netzwerks mit rund 80 000 Usern. 
Sie legten die Themen fest, kontrollierten 
die Mitglieder und steuerten die Kom-
munikation. Von diesen Schlüsselfiguren 
zeichneten sich lediglich der „Admin“ 
und ein Moderator durch hohe kommu-
nikative Aktivität aus. Die übrigen Mo-
deratoren fungierten hauptsächlich als 
administrative Drehscheibe zwischen den 
Mitgliedern der jeweiligen Untergruppe 
und dem „Admin“. Ihre prominente Rolle 
hielten sie demzufolge nicht mit eigenen 
inhaltlichen Beiträgen, sondern vielmehr 
mit der Pflege und Neugewinnung von
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Mitgliedern sowie der Berichterstat-
tung an ihren Vorgesetzten aufrecht. Die-
ser wählte seine Moderatoren entweder 
selbst aus oder aber Teilnehmer wurden 
in privaten Nachrichten bei ihm vorstellig 
und bemühten sich um die Funktion. Der 
„Admin“ hob jeweils die Vertrauensba-
sis innerhalb des Führungskreises hervor, 
wies aber gleichzeitig darauf hin, dass er 
seine Moderatoren streng kontrolliere.

Teilnahme

Die Tatsache, dass die Mitglieder die Inter-
netadresse zu „Paradise Village“ im TOR-
Netzwerk kennen mussten, dass sie sich 
registrierten und illegale Inhalte zur Verfü-
gung stellten, verdeutlicht ihre kriminelle 
Energie. Einmal im Forum, schienen sie sich 
sicher zu fühlen, verwendeten anstatt in-
ternationale Verkehrssprachen ihre eigenen 
(etwa Tschechisch oder Polnisch) und ga-
ben vertrauliche Informationen, bspw. die 
Region ihres Aufenthalts, preis. Sie erhiel-
ten von anderen Teilnehmern emotionale 
Unterstützung und Vertrauen, erlangten 
Privilegien und übernahmen Verantwor-
tung. Aktives Kommunizieren wurde mit 
Autorität, Status und mehr Rechten belohnt 
(Abb. 2), Inaktivität und Regelverstoss dage-
gen mit Suspendierung des Benutzerkontos 
(Abb. 3) oder als schärfste Sanktion mit un-
widerruflichem Ausschluss aus dem Forum 
bestraft. Das Wechselspiel von Druck und 
Anreiz lässt darauf schliessen, dass die De-
linquenz hier nicht unbedingt dem Wunsch 
des Täters nach sexueller Befriedigung ent-
sprang, sondern daher rührte, Bestandteil 
des sozialen Netzwerks zu bleiben und den 
anderen Teilnehmenden zu gefallen.21

Neuzugänge versuchten, sich von der 
Peripherie hin zur Kerngruppe ins Zentrum 
zu bewegen, um einen besseren Status zu 
erlangen. Weiter machten inaktive Benut-
zer und „Lauernde“ ungefähr die Hälfte 
aller Teilnehmenden aus; sie verblieben 
zwischen Null und 78 Tagen im Forum. 
Sehr aktive User konnten aufgrund der 
Anzahl Beiträge und privater Nachrichten 
auf einige Hundert oder Tausend reduziert 
werden. Damit bestätigt sich die These, 
wonach nicht die Gesamtzahl der Teil-
nehmer, sondern die bekennenden und 
engagierten Nutzer die Stabilität der Ge-
meinschaft bestimmen.

Fazit

Die Untersuchung von „Paradise Village“ 
zeigte auf, dass ein pädokriminelles Netz-
werk mit zehntausenden Mitgliedern hoch-
professionell organisiert sein und strengen 
hierarchischen Strukturen folgen kann. Im 

“[…]Dear registered users
I would like to ask you to use the thank you button instead of replying to a topic if all you want to 
say is]…]thank you[…].

Clicking this button will advance the trust level of the user you are thanking, so he can become a 
resident[22] quicker.
[…]„ (sic)

“Registered users without 
avatar[23] will be removed/
deactivated” (sic)

“This week I will start removing registered users that do not have an 
on-topic avatar.
Long time residents/visitors of PV know this procedure. Working ontopic 
avatars are a requirement. We do not have many strict rules but having 
an on-topic avatar is one of them.
If you already have posts your account will be deactivated.
[…]” (sic)

Abbildung 2: Auszug aus einem Rundschreiben des „Admin“: Statusverbesserung durch 
kontinuierliche Danksagung

Abbildung 3: Rundschreiben des „Admin“ mit angekündigter Sanktion bei Regelverstoss

Lichte der Ergebnisse wäre ein effizienter 
Ansatz für Ermittlungen, die Schlüsselfigu-
ren einer solchen Gemeinschaft zu eruieren, 
um sie zu identifizieren und die kriminellen 
Machenschaften zumindest vorübergehend 
zu unterbinden. Übereinstimmend mit wis-
senschaftlichen Erkenntnissen waren nicht 
alle Teilnehmer pädophil veranlagt oder 
handelten mit dem Ziel pädosexueller Be-
friedigung. Vielmehr wirkten zentrale Figu-
ren darauf hin, eine Umgebung zu schaffen 
und zu pflegen, welche entsprechende De-
likte ermöglichte und förderte. Namentlich 
der „Admin“ gab den Teilnehmenden expli-
zit zu verstehen, dass er keine einschlägigen 
Inhalte zur Verfügung stelle, sondern dies 
Sache der Forumsmitglieder sei. Auch die 
Moderatoren beschränkten sich grössten-
teils auf administrative und organisatorische 
Aufgaben. In der Schweiz stellt sich daher 
die Frage, inwiefern diese bestimmenden 
Akteure aus strafrechtlicher Sicht zur Re-
chenschaft gezogen werden können. Da-
her sollten die gesetzlichen Grundlagen und 
ihre Anwendung insbesondere mit Blick auf 
den organisatorischen und konspirativen 
Charakter diskutiert werden, denn ein der-
artiges Netzwerk wurde hierzulande noch 
nicht als kriminelle Organisation im Sinne 
von Art. 260ter StGB qualifiziert.

Weiter ist konstante Polizeipräsenz 
im Darknet unumgänglich, da sonst ein 
Grossteil der Verbrechen, die sich oftmals 
gegen Säuglinge und Kleinkinder richten, 
nie beleuchtet wird und ans Tageslicht ge-
langt. Hierfür müssen Ermittler über die 
Instrumente verfügen, die ihnen sowohl 
Zugang zu solchen Plattformen als auch 
die Teilnahme daran erlauben. Unerläss-
lich ist zudem die enge und unkompli-
zierte internationale Zusammenarbeit 
unter Fahndern, da ein Täter im Darknet 
meist erst im Laufe der Ermittlungen lo-
kalisiert, dem zuständigen Land kommu-

niziert und dort weiterverfolgt werden 
kann.

Darüber hinaus relativieren die Untersu-
chungsergebnisse die angebliche Anony-
mität im Darknet. Sobald sich die Nutzer 
in einem abgeschotteten Forum in Sicher-
heit wähnen, wird die Anonymität zur 
„Pseudonymität“. In der Absicht, ihren er-
langten Status beizubehalten, agieren sie 
auf verschiedenen Plattformen oft unter 
gleichem Decknamen, um sich für andere 
Mitglieder zu erkennen zu geben. Dies 
fördert einerseits die Offenheit und die 
Authentizität unter den Teilnehmenden. 
Je näher sie sich kommen, desto eher sind 
sie bereit, ihre Tarnung aufzuweichen und 
Angaben über sich preiszugeben, die in 
vielen Fällen mit ihrem Leben ausserhalb 
des Cyberspace korrespondieren.24 Ande-
rerseits kann nach den Decknamen, die 
sich auf sichergestellten Plattformen fin-
den, auf anderen anonymisierten Kanälen 
weitergefahndet werden, sollten ihre Trä-
ger noch nicht identifiziert worden sein.

Kinderpornografie ist verhältnismässig 
günstig herzustellen. Der durch die Studie 
gewonnene Einblick in die Funktionsweise 
von pädokriminellen Netzwerken verdeut-
licht, dass die Nachfrage permanent stimu-
liert und das Angebot laufend angepasst 
wird. Bei zehntausenden Abnehmern be-
steht somit eine Absatzmöglichkeit. Dieser 
Trend lässt eine Kommerzialisierung von 
Kindesmissbrauch und Kinderpornografie 
befürchten. Unter diesem Gesichtspunkt 
sind weitere Untersuchungen nötig.

Anmerkung: Bei diesem Beitrag han-
delt es sich um eine Zusammenfassung 
der Masterarbeit „A Virtual Community of 
Child Sex Offenders. Organization, Partici-
pation and Motivation of its Members“ im 
Masterstudiengang Forensic Computing 
and Cybercrime Investigation am Univer-
sity College Dublin.
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Anmerkungen
1 Die im folgenden Artikel geäusserten Ansich-

ten sind jene der Autorin und verstehen sich 
nicht als offizieller Standpunkt des schweizeri-
schen Bundesamtes für Polizei.

2 Europol (2017): Internet Organised Crime Th-
reat Assessment IOCTA.

3 Trachsel, Dominique (2018): A Virtual Com-
munity of Child Sex Offenders. Organization, 
Participation and Motivation of its Members.

4 In Rüdt, Christoph (2007): Wertschöpfung in 
Virtual Communities. Management sozialer 
Interaktionen unter Anwendung der Netz-
werkanalyse, p. 40.

5 The Onion Router/Routing: Eine Software, 
welche die Kommunikation im Internet ver-
schlüsseln kann.

6 Godara, Jaideep et al. (2009): The Efficacy of 
Knowledge Sharing in Centralized and Self-
Organizing Online Communities: Weblog Net-
works vs. Discussion Forums.

7 Godara et al. (2009): op.cit., p. 3.
8 Burnett, Gary (2000): Information exchange 

in virtual communities: a typology.
9 Golder, Scott A. et al. (2004): Social Roles in 

Electronic Communities, p. 6; Burnett (2000): 
op.cit., p. 9.

10 Aus Rüdt (2007): op.cit.S. 103
11 cf. Döring, Nicola et al. (2003): Soziale Nor-

men in virtuellen Gruppen. Eine empirische 
Analyse ausgewählter Chat-Channels, p. 317.; 
Rüdt (2007): op.cit., p. 91; Godara et al. 
(2009): op.cit., p. 4.

12 Gallagher, Silvia Elena et al. (2015): „What 
is, Becomes What is Right“: A Conceptual 
Framework of Newcomer Legitimacy for On-
line Discussion Communities, p. 403.

13 Aus dem Englischen „Celebrities“, „Newbies“, 
„Lurkers“.

14 Golder et al. (2004): op.cit.
15 Gallagher et al. (2015): op.cit., p. 401; Rüdt 

(2007): op.cit., p. 117.
16 Canter, David (2000): Destructive organisatio-

nal psychology.
17 McAndrew, Duncan (2000): The structural 

analysis of criminal networks.
18 Abkürzung von Hypertext Preprocessor. Die 

Sprache dient hauptsächlich der Erstellung 
dynamischer Webseiten oder -anwendungen.

19 Structured Query Language, eine Standard-
sprache zum Speichern, Bearbeiten und Abru-
fen von Daten in Datenbanken.

20 Englisches Kofferwort aus „hardcore [porno-
graphy]“ und „hurt“ (= verletzen). „Hurtcore“ 
steht in diesem Kontext für besonders brutale 
Kinderpornografie.

21 In Quayle, Ethel et al. (2012): An introduction 
to the problem, p. 14.

22 Im Forum gab es verschiedene Status, bspw. 
„Site Admin“, „Visitor“, „Resident“, „Global 
Moderator“, die mit mehr oder weniger tech-
nischen Rechten verknüpft waren.

23 Im vorliegenden Fall eine grafische Darstel-
lung, die das Profil des jeweiligen Users mit 
Kinderpornografie verlinkt, die auf einem an-
deren Server gehostet wird.

24 Cf. Döring et al. (2003): op.cit., p. 316.
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Wirtschaftskriminalität
im digitalen Zeitalter

in Zusammenarbeit mit

Mittwoch, 5. Juni 2019
Staatskanzlei Rheinland-Pfalz
Peter-Altmeier-Allee 1 | 55116 Mainz

5. Trierer Forum zum Recht der Inneren Sicherheit (TRIFORIS)

Vorwort

Die moderne, international vernetzte und organisierte 
Wirtschaftskriminalität stellt den Rechtsstaat vor neue 
Herausforderungen.

Wirtschaftskriminalität ist regelmäßig für rund die Hälfte des
durch Straftaten in der Bundesrepublik Deutschland verursach-
ten Gesamtschadensvolumens verantwortlich. Da wirksa-
me Strategien zum Umgang mit diesem Phänomen besondere
Kenntnisse des Wirtschaftslebens voraussetzen, entwickelt sich das 
Wirtschaftsstrafrecht immer stärker zu einer Materie für reine
Experten. Insbesondere angesichts der zunehmenden Digitalisierung 
verlieren daher Ermittler, Justiz, Strafverteidiger und Wissenschaft in 
diesem dynamischen Rechtsbereich leicht den Anschluss.

Dieser Entwicklung will sich das in Kooperation zwischen dem 
ISP und dem LKA Rheinland-Pfalz unter der Schirmherrschaft der 
rheinland-pfälzischen Ministerpräsidentin Malu Dreyer bereits zum 
fünften Mal stattfindende Trierer Forum zum Recht der Inneren 
Sicherheit (TRIFORIS) unter dem Titel „Wirtschaftskriminalität im 
digitalen Zeitalter“ entgegenstellen. Dabei steht erneut das Bestreben 
im Vordergrund, den Dialog von Wissenschaft und Praxis zu fördern 
und eine Plattform zu schaffen, auf der von renommierten Experten 
über aktuelle Entwicklungen in verständlicher Form informiert wer-
den kann.

Für Mitglieder des ISP-Fördervereins sowie für Angehörige der Polizei 
Rheinland-Pfalz ist die Teilnahme frei. Für Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte bieten wir die Möglichkeit einer Teilnahmebestätigung 
als Fortbildungsnachweis gemäß § 15 FAO (bitte entsprechenden 
Bedarf bei der Anmeldung angeben).

Da unmittelbar an der Staatskanzlei keine Parkplätze zur Verfügung 
stehen, empfehlen wir die nahe gelegenen Parkhäuser Rheinufer und 
Deutschhausplatz oder den Parkplatz Schloss. Bitte benutzen Sie im 
Tagungsgebäude den Eingang Stresemannsaal.

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme.

Veranstaltungsort:
Staatskanzlei Rheinland-Pfalz
Festsaal (Eingang Stresemannsaal)
Peter-Altmeier-Allee 1 · 55116 Mainz

Verein zur Förderung des Instituts für 
Strafprozessrecht und Polizeirecht der 
Universität Trier (ISP) e. V.

Institut für Deutsches und Europäisches 
Strafprozessrecht und Polizeirecht der 
Universität Trier (ISP)

Universität Trier
Fachbereich Rechtswissenschaft
Prof. Dr. Mark A. Zöller
Universitätsring 15 · 54296 Trier

Telefon:  0651 201-2598
Fax:  0651 201-3924

E-Mail: zoeller@uni-trier.de
Homepage:  www.isp.uni-trier.de

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz
Valenciaplatz 1–7 · 55118 Mainz

Telefon:  06131 652175 · 06131 652213
E-Mail: lka.ls1.gf@polizei.rlp.de

Mit freundlicher Unterstützung durch:

Fortbildung nach § 15 FAO

LANDESKRIMINALAMT
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Die Schleierfahndung
Möglichkeiten und Grenzen anlassunabhängiger Kontrollen

Von PHK Tim Riedel

Einleitung

Im Dezember 2017 hielten Kräfte der Polizeiinspektion Fahndung 
Rosenheim im Rahmen der Schleierfahndung im deutsch-öster-
reichischen Grenzgebiet einen mit vier Rumänen besetzten Pkw 
an. Die Durchsuchung des Fahrzeuges brachte große Mengen 
an Goldschmuck, Zigaretten und elektronische Geräte hervor. 
Nach den anschließenden Identitätsfeststellungen durch erken-
nungsdienstliche Maßnahmen konnten den Männern mehrere 
Wohnungseinbruchsserien in verschiedenen Städten der Bundes-
republik zugeordnet werden (vgl. Baumann 2018, S. 1).

Seit 1995 haben der Bund und die meisten Bundesländer ein 
neuartiges polizeirechtliches Instrumentarium zur Informations-
beschaffung eingeführt, das die Kontrolle von Personen in be-
stimmten Bereichen auch ohne das Vorliegen einer Gefahren-
situation erlaubt. Der o. a. Sachverhalt ist ein gutes Beispiel für 
den Erfolg der sog. Schleierfahndung. Allerdings sorgt gerade 
der Verzicht auf die konkrete Gefahr als Voraussetzung polizei-
lichen Handelns für einen beharrlichen rechtspolitischen Diskurs, 
in dem Politiker verschiedener Parteien sowie Verfassungs- und 
Bürgerrechtler eine ungerechtfertigte Ausweitung polizeilicher 
Befugnisse befürchten. Aus Sicht der Kritiker verschieben derar-

tige Vorfeldbefugnisse das Verhältnis von Freiheit und Sicherheit 
zugunsten sicherheitspolitischer Erwägungen.

Die nachfolgende Hausarbeit soll einen Überblick über die Ent-
wicklung und die kriminaltaktischen Möglichkeiten und Grenzen 
sowie die Erfolgsbilanz anlassunabhängiger Kontrollmaßnahmen 
geben. Da insbesondere die polizeirechtlichen Ermächtigungs-
grundlagen zur Schleierfahndung immer wieder Gegenstand 
öffentlicher Diskussionen sind und den (kriminal)polizeilichen 
Handlungsrahmen beschränken, ist auch eine vertiefende recht-
liche Betrachtung in diesem Kontext aus Sicht des Verfassers 
unerlässlich.

Über die Darstellung rechtlicher und taktischer Aspekte hinaus 
soll im Rahmen der Arbeit die Frage beantwortet werden, wie 
eine effektive Kriminalitätsbekämpfung mit Hilfe verdachts- und 
ereignisunabhängiger Kontrollen auch unter Wahrung eines aus-
tarierten Verhältnisses von Freiheit und Sicherheit gelingen kann.

1. Begriffsbestimmung
Der Begriff der Schleierfahndung steht für die Kontrolle von Per-
sonen in bestimmten öffentlichen Bereichen, ohne dass konkrete
Verdachtsmomente oder tatsächliche Anhaltspunkte für eine Ge-

Schleierfahndung

Die vorliegende Ausgabe der Kriminalistik beinhaltet zwei Haus-
arbeiten des Masterstudiengangs „Öffentliche Verwaltung – 
Polizeimanagement“ an der Deutschen Hochschule der Polizei. 
Die Hausarbeiten wurden als Prüfungsleistung im Modul „Kri-
minalität – Phänomen, Intervention und Prävention“ im Früh-
jahr 2018 gefertigt. Beide Arbeiten befassen sich mit Themen-
bereichen, welche derzeit sowohl medial wie auch juristisch im 
Fokus stehen, nämlich die Themenbereiche „Schleierfahndung“ 
und „legendierte Kontrolle“. Im Gegensatz zu vielen sonstigen 
Veröffentlichungen zu den genannten Themen stehen bei bei-
den Arbeiten jedoch nicht die rechtlichen, sondern die krimi-
naltaktischen Aspekte im Vordergrund der Betrachtung.

Tim Riedel befasst sich dabei mit den Möglichkeiten und 
Grenzen der sog. Schleierfahndung, die insbesondere im Zu-
sammenhang mit der Einführung einer bayrischen Grenzpolizei 
und dem neuen Polizeigesetz NRW in den Fokus der Öffent-
lichkeit geraten ist. Nach einer praxisnahen Einleitung und ei-
ner Begriffsbestimmung stellt er zunächst die geschichtliche 
Entwicklung der Schleierfahndung dar. Im Weiteren geht er 
auf die rechtlichen Aspekte, insbesondere das Gefahrenvorfeld, 
ein. Sodann geht er auf die kriminaltaktischen Aspekte in den 
Bereichen Lagebild, der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit sowie der Aus- und Fortbildung ein, stellt aber auch die 

Grenzen der Schleierfahndung dar. Seine Bilanzierung erfolgt 
differenziert, auch im Fazit stellt er die Meinungen der ver-
schiedenen Lager objektiv nebeneinander, um dann praktische 
Lösungen aufzuzeigen.

Christoph Adler befasst sich mit dem Thema legendierter Kon-
trollen. In der Einleitung beschreibt er zunächst die Methode 
und stellt kurz den rechtlichen Status dar. Daraufhin stellt er 
auf die rechtlichen Problembereiche wie offene oder verdeckte 
Maßnahme bzw. Gemengelage ab, um dann den diesbezügli-
chen Rechtsstreit sowie das aktuelle BGH-Urteil darzustellen. Auf 
die Darstellung des weiter bestehenden Meinungsstreits folgt 
dann eine sehr tiefgehende polizeipraktische Betrachtung, die 
auf aufwändigen Expertenbefragungen basiert. Hier stellt er um-
fangreich die Bedeutung der legendierten Kontrolle im Ermitt-
lungsverfahren, die Zusammenarbeit mit der StA, die praktische 
Durchführung sowie eine erneute rechtliche Abwägung dar. Im 
Fazit wird der Nutzen, aber auch der sorgfältig abgewogene 
Umgang mit der Methode differenziert dargestellt.

Insgesamt liegen hier zwei Hausarbeiten vor, die nicht nur 
wegen ihrer rechtlichen Aktualität, sondern insbesondere we-
gen ihrer taktisch-strategischen inhaltlichen Schwerpunktset-
zung absolut lesenswert sind.

Thomas Schulte, Kriminaldirektor im Hochschuldienst

03 - Krimi_4_2019_13_K3.indd   262 04.04.2019   13:04:07



Kriminalistik‑Campus: Schleierfahndung    263Kriminalistik 4/2019

fahrensituation vorliegen. Dabei handelt es sich um Maßnahmen 
zur Informationsgewinnung mit dem Ziel der Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Kriminalität. Kontrollmaßnahmen i. S. der 
Schleierfahndung werden in der Literatur und der polizeilichen 
Praxis unterschiedlich auch als verdachts-, anlass-, ereignisunab-
hängige oder auch lagebildorientierte bzw. lagebildabhängige 
Kontrollen bezeichnet (vgl. Krane 2006, S. 283). Der bildliche Be-
griff der Schleierfahndung soll verdeutlichen, dass es sich hierbei 
nicht um ein Instrument zur punktuellen, anlassbezogenen Kon-
trolle, sondern um einen Sicherheitsschleier aus engmaschigen 
Kontrollen handelt, der über bestimmte Teile des Landes gelegt 
wird (vgl. Graf 2006, S. 24).

2. Historische Entwicklung
Im Juni 1985 vereinbarten Deutschland, Frankreich und die Be-
nelux-Staaten mit dem Schengener Abkommen den schrittwei-
sen Abbau von Kontrollen an den Binnengrenzen und deren
Verlagerung an die gemeinsamen Außengrenzen, um einen un-
gehinderten Reiseverkehr der Unionsbürger zu ermöglichen und
die Schaffung eines gemeinsamen europäischen Binnenmarktes
voranzutreiben. Zur praktischen Umsetzung der politischen Ver-
einbarungen wurde im Juni 1990 ein zweites Abkommen, das
Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ) unterzeich-
net, das jedoch aufgrund mehrerer Verzögerungen erst fünf
Jahre später in Kraft trat. Im Mai 1999 wurden die Abkommen
dann mit weiteren begleitenden Regelungen durch den Vertrag
von Amsterdam als Schengen-Besitzstand in den Rechtsrahmen
der Europäischen Union (EU) überführt. Mittlerweile sind fast
alle EU-Mitgliedstaaten dem SDÜ beigetreten (Kirchhoff 2012,
S. 233 f.).

Da mit dem Wegfall der Grenzkontrollen teils erhebliche Si-
cherheitslücken befürchtet wurden, beinhaltet das SDÜ auch 
eine Reihe an Ausgleichsmaßnahmen wie die Einrichtung des 
Schengener Informationssystems, die Festlegung einheitlicher 
und verbindlicher Kontrollstandards an den Schengen-Außen-
grenzen und die Erleichterung der grenzüberschreitenden poli-
zeilichen und justiziellen Zusammenarbeit (vgl. Scholzen 2004, 
S. 2). Laut Walter sind die Einbußen im Sicherheitsbereich als ne-
gative Begleitfolgen der Grenzöffnungen allerdings unterschätzt
worden. Der Wegfall der Grenzkontrollen habe die weitere In-
ternationalisierung der organisierten Kriminalität gefördert und
die Mobilität reisender Täter erleichtert. Auch die Wirksamkeit
der Ausgleichsmaßnahmen in Form verstärkter Kontrollen an den
Schengen-Außengrenzen sei falsch eingeschätzt worden, denn
trotz intensiver Bemühungen habe die illegale Migration in die
EU seit dem Grenzabbau stetig zugenommen (vgl. Walter 2004,
S. 670). Für die Bundesrepublik Deutschland ergaben sich laut
Drewes wegen ihrer exponierten kriminalgeografischen Lage so-
wie ihrer modernen Verkehrsinfrastruktur und deren Nutzung
durch mobile Tätergruppen besondere sicherheitspolitische Be-
denken (Drewes 2004, S. 4 f.). Ergänzend zu den Ausgleichs-
maßnahmen auf internationaler Ebene wurden daher auch auf
nationaler Ebene zum Teil innenpolitische Kontrollbefugnisse
ausgeweitet, um das entstandene Sicherheitsdefizit zu kompen-
sieren. Im Januar 1995 führte Bayern als Reaktion auf die verän-
derte Gefahrenlage die Schleierfahndung ein. Seither kann die
bayerische Polizei auch ohne Vorliegen einer konkreten Gefahr
in bestimmten Bereichen Personenkontrollen durchführen. Die
Schleierfahndung wurde in den letzten Jahren als Vorfeldbefug-
nis in die meisten Polizeigesetzte aufgenommen, um die vorbeu-
gende Bekämpfung von Straftaten zu verbessern und die grenz-

überschreitende Kriminalität zu bekämpfen. Die Länder Bremen, 
Berlin, Hamburg, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen 
verfügen derzeit nicht über eine entsprechende Befugnisnorm. 
In Berlin und Schleswig-Holstein wurde die Schleierfahndung 
zunächst erlaubt, in den Jahren 2004 bzw. 2017 aber wieder ab-
geschafft. Hamburg eröffnete Schleierfahndungsmaßnahmen im 
Rahmen der Festlegung sog. Gefahrengebiete, entfernte die ent-
sprechende Rechtsgrundlage jedoch aus datenschutzrechtlichen 
Gründen im Dezember 2016 wieder aus seinem Polizeigesetz. In 
NRW steht die Einführung einer entsprechenden Ermächtigungs-
grundlage als strategische Fahndung im Rahmen einer Novellie-
rung des Polizeigesetzes unmittelbar bevor.

3. Polizeirechtliche Aspekte

3.1 Rechtliche Einordnung

Maßnahmen der Schleierfahndung dienen als polizeirechtliche 
Ermächtigungsgrundlage ausschließlich präventivpolizeilichen 
Zwecken. Repressive Eingriffe erfordern zumindest das Vorliegen 
eines Anfangsverdachts und können nicht auf die Befugnisse 
der Polizeigesetze gestützt werden. Gleichwohl können Zufallser-
kenntnisse im Rahmen der datenschutzrechtlichen Transmissi-
onsvorschriften verwendet werden.

Im juristischen Diskurs besteht allerdings Uneinigkeit darüber, 
ob Maßnahmen der Schleierfahndung eher der Gefahrenabwehr 
oder eher der Strafverfolgung zuzuordnen sind. Teilweise wird 
kritisiert, dass mit der Aufnahme der Schleierfahndung in die Po-
lizeigesetze lediglich die Schwelle zum Anfangsverdacht umgan-
gen werden sollte (vgl. Castillon 2004, S. 18). Kniesel ordnet ver-
dachtsunabhängige Kontrollen eindeutig der Gefahrenabwehr 
zu. Für ihn liegen kriminelle Strukturen im Blick des Polizeirechts, 
während diese für das Strafrecht erst dann relevant werden, 
wenn bestimmte Personen bei oder nach der Begehung einer 
Straftat als Tatverdächtige ins Visier der Verfolgungsbehörden 
geraten (Kniesel 2017, S. 191).

3.2 Das Vorfeld der konkreten Gefahr

Der Einführung neuer Fahndungskonzepte zur Steigerung der 
Kontrollintensität im innerstaatlichen Bereich stand die Systema-
tik der klassischen Polizeigesetze entgegen, die das präventiv-
polizeiliche Einschreiten zumindest vom Vorliegen eines Gefah-
renverdachts abhängig machten und gewisse Anhaltspunkte für 
das Vorliegen einer tatsächlichen, konkreten Gefahr forderten. 
Bei der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität fehlt 
es jedoch häufig an solchen Anhaltspunkten zur Rechtfertigung 
polizeilichen Einschreitens. Mit dem Auftreten von Gefahren in 
neuen Dimensionen (organisierte Kriminalität, Terrorismus) und 
der an den Staat gerichteten Erwartungshaltung, Gefahren erst 
gar nicht entstehen zu lassen und bereits im Gefahrenvorfeld tä-
tig zu werden, lässt sich ein Wandlungsprozess in der Dogmatik 
des Polizeirechts feststellen. Das moderne Polizeirecht setzt deut-
lich früher an und erweitert die Aufgabe der Gefahrenabwehr 
um die Gefahrenvorsorge, also die vorbeugende Bekämpfung 
von Straftaten und die Vorbereitung auf die Gefahrenabwehr 
(vgl. Kniesel 2017, S. 192).

Mit Einführung der Schleierfahndung in das Gefahrenabwehr-
recht wurde die bisher geltende Eingriffsschwelle also in das Vor-
feld der konkreten Gefahr verlagert, was einen öffentlichen Streit 
über die Frage nach der Notwendigkeit derartiger polizeilicher 
Vorfeldbefugnisse entfachte (vgl. Drewes 2004, S. 5). Kritiker 
behaupten, dass der Verzicht auf das Vorliegen eines Gefahren-
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verdachts zur Rechtfertigung polizeilicher Maßnahmen nahezu 
jeden polizeipflichtig mache (Waechter 1999, S. 138). Nach Wal-
ter liegt diese Behauptung jedoch neben der Sache. Eine vom 
klassischen Störer- und Gefahrenbegriff losgelöste Eingriffsnorm 
sei generell unter dem Aspekt einer Weiterentwicklung des Poli-
zeirechts in einer veränderten Risiko- und Gefahrengesellschaft 
zulässig und für eine effektive Gefahrenvorsorge unentbehrlich 
(vgl. Walter 2004, S. 670).

3.3 Rechtsfolgenregelungen und Tatbestands­
voraussetzungen

Die länderspezifischen Regelungen in Baden-Württemberg, Bay-
ern, Hessen, Sachsen und Thüringen ermächtigen die Polizei 
im Rahmen der Schleierfahndung zur Identitätsfeststellung. In 
den Ländern Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, dem Saarland und 
Sachsen-Anhalt ist die Befragung von Personen möglich. Die 
Polizei Brandenburg sowie die Bundespolizei sind im Zuge ver-
dachtsunabhängiger Kontrollen sowohl zur Identitätsfeststellung 
als auch zur Befragung von Personen berechtigt. Einzig das Land 
Mecklenburg-Vorpommern gestattet lediglich die Durchführung 
von Anhalte- und Sichtkontrollen. All diese Befugnisnormen ent-
halten bis zu drei der folgenden tatbestandlichen Rechtsmäßig-
keitsvoraussetzungen:
1. Die Kontrolle muss an einer gesetzlich zugelassenen Ört-

lichkeit stattfinden. Je nach landesrechtlicher Regelung sind
Maßnahmen der Schleierfahndung erlaubt an (internationa-
len) Verkehrseinrichtungen im (öffentlichen) Verkehrsraum
und auf bestimmten (Durchgangs)Straßen (mit Bedeutung
für die grenzüberschreitende Kriminalität) bzw. im Grenz-
gebiet. Einige Normen lassen Kontrollen an allen drei Ört-
lichkeiten zu, andere ermächtigen zu Kontrollen an den bei-
den erstgenannten Orten und wieder andere beschränken
die Kontrollermächtigung ausschließlich auf eine der beiden
letztgenannten Örtlichkeiten.

2. Je nach Norm sind bestimmte Lageerkenntnisse für die Zuläs-
sigkeit verdachtsunabhängiger Kontrollen erforderlich. Dabei
wird unterschieden zwischen dem Vorliegen eines polizeili-
chen Lagebildes, dem Bestehen von Lageerkenntnissen oder
dem Vorhandensein (grenz-)polizeilicher Erfahrung. Maß-
nahmen der Schleierfahndung müssen sich also sowohl in
zeitlicher als auch in örtlicher Hinsicht an dem Kriminalitäts-
aufkommen orientieren und/oder Erfahrungswerten von Poli-
zeibeamten zugrunde liegen.

3. Die Polizeibeamten müssen darüber hinaus zur Erfüllung
eines bestimmten Zwecks handeln, d. h., Maßnahmen der
Schleierfahndung sind nur dann zulässig, wenn sie der Be-
kämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität, der Ver-
hinderung bzw. Unterbindung einer unerlaubten Grenzüber-
schreitung und eines unerlaubten Aufenthaltes und/oder der
Verhütung von Straftaten dienen (vgl. Graf 2006, S. 122).

4. Kriminaltaktische Aspekte

4.1 Einsatzformen und erfolgsbestimmende 
Voraussetzungen

Im Rahmen der Schleierfahndung sind vielfältige Einsatzformen 
denkbar. Dazu gehören etwa (zivile) Fahndungsstreifen, stati-
onäre (Groß)Kontrollen (auf Autobahnen), die systematische 
Überprüfung bestimmter kriminogener Orte (im Grenzgebiet) 
oder auch integrative Schwerpunkteinsätze. Unabhängig von der 
Art und Weise der Durchführung solcher Kontrolleinsätze gelten 

in der fachpraktischen Literatur insbesondere folgende Faktoren 
als erfolgsbestimmend:

4.1.1 Zielgerichtetes Lagebild

Walter sieht insbesondere in einem differenzierten Lagebild und 
der Einbettung von Maßnahmen in eine Gesamtstrategie einen 
wesentlichen Erfolgsfaktor. Durch zielgerichtete Analyse, Aus-
wertung, Bewertung und Steuerung einsatzrelevanter Informati-
onen erhielten Kontrollkräfte wichtige Erkenntnisse zu relevanten 
Örtlichkeiten und Zeiten und könnten so die Auswahl der zu 
kontrollierenden Personen und Fahrzeuge kanalisieren, was zu 
einer deutlich erhöhten Aufgriffswahrscheinlichkeit führe (vgl. 
Walter 2004, S. 671).

4.1.2 Grenzüberschreitende Zusammenarbeit

Nicht nur zu Zwecken des Informationsaustauschs, sondern auch 
zur Optimierung der operativen Zusammenarbeit komme bei 
der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, nicht zuletzt auch auf 
supranationaler Ebene durch die Einbindung von Europol, eine 
besondere Bedeutung zu. So seien laut Stephan besonders eine 
enge Zusammenarbeit im Wege von Amtshilfe und Ermittlungs-
ersuchen sowie die gemeinsame Durchführung überregionaler 
Kontrollen bedeutsame erfolgsbestimmende Handlungsfelder 
(Stephan 2004, S. 27).

4.1.3 Aufbau- und Ablauforganisatorische Regelungen

Auch die aufbau- und ablauforganisatorische Trennung von Fahn-
dungs- und Ermittlungsdienst sei nach Kirchleitner ein wesentli-
cher Erfolgsfaktor für die Durchführung verdachtsunabhängiger 
Kontrollen. Ermittlungsbeamte sollten die Fahndungsgruppen 
von aufwendigen Ermittlungs- und administrativen Tätigkeiten 
freihalten, damit sich diese ausschließlich auf ihre Kontrollauf-
gabe konzentrieren könnten. Dies führe auch in Zeiten knappen 
Personals zu einer deutlichen Erhöhung der Fahndungspräsenz. 
Durch die Einrichtung einer eigenen Abfragestelle könne darüber 
hinaus der sofortige Zugriff auf nationale und internationale 
Fahndungsbestände gewährleistet und die Belastung der Ein-
satzleitstellen reduziert werden (vgl. Kirchleitner 2004, S. 20f).

4.1.4 Aus- und Fortbildung

Darüber hinaus ist Kirchleitner der Auffassung, dass ein wirksa-
mer Aufgabenvollzug nur mit entsprechend guter Aus- und Fort-
bildung der Fahndungskräfte möglich sei (vgl. Kirchleitner 2004, 
S. 23). Das Bayerische Staatsministerium des Innern (BStMI)
weist darauf hin, dass im Rahmen der Aus- und Fortbildung zum
Schleierfahnder sowohl rechtliche als auch einsatztaktische und
kommunikative Fähigkeiten geschult werden sollten. Besonderer
Wert müsse dabei auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
und insbesondere die Wahl der Mittel gelegt werden (BStMI
2004, S. 14).

4.2 Grenzen verdachtsunabhängiger Selektion

Die Kritik an der Schleierfahndung erstreckt sich auch auf eine 
vermeintliche Unbestimmtheit und Uferlosigkeit der Tatbestände. 
Vereinzelt ist sogar von einer „Tatbestandslosigkeit“ der einschlä-
gigen Rechtsvorschriften und davon die Rede, dass sich die po-
lizeilichen Kontrollen „ganz überwiegend gegen unbescholtene 
Bürger“ richteten (vgl. Waechter, S. 142, 138). Kirchleitner stellt 
diesbezüglich klar, dass polizeiliche Kontrollmaßnahmen nur 
dann erfolgreich seien, wenn sie gezielt erfolgten. So habe sich 
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eine stationäre Vorsichtung des fließenden Verkehrs mit anschlie-
ßender Kontrolle als effektive Methode erwiesen. Demgegenüber 
sei die Durchführung stationärer Großkontrollen mit einer zu-
fälligen Kontrollauswahl besonders personal- und zeitintensiv, 
dabei aber wenig erfolgsversprechend (vgl. Kirchleitner 2004, 
S. 21). Die zielgerichtete Auswahl von zu kontrollierender Perso-
nen ist also stets an konkrete Merkmale geknüpft, deren Defini-
tionsmacht bei den kontrollierenden Beamten liegt. Insofern ist
die rein begriffliche Auslegung der Verdachtsunabhängigkeit im
Rahmen von Maßnahmen der Schleierfahndung zumindest frag-
lich. Ungeachtet dessen sollte klar sein, dass staatliche Eingriffe
auch im Rahmen der Schleierfahndung nicht willkürlich und/
oder unter Herabwürdigung des Einzelnen zum bloßen Objekt
staatlichen Handelns erfolgen dürfen. Die Polizei muss bei ih-
ren Kontrollen Erkenntnisse aus aktuellen Lagebildern zugrunde
legen und auf Basis polizeilicher Erfahrungswerte tätig werden
(vgl. Pieroth, Schlink & Kniesel 2016, S. 235). Daneben erfordert
auch die Zweckbindung der Norm eine zielgerichtete Auswahl
des zu kontrollierenden Personenkreises. Es muss bei den Kont-
rollmaßnahmen um die Bekämpfung der grenzüberschreitenden
Kriminalität gehen (vgl. Walter 2004, S. 669).

4.2.1 Racial Profiling

Von den Gegnern der Schleierfahndung wird überdies behaup-
tet, dass die polizeiliche Auswahl an zu kontrollierenden Perso-
nen teilweise sogar fremdenfeindlichen Motiven unterliege (vgl. 
Herrnkind 2000, S. 192). Der Vorwurf, die Schleierfahndung be-
günstige das sog. racial profiling, also ein auf äußerlichen Merk-
malen basierendes Agieren von Polizeibeamten, ist immer wieder 
auch Gegenstand der Rechtsprechung (vgl. Seitz 2017, S. 180). 
Demgegenüber lassen Befürworter aus der Praxis keinen Zweifel 
daran, dass im Rahmen der Schleierfahndung eine professionelle 
Selektion stets anhand von Fahndungs- und Kontrollerkenntnis-
sen sowie auf der Grundlage zielgerichteter Lagebilder erfolge 
(vgl. Walter 2004, S. 669, Drewes 2004, S. 10) Der Vorwurf, es 
würden überwiegend ausländisch aussehende Personen kontrol-
liert, müsse durch ein hohes Maß an Transparenz entkräftet wer-
den. Eingriffe seien insbesondere dem Betroffenen gegenüber 
unter Bezugnahme auf den Zweck der Maßnahme und vorlie-
gende Lageerkenntnisse zu erläutern (vgl. Drewes 2004, S. 11).

5. Erfolgsdarstellung und bisherige Bilanz
Auch bei der Darstellung des Erfolgs der Schleierfahndung lässt
sich eine argumentative Polarisierung feststellen. Innerhalb der
politischen und polizeilichen Darstellung ist eine positive Bilanz
der Kontrollmaßnahmen dominierend, während diese von Kriti-
kern in Zweifel gezogen wird.

So postuliert das BStMI, dass „die Befugnis zur Durchführung 
verdachts- und ereignisunabhängiger Kontrollen eine wirksame 
und in allen Bereichen der Polizei praktikable Grundlage zur 
präventiven (und repressiven) Bekämpfung der grenzüberschrei-
tenden Kriminalität“ darstelle (vgl. BStMI 2004, S. 13). Auch 
nach Scholzen hat sich die Schleierfahndung als innovative Ein-
griffsbefugnis durchgesetzt und sollte flächendeckend in allen 
Bundesländern betrieben werden (Scholzen 2004, S. 4). Demge-
genüber stehen die Zweifel von Kant und Herrnkind, die die von 
der Polizei dargestellten Kontrollerfolge hinsichtlich ihrer Qualität 
kritisieren. So stellt Kant dar, dass etwa dreiviertel der aufgegrif-
fenen Personen Flüchtlinge seien, die gegen räumliche Aufent-
haltsbeschränkungen verstoßen hätten, was ihrer Ansicht nach 
der Autorin keinen sinnvollen Beitrag zur Bekämpfung grenz-

überschreitender Kriminalität darstelle (vgl. Kant 2000, S. 33). 
Auch Herrnkind betrachtet die Erfolgsdarstellungen der Länder 
als Schönrederei, denn bei genauem Hinsehen handele es sich 
doch meistens um Bagatelldelikte (vgl. Herrnkind 2000, S. 194).

Zur Bilanz der Schleierfahndung liegen insbesondere in Bayern 
zahlreiche Informationen vor. Dies mag daran liegen, dass die 
bayerische Norm die erste in ein Landespolizeigesetz eingefügte 
Schleierfahndungsbefugnis ist und mit ihr die Intention verbun-
den war, anderen Länder ein Vorbild zu geben (vgl. Graf 2006, 
S. 191). Anlässlich des zwanzigjährigen Bestehens der Schlei-
erfahndung in Bayern informierte der Bayerische Innenminister
Herrmann zur Bedeutung verdachtsunabhängiger Kontrollen
und bezeichnete die bayerischen Schleierfahnder als „Schreck-
gespenst“ von Kriminellen. So seien 2014 rund 3400 Rauschgift-
straftaten, 500 Eigentums- und Vermögensdelikte sowie 8000
ausländerrechtliche Verstöße aufgedeckt worden. Darüber hin-
aus erläutere Herrmann, dass seit 2004 die Zahl der Straftaten
sowohl in der Grenzregion zu Tschechien als auch Entlang der
österreichischen Grenze um 15 Prozent zurückgegangen seien
(vgl. BStMI 2014).

Graf gibt im Zusammenhang mit den Erfolgsdarstellungen je-
doch zu bedenken, dass die veröffentlichten Zahlen zwar sehr 
positiv scheinen, in keinem Fall jedoch in Bezug zu dem betrie-
benen polizeilichen Aufwand gesetzt worden seien und damit 
keine sinnvollen Rückschlüsse auf den tatsächlichen Erfolg von 
Schleierfahndungsmaßnahmen ermöglichten. Auch der im Jahr 
2004 vom BStMI angeführte präventive Erfolg lasse sich nicht 
nachweisen, da sich ein solcher nicht anhand statistischer Anga-
ben messen lasse. Im Gegensatz zu anderen Kriminalitätsfeldern, 
in denen etwa durch Befragungen bestimmter Bevölkerungs-
gruppen oder Straftätern Erkenntnisse über die Präventivwirkung 
polizeilicher Maßnahmen gewonnen werden könnten, seien ent-
sprechende Erhebungen in einer ständig wechselnden, oft nur 
durchreisenden Befragungsmenge nur schwer durchführbar (vgl. 
Graf 2006, S. 195).

Eine Möglichkeit, den Erfolg von Kontrollmaßnahmen im Rah-
men der Schleierfahndung zumindest einschätzen zu können, 
bietet die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS). Die im Rahmen der 
Schleierfahndung festgestellten Deliktsbereiche (Betäubungsmit-
telkriminalität, Schleuserkriminalität, illegale Einreise, illegaler 
Waffenhandel etc.) sind größtenteils der klassischen Kontrollkri-
minalität zuzurechnen. Ausschläge in der PKS in den genannten 
Bereichen könnten somit das Ergebnis der proaktiven Tätigkeit 
von Fahndungskräften sein. Insofern kann die PKS zumindest 
einen Trendanzeiger für die Erfolgsmessung polizeilicher Schleier-
fahndung darstellen (vgl. Resch, S. 10f).

6. Diskussion und Fazit
Im Rahmen dieser Hausarbeit wurde herausgestellt, dass es in
Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit und die Sinnhaftigkeit anlasslo-
ser Kontrollen zwei unterschiedliche Lager gibt.

Auf der einen Seite stehen insbesondere die Polizeipraktiker, 
die in der Schleierfahndung ein wirkungsvolles Instrument zur 
grenzüberschreitenden Kriminalitätsbekämpfung sehen, das al-
len demokratischen Anforderungen standhält. Aufgrund der Ent-
stehung neuartiger Kriminalitätsformen müsse das Polizeirecht 
von seiner klassischen Dogmatik abrücken und polizeiliches Ein-
schreiten bereits im Vorfeld konkreter Gefahrenlagen ermögli-
chen.

Auf der anderen Seite werden die Befugnisnormen zur ver-
dachtsunabhängigen Kontrolle trotz aller Erfolgsdarstellungen 
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für zu weitreichend und ungeeignet erachtet. Das neue Polizei-
recht weite die staatlichen Befugnisse uferlos aus und tauge am 
Ende lediglich zur Bekämpfung von Bagatelldelikten.

Vor dem Hintergrund des Wegfalls europäischer Binnengrenz-
kontrollen und den damit einhergehenden Lücken im Netz der 
inneren Sicherheit scheinen erweiterte Kontrollbefugnisse für die 
Polizei unverzichtbar und alternativlos zu sein. In Anlehnung 
an die Inhalte dieser Hausarbeit ist bei der Durchführung von 
Kontrollmaßnahmen allerdings besonderer Wert auf deren kon-
krete Ausgestaltung zu legen. Durch ein in eine Gesamtstrategie 
eingebettetes Kontrollkonzept und eine zielgerichtete und objek-
tiv nachvollziehbare Auswahl des zu kontrollierenden Personen-
kreises anhand professionell und länderübergreifend erstellter 
Lagebilder sowie durch eine intensive Aus- und Fortbildung der 
kontrollierenden Beamten kann ein Ausgleich zwischen dem im 
Individualinteresse stehenden Freiheitsbedürfnis und dem im All-
gemeininteresse stehenden Bestreben nach größtmöglicher Si-
cherheit weitgehend gewährleistet werden.
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Legendierte Kontrollen
Erforderlich und zulässig im OK-Verfahren?

Von Christoph Adler

1. Einleitung

Nach dem Begriff oder der Maßnahme der „legendierten Kon-
trolle“ sucht man in den Polizeigesetzen der Länder und des 
Bundes sowie der Strafprozessordnung (StPO) vergeblich. Nichts 
desto trotz stellen legendierte Kontrollen in der polizeilichen Pra-
xis eine taktische Maßnahme dar, die insbesondere bei soge-
nannten Struktur- und Umfangsverfahren eingesetzt wird.1

Es handelt sich im Wesentlichen um eine Durchsuchung, die 
trotz laufendem Ermittlungsverfahren als Präventivmaßnahme 
durchgeführt wird.2 Einschlägige Sachverhalte liefern schwere 
Formen des Betäubungsmittel (Btm)- oder Waffenhandels, Au-

toschiebereien oder das Einschleusen von Ausländern. Die „ge-
suchten“ Gegenstände werden im Rahmen einer solchen Kon-
trolle „zufällig“ sichergestellt und auf Grund des Fundes ein 
zunächst eigenständiges Verfahren eingeleitet.3 Der Betroffene 
wird hierbei über den tatsächlichen Anlass der Kontrollmaß-
nahme getäuscht und auch nach der Kontrolle darüber zunächst 
im Dunkeln gelassen.

Der BGH hat mit Urteil vom 26.4.20174 nunmehr über die 
Zulässigkeit legendierter Kontrollen entschieden und damit auch 
einen Rahmen für derartige Maßnahmen geschaffen. Der bereits 
zuvor stattgefundene Meinungsstreit zur Zulässigkeit einer sol-
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chen Maßnahme hat aber auch nach der Entscheidung des BGH 
nicht an Kraft verloren.

Für die polizeiliche Praxis hat die Thematik deshalb Relevanz, 
da u. a. schwerwiegende Verstöße gegen den Grundsatz des 
fairen Verfahrens zu Beweisverwertungsverboten führen können 
– letztlich die Gefahr besteht, dass die Erkenntnisse der legen-
dierten Kontrolle nicht verwendet werden dürfen.5

In dieser Hausarbeit soll in einem ersten Schritt die bestehende 
Literatur zur legendierten Kontrolle dargestellt werden. Hierbei 
sollen Gesetzeslage, Urteile und juristische Positionen skizziert 
und der aktuelle Stand, insbesondere das Urteil des BGH vom 
26.4.2017, in seinen Grundzügen beschrieben werden.

Um sich der Thematik auch aus ermittlungstaktischer Sicht 
anzunähern, sollen Kernaussagen aus Expertenbefragungen in 
die Arbeit einfließen, da Literatur hierzu nicht vorhanden ist. 
Aus den polizeipraktischen Erwägungen sollen aktuelle krimina-
listische Überlegungen zum Einsatz einer legendierten Kontrolle 
abgeleitet werden.

Die Hausarbeit endet mit einer eigenen Bewertung.

2. Problemaufriss

2.1 Prävention und Repression

Im Strafverfahren gegen organisierte oder bandenmäßige Krimi-
nalität werden regelmäßig umfangreiche verdeckte Maßnahmen 
durchgeführt, wie längerfristige Observation mit und ohne tech-
nische Mittel, Telefonüberwachung (TKÜ) oder der Einsatz von 
Vertrauenspersonen (VP) und verdeckter Ermittler (VE).6 Für der-
artige verdeckte Maßnahmen – mit Ausnahme der kurzfristigen 
Observation und des Einsatzes von VP‘s – sieht die StPO als vor-
gerichtliche Schutzfunktion den Richtervorbehalt vor und setzt 
erhöhte Maßstäbe an die Verhältnismäßigkeit.7 Die Kernmaß-
nahme einer legendierten Kontrolle ist aber die Durchsuchung, 
die in der StPO eine offene Maßnahme (§§ 102, 103 StPO) dar-
stellt und einen Richtervorbehalt (§ 105 StPO) kennt. Eine heimli-
che oder verdeckte Durchsuchung kennt die StPO nicht.8 Gerade 
die Missachtung des Richtervorbehalts bei Durchsuchungsmaß-
nahmen führte immer wieder zu Beweisverwertungsverboten im 
Strafverfahren.9

Gleichzeitig besteht in den Fällen, in denen eine legendierte 
Kontrolle erwogen wird, eine tatsächliche Gefahr für Leib, Leben 
und die Volksgesundheit durch das Inverkehrbringen von Waffen 
oder Btm, oder eine Gefahr für beträchtliche Vermögenswerte im 
Bereich der KFZ-(Teile-) Kriminalität oder im Bereich der Schleu-
serkriminalität und des Menschenhandels eine Gefahr für das 
Leben oder die körperliche Unversehrtheit. Für die Gefahrenab-
wehr kennen die Polizeigesetze und das Zollverwaltungsgesetz 
eigenständige Eingriffsbefugnisse zur Durchsuchung von Perso-
nen und Sachen oder zum Anhalten von Fahrzeugen.10 Im Unter-
schied zur StPO kennen diese Vorschriften der Gefahrenabwehr 
aber keinen Richtervorbehalt für die Anordnung.

Da Gefahrenabwehr und Strafverfolgung sowohl zeitlich als 
auch in Bezug der zu treffenden Maßnahme zusammenfallen 
können, entstehen sogenannte Gemengelagen. Dies bedeutet, 
dass Polizei- und Strafverfahrensrecht denselben Eingriff bei 
unterschiedlichen Zielrichtungen und Verfahrensanforderungen 
ermöglichen, die Maßnahme demnach doppelfunktional ist.11 
„Echte“ Doppelfunktionalität meint in diesem Zusammenhang, 
dass mit der gleichen Maßnahme (z. B. der Durchsuchung) so-
wohl präventive als auch repressive Komponenten bearbeitet 
werden und hierbei jeweils eine eigenständige Zielrichtung ver-

folgt und nicht nur Begleiterscheinung der anderen ist (unechte 
Doppelfunktionalität).12

2.2 Bisheriger Meinungsstreit zu Gemengelage und 
legendierter Kontrolle

Vor dem aktuellen Urteil des BGH13 wurde die legendierte Kon-
trolle nur zweimal als obiter dictum14 vom BGH aufgegriffen,15 
in deren Folge eine kontroverse Diskussion in der Rechtswissen-
schaft entstand.

Im Fokus dieser Diskussion stand das Spannungsfeld der Ge-
fahrenabwehr und der Strafverfolgung sowie die Bedeutung des 
fair-trial-Grundsatzes vor dem Hintergrund der Beschuldigten-
rechte und des Grundsatzes der Aktenwahrheit und -klarheit. Im 
Kern ging es um die grundsätzliche Zulässigkeit der legendierten 
Kontrolle,16 die aufgrund der Umfangsbeschränkung der Hausar-
beit hier nicht weiter dargestellt wird.

Der Meinungsstreit in der Literatur und die fehlende eindeu-
tige Rechtsprechung bzw. Gesetzgebung führten auch in der 
polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Praxis zu ganz unter-
schiedlichen Reaktionen. Die Zentralstelle Organisierte Krimina-
lität und Korruption in Celle nahm 2011 eine rechtliche Bewer-
tung zur legendierten Kontrolle vor und gab die Empfehlung 
aus, dass bei Vorliegen eines Anfangsverdachts ein richterlicher 
Durchsuchungsbeschluss erforderlich sei, da man anderenfalls 
aufgrund eine Umgehung des Richtervorbehalts aus § 105 StPO 
sehe und die Gefahr eines Beweisverwertungsverbot fürchte.17 
Diesem Votum schlossen sich manche Bundesländer18 an, andere 
hielten an der Praxis der legendierten Kontrolle fest, wieder an-
dere händigten bestehende Durchsuchungsbeschlüsse zunächst 
nicht gegenüber dem Beschuldigten aus, um die laufenden Er-
mittlungen nicht zu gefährden.19 Bis zur Entscheidung des BGH 
vom 26.4.2017 konnte keine einheitliche Rechtsanwendung 
mehr erkannt werden.

3. Das Urteil des BGH vom 26.4.2017
Die Entscheidung des BGH wurde mit der Pressemeldung „Le-
gendierte Polizeikontrollen grundsätzlich zulässig“ begleitet.20

Im zu Grunde liegenden Sachverhalt hatte die Polizei Hessen 
aufgrund verdeckter Maßnahmen die Kenntnis, dass einer der 
beiden Hauptbeschuldigten einen Btm-Transport aus den Nie-
derlanden nach Deutschland durchführen wird. Als das Trans-
portfahrzeug zurück in Hessen war, wurde in Absprache mit 
der sachleitenden StA entschieden, eine legendierte Kontrolle 
durchzuführen, da sich der zweite Hauptbeschuldigte zu die-
sem Zeitpunkt in Marokko aufhielt und man befürchtete, dass 
dieser sich möglicherweise bei Kenntnis des Gesamtverfahrens 
der Strafverfolgung entziehen werde. Im Rahmen der Durchsu-
chung wurden 8 kg Kokain sichergestellt und der erste Hauptbe-
schuldigte festgenommen. Es wurde hierbei ein neues Verfahren 
aufgrund der Sicherstellung im Zuständigkeitsbereich der Straf-
verfolgungsbehörden des Kontrollortes eingeleitet. Der zweite 
Hauptbeschuldigte wurde zwei Monate später nach seiner Rück-
kehr festgenommen. Hier wurde das Gesamtverfahren sowohl 
gegenüber den Beschuldigten als auch gegenüber der StA am 
Kontrollort offengelegt.

In der Urteilsbegründung unterstrich das Gericht, dass „we-
der ein allgemeiner Vorrang der Strafprozessordnung gegenüber 
der Gefahrenabwehr noch umgekehrt besteht.21 (…) Auch bei 
Vorliegen eines Anfangsverdacht einer Straftat ist ein Rückgriff 
auf präventivpolizeiliche Ermächtigungsgrundlagen erlaubt. Ins-
besondere bei sogenannten Gemengelagen, in denen die Poli-
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zei sowohl repressiv als auch präventiv agieren kann und will, 
bleiben strafprozessuale und gefahrenabwehrrechtliche Maß-
nahmen grundsätzlich nebeneinander anwendbar.“22 Die Durch-
suchungsmaßnahme im zu beurteilenden Fall habe sowohl der 
Beweissicherung als auch der Abwehr einer Gefahr gedient.23

Auch im Legalitätsprinzip könne kein generelles Über- oder 
Unterordnungsverhältnis der Rechtsgebiete gesehen werden. So-
lange die Strafverfolgung zeitlich nur verzögert werde, ohne sie 
ganz oder teilweise zu unterlassen, sei Raum für kriminalstrate-
gisches Vorgehen.24

Die Gefahr der bewussten Umgehung strafprozessualer Vor-
aussetzungen, wie dem Richtervorbehalt aus § 105 StPO, würde 
erst im Rahmen der Frage der Verwertbarkeit der gewonnenen 
Erkenntnisse im Strafverfahren bedeutsam.25 Diese richte sich 
allein nach den Voraussetzungen des § 161 II S. 1 StPO. Im Rah-
men des hypothetischen Ersatzeingriffs werde geprüft, ob die 
gefahrenrechtlich durchgeführte Maßnahme rechtmäßig war 
und diese auch nach den materiellrechtlichen Voraussetzungen 
der StPO hätte angeordnet werden dürfen.26

Die Hintergründe der Kontrolle zunächst nicht aktenkundig 
zu machen, stelle zwar hier keinen Verstoß gegen den fair-trial-
Grundsatz dar. Allerdings sei dies nicht unbedenklich.27 Gleich-
zeitig unterstreicht der BGH als Grenze solcher Maßnahmen die 
rechtsmissbräuchliche Umgehung der strafprozessualen Anord-
nungsvoraussetzungen. Eine solche Überschreitung läge vor, 
wenn die Gefahrenabwehr nur vorgeschoben werde oder eine 
präventive Maßnahme nur deshalb gewählt werde, weil eine 
Maßnahme nach der StPO nicht möglich wäre.28

Als Rechtsgrundlage verworfen hat der BGH die Verkehrskon-
trolle nach § 36 V StVO, da diese Vorschrift nur zu verkehrsbe-
zogenen Maßnahmen berechtigt.29 Die Rechtsgrundlage müsse 
sich im zu entscheidenden Fall daher aus dem Polizeigesetz er-
geben. Eine solche Norm war im vorliegenden Fall einschlägig.30

Zur Kompetenzverteilung zwischen Staatsanwaltschaft und 
Polizei hielt der Senat fest, dass die Polizei zwar entscheiden 
könne, ob sie präventiv tätig werde. Ob die aufgefundenen Be-
weismittel ins Strafverfahren einfließen, falle aber allein in die 
Entscheidungskompetenz der Staatsanwaltschaft, die deshalb 
über etwaige Hintergründe polizeilicher Ermittlungen nicht im 
Unklaren gelassen werden dürfe.31

4. Der Meinungsstreit geht weiter
Die Reaktionen auf das Urteil, die in dieser Hausarbeit nur zu-
sammenfassend skizziert werden, waren mehrheitlich positiv.32

Aber es wurde auch Kritik laut. So sehen insbesondere Mansdör-
fer,33 Mitsch,34 Lenk,35 Schiemann,36 Löffelmann37 und Brodow-
ski38 das Urteil aus verschiedenen Gründen als unvollständig oder
gar rechtlich bedenklich an.

Sie sehen mit unterschiedlichen Begründungen die vom BGH 
attestierte Doppelfunktionalität in der Gemengelage bei der le-
gendierten Kontrolle gerade aufgrund der taktischen Planung der 
Strafverfolgungsbehörden nicht gegeben. Im Wesentlichen offen-
bare die praktische Vorgehensweise, dass es sich um ein Auswei-
chen auf das Präventivrecht und damit eine rechtswidrige Umge-
hung des Richtervorbehalts handle. Dies führe zu einer unzulässi-
gen Benachteiligung des Beschuldigten in seinen auch über Art. 6 
EMRK39 zugebilligten Rechten und sei daher rechtswidrig. Sollte 
der Gesetzgeber eine Notwendigkeit für derartiges Vorgehen se-
hen, so läge es an ihm, entsprechende Regelungen zu schaffen.

Dem gegenüber wird die Entscheidung und deren Begründung 
unter anderem von Sievers40, Elisath41 und Kochheim42 begrüßt. 

Die abgewogene Entscheidung des BGH schütze einerseits die 
Beschuldigtenrechte in angemessener Form und gewährleiste an-
dererseits eine effektive Aufgabenwahrnehmung im Bereich der 
Kriminalitätsbekämpfung. Gerade die Kritik an einer Umgehung 
des strafprozessualen Richtervorbehalts werde nicht gesehen, da 
die Voraussetzungen des Gefahrenabwehrrechts vollständig ge-
geben und damit nicht von einer grundsätzlichen Umgehung 
von Rechtsvorschriften die Rede sein könne. Den Kritikern des 
Urteils wird entgegengehalten, bislang keine normativen Gründe 
für einen Ausschluss präventiver Maßnahmen bei gleichzeitigem 
Vorliegen eines Anfangsverdachts präsentiert zu haben.43 Die 
Regelungen des § 161 II StPO würden transparent und eindeutig 
die Möglichkeiten der Nutzung im Strafverfahren regeln, wes-
halb auch keine Regelungslücken oder Unterwanderung von Be-
schuldigtenrechten anzuführen seien. Auch die anlassgebenden 
Hinweise an die Gefahrenabwehrkräfte können auf § 481 StPO 
gestützt werden, womit der „Informationskreislauf“ rechtlich le-
gitim sei.44 Lediglich auf eine eigenständige Entscheidungskompe-
tenz der handelnden Kontrollbeamten sei im Einzelfall Wert zu le-
gen.45 Das Urteil schaffe damit für alle Parteien Rechtssicherheit.46

5. Polizeipraktische Betrachtung
Nach der Darstellung der rechtlichen Positionen sollen nun poli-
zeipraktische Erwägungen und Erfahrungen dargestellt werden.
Hierzu wurden zur Informationsgewinnung vier Interviews mit
Experten aus verschiedenen polizeilichen Bundes- und Landesbe-
hörden sowie dem Zoll geführt,47 die sich seit vielen Jahren mit
der Bekämpfung des illegalen Handels von Btm, Waffen, Falsch-
geld oder KFZ im Kontext organisierter Kriminalität befassen. Sie
sind Spezialisten auf ihrem Gebiet, die im Vergleich zu anderen
Akteuren über ein höheres Maß an Wissen, Erfahrung und Fähig-
keiten verfügen.48

5.1 Kernpunkte der Interviews

5.1.1 Die legendierte Kontrolle im Ermittlungsverfahren

Die legendierte Kontrolle wird seitens der Experten als eine 
Durchsuchung von Personen und Sachen, die aus Gründen der 
Gefahrenabwehr durchgeführt wird, definiert, wenngleich eine 
wesentliche Motivation der Ermittler das Gewinnen von Beweis-
mitteln für das bereits laufende Struktur- oder Hintergrundver-
fahren darstelle. Bei der Gewinnung dieser Beweismittel komme 
es gerade darauf an, dass der Betroffene der Kontrolle nicht so-
fort erkennt, dass gegen ihn, aber vor allem gegen die im Hinter-
grund stehenden Organisatoren und Strukturen, umfangreiche 
Ermittlungen geführt werden.

In den Phänomenbereichen der organisierten Kriminalität ist 
die Kommunikation und das Handeln der Täter von Arbeitstei-
lung und einem hohen Maß an Konspirativität geprägt.49 Die 
verantwortlichen Drahtzieher nehmen meist keine Transporttä-
tigkeiten von Btm oder inkriminierter Ware vor. Um solche Struk-
turen aufzuhellen, sind daher mehrheitlich auf Dauer angelegte 
Ermittlungen notwendig, deren Ziel es ist, irgendwann einmal zu 
Verurteilungen der Hintermänner zu kommen.

Die Herausforderung hierbei ist, dass das Verhalten und die 
Kommunikation der Täter unmittelbar nahezu nie eindeutig zu 
verstehen sei. Vielmehr müssen aufgrund der Erkenntnisse regel-
mäßig Hypothesen gebildet werden. Im Bereich der organisierten 
und bandenmäßig begangenen Kriminalität im Zusammenhang 
mit Btm, Waffen, Falschgeld, aber auch der Hehlerei und der 
Schleusung, ist es wesentlich, gebildete Hypothesen durch stich-
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haltige Beweismittel zu belegen oder diese wieder zu verwerfen. 
Die legendierte Kontrolle und die Chance auf eine damit einher-
gehende Sicherstellung stellt eine zentrale Möglichkeit dar, die 
aufgestellten Hypothesen zu verifizieren und zu bestätigen.

Die von der Kontrolle betroffenen Kuriere sind oftmals nur 
Handlanger bzw. Dienstleister. Gerade im Zusammenhang mit 
der Btm-Kriminalität kommt es seltener zu großen Lieferungen, 
die sichergestellt werden. Vielmehr ist davon auszugehen, dass 
in wiederholter Form immer wieder Transporte in mittlerer Men-
genordnung durchgeführt werden. Würde nach einer mittleren 
Sicherstellungsmenge das Gesamtverfahren unmittelbar offenge-
legt werden müssen, wäre die Beweiskraft gegen die eigentlich 
im Fokus stehenden Hintermänner sehr gering, was aufgrund 
der hohen Sozialschädlichkeit ihres Handelns nicht beabsichtigt 
sein kann.

Eine effektive Strafverfolgung muss den Anspruch haben, auch 
die verantwortlichen Hintermänner zu überführen und der ge-
richtlichen Urteilsfindung zuzuführen. Neben diesem Anspruch 
steht die gesetzliche Aufgabe der polizeilichen Gefahrenabwehr. 
Schließlich gilt es auch unabhängig des Strafverfahrens zu ver-
meiden, dass Drogen, Waffen und Diebesgut eine Gefahr dar-
stellen oder bei Schleusungen Menschen in Gefahr geraten.

5.1.2 Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft

Auch wenn die Durchsuchung bei der legendierten Kontrolle eine 
polizeiliche oder zollrechtliche Präventivmaßnahme darstellt, so 
wird sie mit der sachleitenden StA des Strukturverfahrens abge-
sprochen, so die jeweils eigenen Erfahrungen der Ermittler. Dies 
sei sowohl vor als auch nach dem aktuellen BGH-Urteil50 in der 
Regel gängige Praxis gewesen. Vor dem Urteil kam es allerdings 
mehr auf die individuellen Absprachen und Ansichten in den 
Gerichtsbezirken an. Da vor dem Urteil keine Verbotsentschei-
dung vorlag, war die Herangehensweise sehr heterogen. Durch 
das aktuelle Urteil des BGH wurde die Handlungssicherheit aller 
Beteiligten gestärkt51, so dass es nunmehr unproblematischer 
geworden ist, mit der StA, aber auch mit den Einsatzkräften vor 
Ort, die Durchführung einer solchen Maßnahme abzustimmen.

Eine Sicherstellung im Rahmen einer initiierten Präventivmaß-
nahme führt zur Einleitung eines eigenständigen Strafverfahrens 
bei der im Kontrollbezirk zuständigen StA. Diese würde, ebenso 
wie die Kollegen der örtlichen Polizei- oder Zolldienststelle, über 
die Hintergründe der Kontrolle von Anfang an informiert – an-
ders gehe es auch nicht, so die Experten. Rechtliche oder ver-
fahrenstechnische Problemstellungen ließen sich in der Regel 
gemeinsam lösen.

Hin und wieder fordernd ist es aus Sicht der polizeilichen Verfah-
rensführung, die StA‚en gelegentlich für das Ziel der langfristigen 
und nachhaltigen Verbrechensbekämpfung zu gewinnen. Sowohl 
die aufwendige und auf Teilung angelegte Aktenführung als auch 
die polizeiliche Konzentration auf die Hintermänner entspricht 
nicht immer den pragmatischen und verfahrensökonomischen An-
sichten der StA‘en. Auch wenn die Bandbreite der zu klärenden 
Handlungsfelder weit gefächert ist, so zeige aber die Erfahrung, 
dass gerade bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen StA und Polizei 
vorherrscht. Auf dieser Basis komme es regelmäßig zu einem ge-
meinsam abgesprochenen Vorgehen der beteiligten Stellen.

5.1.3 Durchführung und Abwägung

Die Durchführung der legendierten Kontrolle bedarf verschiede-
ner Vorüberlegungen. Um überhaupt eine legendierte Kontrolle 

durchführen zu können, müssen konkrete Kenntnisse über den 
Aufenthaltsort bzw. die Umstände des Transportes der gesuch-
ten Ware vorliegen.

Basis jeder Entscheidung über eine legendierte Kontrolle ist 
einerseits die Prognose, ob mit einer derartigen Kontrolle auch 
Beweismittel gefunden werden können. Denn eine Garantie für 
ein Auffinden gibt es trotz konkreter Auffindevermutung nicht.

Andererseits besteht immer ein nicht abschätzbares Risiko 
durch die Kontrolle selbst. Daher hängt von der Glaubhaftigkeit 
der Kontrollsituation der tatsächliche Einsatzwert ab. Das Wort 
„Legende“ lässt im ersten Moment Schauspielerei in der Kont-
rolle erwarten. Eingesetzt werden sollten aber keine verkleide-
ten Kollegen der Kriminalpolizei, sondern die Einsatzkräfte, die 
tagtäglich anlasslose oder hinweisgestützte Kontrollen durch-
führen.

Ein weiteres Risiko ist, dass sich die Beschuldigten im An-
schluss, unabhängig einer Sicherstellung, über die Kontrolle und 
deren Bedeutung austauschen. Das Anschlussverhalten und die 
Krisenkommunikation kann hierbei sowohl aufschlussreiche neue 
Erkenntnisse für das Verfahren liefern als auch die bis dato be-
stehenden und bekannten Informationskanäle schließen. Auch 
das Sicherheitsgefühl der Täter kann tangiert werden, was sich 
im weiteren Verlauf des Verfahrens bemerkbar machen kann. Der 
Erfolg für das Gesamtverfahren ist demnach nicht ausschließlich 
an der Sicherstellung festzumachen. Eine solche Prognose ist 
eine dezidierte Einzelfallentscheidung.

In Bezug auf das BGH-Urteil52 wird berichtet, dass es die Hand-
lungssicherheit der Beteiligten gestärkt habe. Dabei habe sich die 
ursprüngliche präventive Zielrichtung nicht verändert. Es war und 
ist auch künftig notwendig, am Beispiel der Btm-Kriminalität, das 
Rauschgift bei Kenntnis aus dem Verkehr zu ziehen und hierbei 
die vorhandenen gesetzlichen Regularien der Polizeigesetze und 
des ZollVG umzusetzen. Die Bearbeitung der Gemengelage ist 
mit diesem Urteil im Rücken deutlich erleichtert worden.

Für eine erfolgreiche Durchführung und gerichtsfeste Umset-
zung kommen daneben Führungsaspekte hinzu. Zum einen ist 
sicherzustellen, dass vorliegende Informationen zum Täterklientel 
den Kontrollkräften bekannt bzw. die Einsatzkräfte für die Situa-
tion gezielt ausgewählt werden, um Gefahrensituationen zu ver-
meiden. Zum anderen ist allen Beteiligten zu verdeutlichen, dass 
im Rahmen der späteren Gerichtsverhandlung die tatsächlichen 
Umstände der Kontrolle offenzulegen sind.

Da die Mehrzahl der hier gegenständlichen Delikte Grenzüber-
tritte einbeziehen, sollte in die Vorüberlegungen auch einfließen, 
ob sich aus kriminaltaktischen Erwägungen Möglichkeiten und 
Chancen internationaler Zusammenarbeit ergeben könnten.

5.1.4 Einschätzung der Rechtslage

Ob eine Rechtsgrundlage für die Durchführung legendierter Kon-
trollen eingeführt werden sollte, z. B. in der StPO oder analog 
zur kontrollierten Lieferung in der RiStBV53, wird uneinheitlich 
bewertet. Auf der einen Seite wäre eine konkrete Regelung, 
bevorzugt über RiStBV, wünschenswert, da sie im Gegensatz zur 
rein höchstrichterlichen Rechtsprechung einen konkreten und 
allgemeinen Rahmen zeichnen würde. Auf der anderen Seite 
wird die Schaffung einer tatsächlich praktikablen Gesetzgebung 
aufgrund der hohen Varianz der Ausgangssituationen als sehr 
schwierig eingeschätzt. Im Ergebnis besteht aber Einigkeit, dass 
die aktuelle Regelungslage durch das Urteil des BGH54 praxist-
auglich sei und daher kein Handlungszwang für eine Gesetzge-
bung bestehe.
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5.1.5 Expertenbewertung der Maßnahme

Die legendierte Maßnahme ist im Zusammenhang der ange-
sprochenen Phänomenbereiche ein wertvolles Instrument, wel-
ches, punktuell und zielgerichtet eingesetzt, als unverzichtbares 
Werkzeug der Ermittlungsarbeit betrachtet wird. Das konspira-
tive Verhalten des Täterklientels lässt sich auf andere Weise nur 
sehr schwer beweissicher aufhellen, weshalb für die Bekämp-
fung der besonders gesellschaftsschädlichen Formen der orga-
nisierten Kriminalität legendierte Kontrollen unverzichtbar sind. 
Gerade in der Bekämpfung des organisierten Btm-Handels lebe 
die Beweisführung oftmals auch von mehreren Einzel-Sicherstel-
lungen. Ohne diese Ergebnisse können die sonst vorliegenden 
Erkenntnisse nur schwer im richtigen Licht interpretiert werden. 
Da der Anspruch der Strafverfolgung sein muss, nicht nur die 
sogenannte 1. Reihe der Tatbeteiligten festnehmen zu wollen, 
sondern Organisationsgrad und delinquente Dimension nachzu-
weisen, sind grundsätzlich alle zulässigen Maßnahmen zu tref-
fen, die die Beweisführung möglich machen. Wenn zugleich die 
Bevölkerung vor Gefahren bewahrt werden kann, so unterstützt 
die legendierte Kontrolle hier zweierlei Ziele zugleich.

5.2 Ergebnis der Befragungen

Die umfangreichen Interviews haben gezeigt, welche Rolle die 
legendierte Kontrolle in der Bekämpfung der organisierten Kri-
minalität spielt. Es handelt sich trotz wiederkehrender Verwen-
dung nicht um eine klassische Standardmaßnahme wie dies bei 
anderen präventiven oder repressiven Maßnahmen aufgrund der 
Häufigkeit der Fall ist. Die legendierte Kontrolle wird punktuell 
und nach konkreter Einzelfallbewertung dort eingesetzt, wo pro-
fessionell agierende Täter im Bereich der schweren Kriminalität 
wirken. Gerade hier stellt die legendierte Kontrolle ein unver-
zichtbares Instrument der Strafverfolgung dar.

Die Zusammenarbeit mit der StA ist bereits heute, anders als 
im Sachverhalt zum BGH-Urteil,55 professionell offen und trans-
parent. Sie stellt zudem die Grundvoraussetzung für das Gelin-
gen einer legendierten Kontrolle dar. Dabei ist die Prävention kein 
frei wählbares Aufgabenfeld der Polizei, sondern verwirklicht 
durch die Kontrollmaßnahme ein selbstständiges Ziel.

In der Gesamtschau folgt die Entscheidung der Verfahrensfüh-
rung über die Durchführung einer legendierten Kontrolle einer 
konkreten Einzelfallbetrachtung und berücksichtigt hierbei so-
wohl Verhältnismäßigkeitsabwägungen als auch eine taktische 
Chancen-Risiko-Analyse.

6. Fazit
Das Urteil des BGH stellt in meinen Augen einen praxistauglichen
Rahmen zur Verfügung, in Zukunft legendierte Kontrollen dort
einsetzen zu können, wo die Voraussetzungen der echten Dop-
pelfunktionalität gegeben sind.

Sicher soll und kann die Rechtsprechung kritisch hinterfragt 
werden. Aus meiner Sicht hat der Gesetzgeber aber durch die 
Einführung des § 161 II StPO und den Bestand des § 481 StPO 
die Regularien geschaffen, unter denen ein Zweckwechsel zwi-
schen Repression und Prävention und umgekehrt vorgenommen 
werden kann. Diese Regelungen entsprechen im Kern dem vom 
BVerfG zum hypothetischen Ersatzeingriff entwickelten Doppel-
türmodell.56

Es mag in den Interviews der Experten auf den ersten Blick der 
Eindruck entstehen, dass die repressive Motivation überwiegt. 
Aber auch die Kollegen der Kriminalpolizei sind an der Gefah-
renabwehr nicht nur pro forma interessiert, sondern sind ihr ver-

pflichtet. Daher unterstützen konkrete Hinweise die dauerhafte 
Gefahrenabwehr durch Zoll, Bundes- oder Landespolizei.

Gerade in den Fällen organisierter und bandenmäßig begange-
ner Straftaten kann es weder aus präventiver noch aus repressi-
ver Sicht Interesse des Staates sein, regelmäßig nur die „unterste 
und ausführende“ Ebene der justiziellen Urteilsfindung überge-
ben werden können, während die Sozialschädlichkeit durch das 
Handeln der Organisatoren möglicherweise unbeachtet bleibt.

Bereits 1991 führte der Bundesrat in seiner Begründung zum 
Gesetzentwurf zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels 
und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität 
(OrgKG) aus: „Die Organisierte Kriminalität ist zu einer Heraus-
forderung für Staat und Gesellschaft geworden.“57 Die bereits 
bestehende intensive Zusammenarbeit mit der Staatsanwalt-
schaft entspricht den Vereinbarungen der Eltviller Empfehlungen 
zur OK-Bekämpfung58 und sollte weiter gefestigt werden, auch 
um dem Anschein des Heimlichen und Unrechtmäßigen vorzu-
beugen.

Ich erwarte, dass die Diskussion mit diesem Urteil noch nicht 
abgeschlossen ist und weitere Urteile folgen werden. Die aktu-
elle Ermittlungspraxis zeigt aber, dass die legendierte Kontrolle 
mit Augenmaß an den Stellen eingesetzt wird, wo es komplexe 
Täterstrukturen aufzuhellen gilt. Für mich entsprechen in diesem 
Rahmen die Arbeit der Polizei und der Staatsanwaltschaft als 
Herrin des Verfahrens sowohl den rechtlichen Anforderungen 
an das Strafverfahren als auch dem gesetzlichen Auftrag der 
Strafverfolgung.

Kontakt
adler-mail@web.de
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DIE RECHTE DES VERLETZTEN IM STRAFPROZESS

Von RA Klaus Schroth, FA für Strafrecht, 
und RA Marvin Schroth.
3., neu bearbeitete Auflage 2018. 
473 Seiten. € 49,99
ISBN 978-3-8114-4468-3

Das Standardwerk zu den Opfer-Das Standardwerk zu den Opfer-Das Standardwerk zu den Opfer
rechten!

Das Werk stellt die Entwicklung der „Op-
ferschutzrechte“, die Aufgaben und die 
Tätigkeiten des Verletztenanwalts sowie 
die Rechte des von Straftaten verletzten 
Zeugens anschaulich und praxisnah dar. 
Die allgemeinen Verletztenrechte und 
der Täter-Opfer-Ausgleich werden ge-
nauso behandelt wie das Klageerzwin-
gungsverfahren, die Nebenklage, das 
Adhäsionsverfahren, die Privatklage, der 

Anspruch auf Entschädigung und weite-
re Rechte des Verletzten außerhalb des 
Strafprozesses.

Die Neuauflage berücksichtigt insbe-
sondere die zahlreichen Änderungen 
durch das 3. Opferrechtsreformge-
setz. Aktualisiert wurde auch die Adres-
senliste der wichtigsten Anlaufstellen 
und Hilfsorganisationen für Betroffene.

Ein Anhang mit Mustern und einer 
Checkliste für das Mandantengespräch 
erleichtert die Arbeit und gibt praktische 
und taktische Ratschläge für Rechtsan-
wälte, aber auch für Hilfsorganisationen 
und andere Berufsgruppen sowie Ein-
richtungen, die sich mit Verletzten von 
Straftaten befassen.

– Anzeige –
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